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Vorwort
Fünfter Bericht zur Tragfähigkeit  

der öffentlichen Finanzen﻿

Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit dem Fünften Tragfähigkeitsbericht blickt das 
Bundesministerium der Finanzen wieder weit in 
die Zukunft. Wir zeigen auf, welche Effekte die 
demografische Entwicklung langfristig auf die 
öffentlichen Finanzen in Deutschland hat. Außer-
dem legen wir dar, wie deren Tragfähigkeit wei-
ter gestärkt werden kann. Das ist wichtig, denn 
tragfähige öffentliche Finanzen sind nicht nur 
die Voraussetzung für die Handlungsfähigkeit des 
Staates, sondern auch für Generationengerechtig-
keit und sozialen Zusammenhalt in unserem Land.

Der Bericht wartet mit erfreulichen Ergebnissen 
auf. Die Staatsfinanzen und die sozialen Sicherungs-
systeme sind auch auf lange Sicht besser aufgestellt 
als noch vor wenigen Jahren. Die guten wirtschaft-
lichen Ausgangsbedingungen und eine verant-
wortungsvolle, zukunfts- und investitionsorien-
tierte Finanzpolitik wirken sich positiv aus. So ist 
die Erwerbstätigkeit auf ein Rekordniveau gestie-
gen und die Beiträge der Beschäftigten stärken die 
Sozialversicherungen. Der Schuldenstand ist unter 
die 60-Prozent-Schwelle gesunken. Gleichzeitig hat 
die Bundesregierung die Haushaltsspielräume gut 
genutzt für Rekordinvestitionen und die größte 
Stärkung verfügbarer Einkommen seit mehr als 
zehn Jahren.

Die Tragfähigkeit unserer Staatsfinanzen wird 
auch gesteigert durch eine höhere Erwerbsbeteili-
gung von Frauen, Älteren sowie von Menschen mit 
Migrationshintergrund sowie eine gezielte Förde-
rung der Fachkräftezuwanderung.

Wir haben viel erreicht. Die Staatsfinanzen und die 
sozialen Sicherungssysteme sind für die Zukunft 
gerüstet.

 

Olaf Scholz	  
Bundesminister der Finanzen
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Zusammenfassung

1.	 Wirtschaft und Gesellschaft befinden sich 
in einem ständigen Wandel, der kontinuierlich 
Anpassungsbedarf für die öffentlichen Haushalte 
auslöst. Vorausschauende Politik zeichnet sich 
dadurch aus, dass sie rechtzeitig Weichen stellt, 
um den damit verbundenen Herausforderungen 
zu begegnen. Zu den größten strukturellen 
Umwälzungen zählt der demografische Wandel.

2.	 Mit dem Bericht zur Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen verfügt das BMF über ein 
etabliertes Frühwarnsystem, das die demografisch 
geprägten Herausforderungen für die 
Zukunftsfähigkeit von Wirtschaft und Gesellschaft 
in den Blick nimmt. In Tragfähigkeitsanalysen 
wird – aufsetzend auf geltendem Recht und 
Simulationen künftiger (demografiebedingter) 
Mehrausgaben – ein fiskalischer Anpassungsbedarf 
ermittelt. Dieser zeigt auf, in welchem Umfang 
langfristig die öffentliche Verschuldung ansteigen 
würde, wenn es weder auf der Einnahmen- noch 
auf der Ausgabenseite zu Anpassungen kommen 
sollte.

3.	 Seit Erscheinen des letzten Berichts im 
Jahr 2016 haben sich die öffentlichen Finanzen 
nicht zuletzt als Folge der hohen Erwerbstätigkeit 
und gesunkener öffentlicher Zinsausgaben 
sehr günstig entwickelt. Die Bundesregierung 
hat die sich ergebenden Haushaltsspielräume 
konsequent zur Stärkung von wachstums- und 
zukunftsorientierten Ausgaben und insbesondere 
Investitionen genutzt. So steigen in der laufenden 
Legislaturperiode die Investitionen des Bundes 
gegenüber der zurückliegenden um rund 30 % 
und damit etwa doppelt so stark wie die gesamten 
Ausgaben. Die projizierte Entwicklung der 
Schuldenstände zeigt, dass die Staatsfinanzen und 
sozialen Sicherungssysteme auch längerfristig 
solide aufgestellt sind. Unter eher optimistischen 
Annahmen würde im Jahr 2040 der derzeitige 
gesamtstaatliche Schuldenstand in Relation 
zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) noch deutlich 
unterschritten. Selbst unter durchgängig 

pessimistischen Annahmen entstünde aus 
heutiger Sicht bis dahin ein lediglich geringfügiger 
fiskalischer Konsolidierungsbedarf, um die 
Schuldenstandsquote von 60 % des BIP zu halten.

4.	 Die Ergebnisse zeigen: Im Zusammenspiel 
von zielgerichteten Einnahmeerhöhungen und 
einer maßvollen öffentlichen Verschuldung 
sowie mit der bereits eingeleiteten Wende 
bei den öffentlichen Investitionen, die das 
Wachstumspotenzial erhöht, kann eine 
Abfederung der demografiebedingten 
Ausgabenbelastungen bei gleichzeitiger Stärkung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts gelingen.

5.	 Die vorliegende Tragfähigkeitsanalyse 
beziffert den fiskalischen Handlungsbedarf bei 
einer langfristigen Betrachtung bis 2060 auf 
zwischen 0,24 % des BIP unter eher günstigen 
und 2,27 % unter eher ungünstigen Annahmen, 
wenn der Schuldenstand weiterhin unter der 
60-Prozent-BIP-Schwelle verbleiben soll.

6.	 Die langfristig zu erwartende Zinsentwicklung 
spielt für die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen eine entscheidende Rolle. Im Sinne 
des Vorsichtsprinzips wird in den vorliegenden 
Berechnungen in beiden zentralen Szenarien 
ein gegenüber den aktuellen Markterwartungen 
deutlich rascher und stärker ansteigendes 
Zinsniveau angenommen.

7.	 Die 14. koordinierte 
Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen 
Bundesamtes vom Juni 2019 stellt die 
demografischen Eckdaten für die fiskalischen 
Langfristprojektionen auf eine aktuelle Grundlage. 
Die jüngsten demografischen Trends haben das 
Gesamtbild wesentlich verändert. Der größeren 
Unsicherheit im Bereich Migration wird in 
den aktuellen Vorausberechnungen durch eine 
größere Spannbreite bei den Annahmen Rechnung 
getragen.
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8.	 Trotz veränderter Ausgangslage bleibt die 
Aussicht auf einen starken demografischen 
Alterungsprozess der Bevölkerung in 
Deutschland bestehen. Den jüngeren, durch die 
Nettozuwanderung und höhere Geburtenzahlen 
der vergangenen Jahre gestärkten Jahrgängen 
steht unverändert eine sehr große Babyboomer-
Generation gegenüber. Bedingt durch den 
Austritt der Babyboomer aus dem Arbeitsmarkt 
wird bereits im begonnenen Jahrzehnt der 
Rückgang der Bevölkerung im Erwerbsalter mit 
einem Anstieg der Bevölkerung im Ruhestand 
einhergehen.

9.	 Den Projektionen zufolge werden die 
alterungsbedingten öffentlichen Ausgaben ab 
Mitte der 2020er Jahre deutlich steigen und 
nach dem Ausscheiden der Babyboomer aus 
der Erwerbsphase um das Jahr 2040 ein neues 
Ausgabenplateau erreichen. Die Alterung der 
Bevölkerung und der demografiebedingte 
Ausgabenanstieg werden sich jedoch auch darüber 
hinaus fortsetzen. Der demografische Wandel ist 
somit kein temporäres Problem, das eine lediglich 
vorübergehende fiskalische Anspannung auslöst, 
er impliziert vielmehr eine dauerhafte Aufgabe für 
die öffentliche Finanzplanung.

10.	Eine Finanzpolitik, die vorhandene fiskalischen 
Reserven für die Bewältigung alterungsbedingter 
öffentlicher Lasten einsetzen will, setzt die 
Disziplin voraus, Budgetspielräume in den 
kommenden Jahren konsequent für die Stärkung 
der Leistungsfähigkeit der Sozialsysteme und die 
investive Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen 
Basis einzusetzen. Die Stärkung der Qualität 
der öffentlichen Ausgaben – etwa durch 
Investitionsorientierung oder Mechanismen der 
Wirkungsorientierung – bleibt Daueraufgabe, um 
fiskalische Nachhaltigkeit und Leistungsvermögen 
der Sozialsysteme in Einklang zu bringen.

11.	Das zunehmend wahrscheinliche Szenario 
anhaltend niedriger Zinsen würde den mit der 
alternden Gesellschaft verbundenen Druck auf 
die öffentliche Verschuldung erheblich mindern. 
Bei einer Verfestigung der Niedrigzinswelt 

sind viele Antworten der Langfristanalysen 
des Berichts zu hinterfragen. So würde bei 
einem Niveau von 0 % für den Realzins der 
Schuldenstand im pessimistischen Szenario 
erst im Jahr 2040 wieder die 60-Prozent-Grenze 
erreichen, im optimistischen Szenario bliebe der 
Schuldenstand noch im Jahr 2060 mit knapp 48 % 
deutlich unter dieser Grenze. Bestünden keine 
Tragfähigkeitsprobleme mehr, würde dies die 
Schwerpunkte der Finanzpolitik verändern. 
Die Verbesserung der Produktivität und der 
Wachstumsgrundlagen der Wirtschaft würden 
noch an Bedeutung gewinnen. Langfristig 
niedrige Zinsen würden zusätzliche investive 
Spielräume öffnen, um das Wirtschaftswachstum 
zu dynamisieren.

12.	Eine generationengerechte steuerpolitische 
Strategie trägt maßgeblich dazu bei, dass die 
Finanzierungsanforderungen für leistungsfähige 
soziale Sicherungssysteme gerecht auf alle 
Schultern der Gesellschaft verteilt werden können. 
Eine breite steuerliche Finanzierungsbasis stellt 
sicher, dass alle gesellschaftlichen Gruppen ihren 
Beitrag leisten zur Stärkung einer tragfähigen 
Finanzierung der Sozialsysteme und die 
Beitragsfinanzierung nicht überfordert wird.

13.	Nach den Modellszenarien können die 
Belastungen für die Sozialsysteme wirksam 
begrenzt werden. Zentrale strukturpolitische 
Ansätze zur Bewältigung der Tragfähigkeitsrisiken 
liegen darin, 

	● das Arbeitskräfteangebot insbesondere von 
Frauen, Älteren und von Menschen mit 
Migrationshintergrund zu fördern,

	● die Leistungspotenziale der erwerbstätigen 
Gesellschaft zu verbessern und 

	● die Produktivität der Volkswirtschaft zu 
steigern.

14.	 Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist 
ein Schlüssel zu langfristig tragfähigen Finanzen. 
Hierzu bedarf es eines ganzheitlichen Ansatzes, 
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bei dem schon an den zeitlichen Erfordernissen 
des Arbeitsalltags angesetzt wird. Entsprechende 
Maßnahmen tragen zu einer gesteigerten 
Erwerbsbeteiligung insbesondere von Frauen bei. 
Der Ausbau der Ganztagesbetreuung hilft, die – im 
internationalen Vergleich unterdurchschnittlichen – 
Arbeitsvolumen von Frauen in Richtung einer 
vollzeitnahen Beschäftigung zu erhöhen. Mehr 
vollzeitnahe Beschäftigung führt dazu, dass Frauen 
Tätigkeiten mit höherer Produktivität verrichten 
und ihre Qualifikation stärker zur Geltung kommt. 
Dies zeigt auch der Benchmark Schweden, der mit 
Blick auf Partizipationsraten ebenso wie hinsichtlich 
Arbeitsvolumina Orientierung für eine höhere 
Erwerbstätigkeit gibt.

15.	Bei der Erwerbsbeteiligung von Personen im 
Alter ab 55 Jahren zeigt sich in den vergangenen 
Jahren ein bemerkenswerter Anstieg. Darüber 
hinaus setzen zunehmend mehr Personen ihr 
Erwerbsleben im Ruhestand fort. Dies ist auch 
Ausdruck veränderter Lebensentwürfe im Sinne 
einer aktiveren Teilnahme Älterer an Wirtschaft 
und Gesellschaft. Viele Personen treffen diese 
Entscheidung nicht nur aus materiellen Motiven, 
sondern immaterielle Motive wie zum Beispiel 
Freude an der Arbeit, der Kontakt zu anderen 
Menschen oder neue Herausforderungen im 
Arbeitsleben spielen eine wichtige Rolle. Die 
aktuelle Entwicklung zeigt, dass im flexiblen 
Übergang in den Ruhestand erhebliches Potenzial 
für die Erwerbstätigkeit Älterer liegt.

16.	Migration in den Arbeitsmarkt ist ein wichtiger 
Schlüssel zur Bewältigung der demografischen 
Herausforderungen. Ohne Migration würde 
das Arbeitskräftepotenzial stark zurückgehen. 
Insbesondere eine Zuwanderung von Fachkräften 
und deren Verbleib in Deutschland kann helfen, 
das Arbeitskräftepotenzial zu verbessern.

17.	Eine Politik, die den Aufstieg durch 
Bildung, einen aufnahmefähigen und fairen 
Arbeitsmarkt sowie die unternehmerische 
Selbstständigkeit unterstützt, kann auch eine 
höhere Erwerbsbeteiligung von Menschen mit 

Migrationshintergrund wirksam befördern. 
Hinsichtlich des aktuellen Migrationsgeschehens 
steht die Arbeitsmarktintegration und 
Qualifizierung bleibeberechtigter und 
bleibewilliger Flüchtlinge im Vordergrund.

18.	Ein wichtiger Baustein für die langfristige 
Prosperität Deutschlands ist angesichts des 
demografischen Wandels die zukunftsfähige 
Qualifikation der Erwerbstätigen. Diese erfordert 
ein leistungsfähiges Bildungssystem mit guten 
Schulen, einer fundierten beruflichen Bildung 
und konkurrenzfähiger Hochschullehre. 
Darüber hinaus ist in Zeiten des technologischen 
Wandels lebenslanges Lernen ein Erfordernis für 
erfolgreiche und erfüllende Berufsbiographien. 
Eine bessere staatliche Förderung von 
Weiterbildungsmöglichkeiten erhöht die Chancen 
für alle Beschäftigten und Arbeitssuchenden, 
neue Qualifikationen z. B. auf dem Gebiet digitaler 
Technologien zu erwerben.

19.	Wichtig ist, dass erwerbsfähige Arbeitslose 
nicht dauerhaft den Anschluss auf dem 
Arbeitsmarkt verlieren. Dazu dienen Maßnahmen 
zur besseren Eingliederung von Älteren in 
den Arbeitsmarkt und die Integration von 
Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt, z. B. 
durch Lohnkostenzuschüsse. Die Unterstützung 
einer höheren effektiven Lebensarbeitszeit trägt 
zu einer spürbaren Verbesserung der Tragfähigkeit 
bei.

20.	Zur langfristigen Sicherung der Tragfähigkeit 
öffentlicher Finanzen trägt in einer alternden 
Gesellschaft insbesondere auch die effiziente 
Bereitstellung einer bedarfsgerechten und 
qualitätsvollen Gesundheitsversorgung und 
Pflegeinfrastruktur bei. Hierzu dienen u. a. eine 
stärkere Koordinierung zwischen ambulantem 
und stationärem Sektor sowie die Digitalisierung 
von Verwaltungsprozessen. Je mehr Jahre ihrer 
steigenden Lebenserwartung die Menschen in 
Gesundheit verbringen und je effizienter die 
Leistungserbringung erfolgt, desto positiver fällt 
der Effekt für die Tragfähigkeitslücke aus.
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21.	Die Auswirkungen der technologischen 
Entwicklungen und der Digitalisierung dürften 
im Hinblick auf die fiskalische Tragfähigkeit in 
Summe positiv ausfallen. Insbesondere verbessern 
sich die Wachstumsperspektiven des Landes 
deutlich. Allerdings können sich technologische 
Entwicklungen negativ auf den Arbeitsmarkt 
auswirken, indem sich der Mismatch aufgrund 
neuer Qualifikationsanforderungen vergrößert. 
Die Anpassungsfähigkeit der Beschäftigten an 
veränderte Qualifizierungsprofile sollte deshalb im 
Sinne der Betroffenen und der Gesamtwirtschaft 
unterstützt werden.

22.	Investitionen in den Bereichen digitale 
Infrastruktur sowie Bildung, Wissenschaft und 
Forschung steigern nicht nur die Innovationskraft 
Deutschlands, sondern fördern auch Effizienz 
und Produktivität der Volkswirtschaft. 
Dies kann produktivitätssteigernde private 
Investitionen nach sich ziehen und günstigere 
gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen für 
tragfähigkeitsverbessernde Reformen bieten.

23.	Die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu sichern erfordert auch, die 
deutsche Wirtschaft und Gesellschaft auf 
ihrem Weg in die Digitalisierung und zu mehr 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz zu unterstützen. 
Hierzu wurde in den vergangenen Jahren 
bereits die öffentliche Investitionstätigkeit 
deutlich ausgeweitet und verstetigt. Mit dem 
umfassenden Paket systematisch aufeinander 
abgestimmter Instrumente und Maßnahmen 
des Klimaschutzpakets sollen für Unternehmen 
und Privathaushalte die Anreizwirkungen für 
klimafreundliches Verhalten verstärkt werden, um 
den CO2 -Ausstoß in allen Sektoren zu verringern 
und die Klimaziele 2030 zu erreichen.

24.	In den übergeordneten Zielen und 
Handlungsfeldern der Demografie-Strategie wie 
auch der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
haben die Sicherstellung solider Finanzen sowie 
die Stärkung des Wachstumspotenzials ihren 
festen Platz. Das dokumentiert die Verzahnung 
der einzelnen Politikbereiche und die Einordnung 
des Prinzips tragfähiger öffentlicher Finanzen in 
Strategien mit übergreifendem Charakter.
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Fünfter Bericht zur Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen

Ein langfristig handlungsfähiger Staat ist die Basis 
für den Zusammenhalt der Gesellschaft und eine 
prosperierende Wirtschaft. Solide öffentliche 
Finanzen sind hierfür eine wesentliche Grundlage.

Mit dem Bericht zur Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen verfügt das BMF über ein etabliertes Ins-
trument, das langfristige Herausforderungen und 
Chancen für Wirtschaft und Gesellschaft voraus-
schauend in den Blick nimmt. Im Zentrum des 
Berichts steht die Frage, inwieweit der demografi-
sche Wandel die öffentlichen Haushalte und sozi-
alen Sicherungssysteme in den kommenden Jahr-
zehnten prägen und die Handlungsfähigkeit des 
Staates herausfordern wird.

Unbestritten ist, dass es auch weitere Herausforde-
rungen gibt, die eine handlungsfähige Finanzpo-
litik im Blick behalten muss  – z.  B. mögliche Fol-
gen des Klimawandels, des digitalen Wandels oder 
von Schocks auf den Finanzmärkten. Sie unterlie-
gen aber stärker diskretionär geprägten politischen 
Entscheidungen und stehen daher nicht im Mittel-
punkt des Berichts.

Finanzpolitische Tragfähigkeit ist eine Ausprä-
gung des Nachhaltigkeitsgedankens. Mit der Deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie zeigt die Bundes-
regierung, dass es ihr wichtig ist, diesen Gedanken 
in allen Politikfeldern zu stärken. Das Konzept 
dient als Handlungsanleitung für eine umfas-
sende zukunftsfähige Politik. Es geht um übergrei-
fende Verantwortung für eine ökonomisch, öko-
logisch und sozial tragfähige Entwicklung für alle 
Generationen. Insoweit ergänzen und befruchten 
sich Nachhaltigkeit und Tragfähigkeit öffentlicher 
Finanzen wechselseitig.

Der Tragfähigkeitsbericht stellt das Instrumenta-
rium bereit, um Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf die Entwicklung der öffentlichen 
Finanzen in Deutschland quantitativ offenzulegen. 

Er dient als strategisches Planungsinstrument einer 
vorausschauenden und gleichzeitig gestaltenden 
Finanzpolitik.

Langfristprojektionen stellen keine „echte“ Pro-
gnose der langfristigen fiskalischen Entwicklung 
dar, sondern geben Einblick in die hypothetische 
Entwicklung der öffentlichen Finanzen bei unver-
änderter Politik auf Basis belastbarer demografi-
scher Daten. Sie beruhen auf einer Vielzahl von 
Annahmen und weisen die damit verbundenen 
erheblichen Unsicherheiten auf. Unter diesen Res-
triktionen zeigen sie mögliche Entwicklungspfade 
der Zukunft.

Der vorliegende fünfte Bericht1 gibt im aktuellen 
demografischen, gesamtwirtschaftlichen und nicht 
zuletzt finanzpolitischen Umfeld Antworten zu fol-
genden zentrale Fragen:

Wie steht es um die Demografiefestigkeit 
der Staatsfinanzen in Deutschland und wel-
che Chancen und Risiken resultieren aus 
dem demografischen Wandel für die öffent-
lichen Finanzen und die Systeme der sozia-
len Sicherung, auch im Lichte der derzeiti-
gen Niedrigzinsphase?

Wie kann eine zukunftsorientierte finanz-
politische Strategie gewährleisten, dass die 
Belastungen der alternden Gesellschaft für 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finan-
zen in Grenzen gehalten und generationen-
gerecht verteilt werden? Hierbei sind ins-
besondere die öffentliche Ausgaben- und 
Einnahmenseite in den Blick zu nehmen, da-
rüber hinaus mögliche Konsequenzen einer 

1  Vergleiche auch Bundesministerium der Finanzen (2016, 2014, 
2011, 2008 und 2005).
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langanhaltenden Niedrigzinsphase für die 
Schuldentragfähigkeit. 

Welche strukturpolitischen Handlungsfel-
der helfen zu vermeiden, dass sich Risiken 
für die Tragfähigkeit der öffentlichen Finan-
zen materialisieren?
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1.	 Herausforderungen für die fiskalische 
Tragfähigkeit aufgrund des demografischen 
Wandels

Deutschland ist Schauplatz eines ausgeprägten 
demografischen Wandels. Die demografischen 
Strukturveränderungen zeichnen den Trend zu 
einer älter werdenden Bevölkerung vor. Bereits 
heute ist jede zweite Person in Deutschland älter als 
45  Jahre und jede fünfte Person älter als 66  Jahre. 
Gleichzeitig erlebt Deutschland eine ungewöhnlich 
starke Zuwanderung vor allem junger Menschen 
und tendenziell steigende Geburtenzahlen.

Die Alterung der Bevölkerung wird bei ansonsten 
unveränderten Rahmenbedingungen dazu führen, 
dass die altersabhängigen staatlichen Ausgaben in 
Relation zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) überpro-
portional ansteigen. Das hat Konsequenzen für die 
öffentlichen Haushalte der Zukunft.

Eine Kernfrage ist, ob bei einer Weiterführung 
der bisherigen Politik das Anspruchsniveau an 
den Staat gehalten und bestehende Verpflichtun-
gen in den alterungsabhängigen Bereichen Rente, 
Arbeitsmarkt, Gesundheit nachhaltig bedient wer-
den können. Das Konzept der fiskalischen Tragfä-
higkeit („fiscal sustainability“) bewertet daher unter 
finanzpolitischen Gesichtspunkten die Fähigkeit, 
bestehenden Verpflichtungen dauerhaft nach-
kommen zu können. Das ist für das Vertrauen in 
die langfristige Handlungsfähigkeit des Staates 
essenziell.

1.1	 Finanz- und 
wirtschaftspolitische 
Ausgangslage

Die wirtschaftliche Ausgangslage hat sich nach 
einer längeren Phase kräftigen Wachstums leicht 
eingetrübt, sie bleibt jedoch gut. Zwar hat sich 
die deutsche Konjunktur nach einer Steigerung 
des realen BIP um  1,5 % im Jahr  2018 merklich 

abgekühlt. Nach einem Wachstum der deutschen 
Volkswirtschaft um 0,6 % im Jahr 2019 wird für die-
ses Jahr damit gerechnet, dass es sich wieder etwas 
beschleunigt auf rund 1 %.2 Auch für den Arbeits-
markt ist eine etwas gedämpfte, aber gleichwohl 
positive Entwicklung bei sehr niedrigen Arbeitslo-
senquoten zu erwarten.

Trotz der abgeschwächten wirtschaftlichen Dyna-
mik kommen sowohl der Bundeshaushalt 2020 als 
auch der Finanzplan bis zum Jahr 2023 ohne Neuver-
schuldung aus. Bereits seit 2014 konnten die Bun-
deshaushalte ohne neue Schulden vollzogen wor-
den. Damit leistet der Bund einen wichtigen Beitrag 
zur gesamtstaatlichen Haushaltskonsolidierung.

Auch im Jahr  2020 wird der Staatshaushalt (von 
Bund, Ländern, Gemeinden und Sozialversiche-
rungen) einen Finanzierungsüberschuss aufwei-
sen: nach  +1,9 % des BIP im Jahr  2018 ging der 
Saldo im Jahr  2019 auf  +1,4 %3 zurück und dürfte 
im Jahr  2020 bei  +½ % des BIP liegen. Neben der 
verringerten Wirtschaftsdynamik ist insbesondere 
die Umsetzung der prioritären Maßnahmen des 
Koalitionsvertrages Grund für den Rückgang.

Der um Konjunktur- und Einmaleffekte bereinigte 
strukturelle Finanzierungssaldo des öffentlichen 
Gesamthaushalts wird im Jahr 2020 bei rund ½ % 
des BIP liegen und auch in den Folgejahren leicht 
positiv bleiben. Die Vorgaben des europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspakts zum mittelfristi-
gen Haushaltsziel werden in Bezug auf das gesamt-
staatliche strukturelle Defizit von maximal  0,5 % 
des BIP deutlich erfüllt.

2  Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2019).

3  Statistisches Bundesamt (2020). 
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Tabelle 1: Die Entwicklung der öffentlichen Finanzen 2018 bis 2023

Aufgrund der günstigen Ausgangslage sank die 
Maastricht-Schuldenstandsquote im vergangenen 
Jahr weiter, auf voraussichtlich  60 % des  BIP.4 Die 
weiterhin solide Position der öffentlichen Haus-
halte und der geplante Portfolioabbau bei den von 
der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung 
errichteten Abwicklungsanstalten wirken sich 
positiv auf die Rückführung der Schuldenstands-
quote aus. Bis zum Ende des Jahres 2023 wird ein 
weiterer Rückgang der Quote auf  54 % projiziert. 
Damit wird ein wichtiger Beitrag zur Absicherung 
der langfristigen Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen geleistet.

1.2	 Demografische Veränderungen

Das Statistische Bundesamt hat Ende Juni 2019 die 
Ergebnisse der 14. koordinierten Bevölkerungsvo-
rausberechnungen vorgestellt. Die Vorausberech-
nungen der amtlichen Statistik stützen sich auf 
fundierte empirische Analysen zentraler demogra-
fischer Trends und zeigen, wie sich Bevölkerungs-
zahl und -struktur unter plausiblen demografi-
schen Annahmen entwickeln würden.

Im Vergleich zur vorangegangenen Bevölkerungs-
vorausberechnung des Jahres 2016 hat sich das Aus-
gangsniveau – insbesondere im Bereich der jünge-
ren Einwohner  – signifikant verändert. 2018  hat 
die Einwohnerzahl in Deutschland mit rund 

4 	  Das Ist-Ergebnis zum Maastricht-Schuldenstand für das 
Jahr 2019 wird erst Ende März 2020 von der Bundesbank 
veröffentlicht.

83 Millionen Menschen einen neuen Höchststand 
erreicht. Gegenüber der für den letzten Tragfähig-
keitsbericht verwendeten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung leben jetzt gut 1½  Millionen Personen 
mehr in Deutschland als erwartet. Obwohl die Ster-
berate die Geburtenrate auch künftig übersteigt, 
dürfte sich der Anstieg der Bevölkerungszahl ange-
sichts der hohen laufenden Nettozuwanderung 
mindestens bis zum Jahr  2024 fortsetzen. Erst auf 
lange Sicht ist mit einem Sinken der Bevölkerungs-
zahl zu rechnen.

Gleichzeitig schreitet die demografische Alterung 
in Deutschland angesichts des Altersaufbaus der 
Bevölkerung und des Anstiegs der Lebenserwar-
tung deutlich voran. So lag das Durchschnittsal-
ter der Bevölkerung im Jahr 2018 mit 44 Jahren um 
fünf Jahre höher als im Jahr der deutschen Einheit. 
In diesem Zeitraum stieg die Zahl der Menschen im 
Alter ab 67 Jahren um 54 % auf 15,9 Millionen Per-
sonen. Dennoch waren im Jahr 2018 knapp 52 Mil-
lionen Menschen im erwerbsfähigen Alter. Die 
Jahrgänge der Babyboomer-Generation von  1955 
bis  1970 sind aber inzwischen in ein höheres 
Erwerbsalter aufgerückt und die ersten Jahrgänge 
werden in den 20er Jahren aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden. Die Altersgruppe der über 67-Jährigen 
wird voraussichtlich in den nächsten zwei Jahr-
zehnten um weitere 5 bis 6 Millionen Personen auf 
mindestens 20,9 Millionen Personen anwachsen.

2018 2019 2020 2021 2022 2023

in % des BIP

Finanzierungssaldo 1,9 1,4 ½ 0 0 ½

Struktureller Finanzierungssaldo 1,4 1,3 ½ ¼ ¼ ½

Maastricht-Schuldenstand 61,9 60 58 ¼ 56 ¾ 55 ½ 54

Angaben für die Projektionsjahre (Saldo ab 2020, Schuldenstand ab 2019) auf Viertel Prozentpunkte des BIP gerundet.
Quellen: Ist-Daten: Statistisches Bundesamt (2020), Bundesministerium der Finanzen (2020), Deutsche Bundesbank (2019),  
Projektion: Bundesministerium der Finanzen (2019), Stand 19. November 2019
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Die Vorausberechnungen zeigen erhebliche Unter-
schiede in der regionalen Entwicklung bis  2060. 
Bei moderater Entwicklung von Geburtenhäufig-
keit, Lebenserwartung und Nettozuwanderung 
würde die Bevölkerungszahl bis 2060 in den west-
deutschen Flächenländern um 4 %, in den ostdeut-
schen Flächenländern aber um  18 % abnehmen. 

In den Stadtstaaten würde sie dagegen um  10 % 
wachsen. In allen Bundesländern würde im Zeit-
raum 2018 bis 2060 die Bevölkerung im Erwerbsal-
ter zwischen 20  Jahren und 66  Jahren abnehmen: 
in den westdeutschen Flächenländern um 16 %, in 
den ostdeutschen Flächenländern um 30 % und in 
den Stadtstaaten um 4 % (siehe Tabelle 2).

Tabelle 2: Zahl der 20- bis 66-Jährigen bis 2060 nach Bundesländern
in 1.000 Personen

Infolge der zunehmenden Bedeutung der Zuwan-
derung sowie der Ungewissheit der Entwicklung 
der Geburtenraten werden langfristige demogra-
fische Projektionen volatiler und damit weniger 
gesichert. Nicht zuletzt deshalb zeigt das Statis-
tische Bundesamt eine größere Bandbreite mög-
licher Entwicklungen, die den Einfluss zentraler 
demografischer Annahmen  – Geburtenhäufigkeit, 
Sterblichkeit und Wanderungen – auf die Bevölke-
rungsentwicklung in Varianten abbilden.

Trotz veränderter Ausgangsbasis belegen die neuen 
Vorausberechnungen, dass sich die Alterungspro-
zesse als säkulare Entwicklung unabhängig von 
den gewählten demografischen Annahmen im 
Zeitraum bis 2040 nahezu zwangsläufig einstellen. 
Die fortschreitende Alterung wird die Ausgaben-
dynamik der öffentlichen Haushalte und sozialen 
Sicherungssysteme in den kommenden Dekaden 
prägen.

Land 2018 2020 2040 2060

Baden-Württemberg  6.965  7.027  6.427  6.121 

Bayern  8.263  8.331  7.532  7.025 

Berlin  2.354  2.385  2.364  2.264 

Brandenburg  1.541  1.518  1.285  1.061 

Bremen  429  431  388  386 

Hamburg  1.193  1.213  1.185  1.167 

Hessen  3.933  3.955  3.575  3.409 

Mecklenburg-Vorpommern  999  974  787  674 

Niedersachsen  4.917  4.932  4.300  4.096 

Nordrhein-Westfalen  11.203  11.181  9.683  9.065 

Rheinland-Pfalz  2.556  2.549  2.192  2.042 

Saarland  621  609  482  440 

Sachsen  2.437  2.393  2.094  1.871 

Sachsen-Anhalt  1.345  1.296  985  850 

Schleswig-Holstein  1.764  1.772  1.548  1.402 

Thüringen  1.308  1.264  985  861 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2019b)
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2.	Modellrechnungen zur langfristigen 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen

Ausgewählte Bevölkerungsvorausberechnungen 
werden genutzt, um mit Hilfe von Modellrechnun-
gen (Abbildung 1) eine Bandbreite möglicher Ent-
wicklungen für den Arbeitsmarkt und die Gesamt-
wirtschaft zu erzeugen (Schritt  1 in Abbildung  1), 
die als Hintergrundszenarien für die Budgetpro-
jektionen fungieren. Hinsichtlich der Budgetpro-
jektionen erfolgt eine Beschränkung auf diejenigen 
öffentlichen Ausgaben, die in Umfang und Struktur 
systematisch demografisch geprägt sind (Schritt 2). 
Andere Zukunftstrends oder mögliche Krisener-
eignisse werden bewusst nicht berücksichtigt oder 
quantitativ abgebildet. Für die nicht näher betrach-
teten Ausgaben wird angenommen, dass diese wie 
die Einnahmen mit der Steigerungsrate des BIP 
fortgeschrieben werden können.

Auf Grundlage der aggregierten Projektionen las-
sen sich die öffentlichen Finanzen insgesamt fort-
schreiben (Schritt 3) sowie quantitativ bestimmen, 
in welchem Umfang die demografiebedingte Aus-
gabenentwicklung von der BIP-Steigerungsrate 
abweicht. Liegt die Steigerungsrate der demografie-
bedingten Ausgaben oberhalb der BIP-Steigerungs-
rate, mit der auch die Einnahmen steigen, werden 
finanzpolitische Anpassungsmaßnahmen erfor-
derlich. Den ansonsten resultierenden Anstieg der 
Schuldenstandsquote quantifizieren die sogenann-
ten Tragfähigkeitslücken (Schritt 4).

Abbildung 1: Methodik der Berechnungen im BMF-Tragfähigkeitsbericht

Schritt 1
Erstellung der 

Hintergrundszenarien
   

Projektion der 
Bevölkerungs-

entwicklung, der 
Arbeitsmarkt-

entwicklung sowie der 
gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung

Schritt 2
Projektion der 

öffentlichen Ausgaben 
und Einnahmen

   

Separate Projektion 
einzelner 

altersabhängiger 
Ausgabenzweige, 

Fortschreibung der 
sonstigen Ausgaben und 

Einnahmen

Schritt 3
Fortschreibung der 
gesamtstaatlichen 

Haushaltslage
   

Ermittlung 
der jährlichen 

Finanzierungsdefizite 
beziehungweise. 

-überschüsse, 
Fortschreibung der 

Schuldenstandsquote

Schritt 4
Abbildung von 

Tragfähigkeitslücken
   

Rechnerische 
Zusammenfassung der 
demografiebedingten 
Schuldenstandsquote 

in Form von 
Tragfähigkeitslücken 

(langfristig und 
mittelfristig)
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2.1	 Konzeptionelle Grundlagen der 
Tragfähigkeitsanalyse

Im Zentrum der Definition fiskalischer Tragfähig-
keit steht die intertemporale Budgetbeschränkung 
des Staates. Zwar ist ein Staat nicht gezwungen, 
seinen Haushalt in jedem Jahr ohne Einnahmen 
aus Krediten auszugleichen oder einen erreichten 
Schuldenstand in bestimmten Zeiträumen wie-
der vollständig zu tilgen. Aus ökonomischer Sicht 
kann es gute Gründe für eine Kreditfinanzierung 
staatlicher Ausgaben geben, vor allem im Bereich 
der Konjunktur- und Wachstumspolitik. Dennoch 
muss ein Staat, schon um seine Kreditwürdigkeit 
zu wahren, glaubwürdig nachweisen können, den 
aufgelaufenen Schuldenstand und alle zukünftigen 
Ausgaben über einen virtuell unendlichen Zeit-
raum durch zukünftige Einnahmen zu decken. Dies 
wird in der Literatur als Bedingung für die langfris-
tige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen gese-
hen (Blanchard 1990). Rechnerisch wird die Bedin-
gung eingehalten, wenn der aufsummierte Barwert 
aller zukünftigen Primärsalden (Haushaltsüber-
schüsse vor Berücksichtigung der Zinsverpflich-
tungen) höher ist als der derzeitige Schuldenstand.

Die Erfüllung der Anforderungen aus der inter-
temporalen Budgetbeschränkung lässt sich nur mit 
Hilfe von Modellrechnungen zur zukünftigen Ent-
wicklung der Primärsalden und unter einer Reihe 
von Annahmen  – vor allem zur zukünftigen Ent-
wicklung von BIP-Wachstum und Zins – überprü-
fen. Weit in der Zukunft liegende Primärsalden 
werden bei einem positiven Realzins so stark abge-
zinst, dass diese nur noch einen marginalen Einfluss 
auf die Ergebnisse haben. Indikatoren zu Tragfä-
higkeitslücken zeigen, in welcher Größenordnung 
Handlungsbedarf besteht, um die Bedingung der 
Tragfähigkeit zu erfüllen. Gängige Indikatoren zei-
gen die jährliche Korrektur der Primärsalden, die 
erforderlich ist, um die intertemporale Budgetbe-
schränkung dauerhaft einzuhalten. Sie sind somit 
ein Maß für den Handlungsbedarf, der sich bei 
unveränderter Politik für die öffentlichen Haus-
halte aus den langfristigen Entwicklungen ergibt. 
Auf diesem Ansatz basiert neben den regelmäßigen 

Fiscal Sustainability Reports der EU-Kommission 
auch die Tragfähigkeitsberichterstattung des BMF.5

Die Indikatoren für unbegrenzte Zeiträume sind 
allerdings nur definiert, wenn der für Staatsschuld-
titel fällige Zinssatz nicht dauerhaft unterhalb der 
Wachstumsrate des  BIP liegt. Aussagen zur lang-
fristigen Tragfähigkeit der öffentlichen Finan-
zen können dann nur auf weniger aussagekräftige 
Resultate zur Entwicklung der Schuldenstands-
quote  – etwa die Einhaltung bestimmter Schul-
denstandsziele innerhalb eines vorgegebenen Zeit-
raums – gestützt werden.

In diesem Bericht wird die Tragfähigkeitslücke mit 
Indikatoren ausgewiesen, die die Höhe einer dau-
erhaften sofortigen Anpassung des Primärsaldos 
für unbegrenzte Zeiträume oder im Hinblick auf 
ein Schuldenstandsziel zu einem bestimmten Zeit-
punkt berechnen und mit Indikatoren, die eine 
schrittweise Budgetanpassung über mehrere Jahre 
unterstellen.

2.2	 Methodik der Langfristprojektion

Der vorliegende Bericht nimmt – wie die Vorgän-
gerberichte – die öffentlichen Haushalte von Bund, 
Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungen in 
den Blick. Die Berechnungen umfassen den Zeit-
raum der aktuellen Bevölkerungsvorausberech-
nung von 2018 bis 2060 und veranschaulichen die 
hypothetische Entwicklung der staatlichen Finan-
zen unter der Annahme, dass die bisherige Politik 
unverändert beibehalten wird (No-Policy-Chan-
ge-Annahme). Damit bleibt unberücksichtigt, dass 
zusätzliche strukturpolitische Reformen wie auch 
eine zukunftsorientierte finanzpolitische Ausrich-
tung in starkem Maße das Potenzial haben, die 

5 	  Alternativ wird die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
mit Hilfe sogenannter Generationenbilanzen gemessen. 
Auch hinter diesem Konzept steht die intertemporale 
Budgetbeschränkung des Staates, im Vordergrund stehen 
dabei Berechnungen zum Ausmaß der bei Fortsetzung der 
gegenwärtigen Finanzpolitik erzeugten intergenerationellen 
Umverteilung und der damit verbundenen (expliziten und) 
impliziten Staatsverschuldung.
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Tragfähigkeitssituation und damit auch die Stabili-
tät und Leistungsfähigkeit der sozialen Sicherungs-
systeme zu verbessern. Die methodischen Ausfüh-
rungen und Simulationsergebnisse beruhen auf 
einem vom BMF vergebenen und vom ifo  Insti-
tut für Wirtschaftsforschung, München, in Zusam-
menarbeit mit Prof. Dr. Martin Werding, Ruhr-Uni-
versität Bochum, bearbeiteten Forschungsauftrag.

Aufgrund des langen Projektionshorizonts herr-
schen große Unsicherheiten über viele Faktoren, 
die die Tragfähigkeitslücke beeinflussen. Deshalb 
müssen Annahmen gesetzt werden, um Tragfä-
higkeitsberechnungen für bestimmte demografi-
sche und ökonomische Ausprägungen anstellen 
zu können. Um der Unsicherheit über zukünf-
tige Entwicklungen Rechnung zu tragen, begren-
zen zwei Basisvarianten ein Spektrum möglicher 
Entwicklungen. Die Annahmen der beiden Rah-
menszenarien sind dabei aus heutiger Sicht plau-
sible Möglichkeiten und keine Extremwerte: Die 
„Variante  T-“ ist von Annahmen bestimmt, die 
durchgängig nachteilig für die öffentlichen Finan-
zen wirken (pessimistische Variante), während die 
„Variante T+“ durchgängig für die Entwicklung der 
öffentlichen Finanzen günstige Annahmen (opti-
mistische Variante) enthält.6 Komplettiert wird die 
Darstellung der beiden Basisvarianten mit Alter-
nativrechnungen, die den Einfluss abweichender 
Annahmen und Berechnungsansätze sowie zentra-
ler Politikparameter veranschaulichen.

Darüber hinaus wird in diesem Bericht ein Fokus 
auf die Periode bis  2040 gelegt, das ist der Zeit-
raum, in dem die sogenannten Babyboomer das 
Rentenalter erreichen. Für diesen Zeithorizont ist 
der demografische Trend relativ klar absehbar. Die 
noch längerfristige Projektion bis zum Jahr 2060 ist 
von höherer Unsicherheit gekennzeichnet.

Für die Projektionen der altersabhängigen öffent-
lichen Ausgaben werden Ergebnisse für die ein-
zelnen Geburtsjahrgänge berechnet, und zwar dif-
ferenziert nach Geschlecht. Die grundlegenden 

6 	  Die Annahmen der beiden Varianten sind in Tabelle 3 auf 
Seite 19 enthalten.

ökonomischen Zusammenhänge werden anhand 
eines makroökonomischen Modells abgebildet, das 
nationale Spezifika besonders in den Blick nimmt. 
Für die regelkonforme Fortschreibung der Ausga-
ben der Sozialversicherungen werden die Rück-
wirkungen der Beiträge auf die Leistungshöhe 
beachtet.

Aus den projizierten Entwicklungen der im Ein-
zelnen erfassten Ausgaben werden Szenarien für 
die zukünftige Entwicklung des gesamtstaatli-
chen öffentlichen Haushalts abgeleitet. Auf dieser 
Basis werden dann die Tragfähigkeitslücken für die 
öffentlichen Finanzen in mittel- und langfristiger 
Perspektive ermittelt (zu den Einzelkomponenten 
der Gesamtprojektion siehe Abbildung  2). Für die 
übrigen Ausgaben wird wie für die öffentlichen Ein-
nahmen als Konvention angenommen, dass diese 
mit dem  BIP steigen und somit keinen Einfluss 
auf die Tragfähigkeitslücke haben, die ebenfalls in 
Relation zum  BIP ausgewiesen wird. Um den aus 
der demografischen Entwicklung resultierenden 
fiskalischen und ökonomischen Handlungsdruck 
umfassend zu bestimmen, bleibt zudem unberück-
sichtigt, dass die Sozialversicherungsbeiträge einer 
gesetzlich festgelegten Anpassung unterliegen.
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Abbildung 2: Einzelelemente der Gesamtprojektion
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3.	Datengrundlagen und zentrale Annahmen

Ausgangsjahr der Langfristprojektionen ist das 
Jahr 2017 beziehungsweise 2018 mit entsprechen-
den Ist-Daten. Die zentralen Modellrechnun-
gen berücksichtigen zudem die zum Stand Sep-
tember  2019 vorliegende Finanzplanung. Für den 
Zeitraum 2019 bis 2023 werden Eckdaten der Mit-
telfrist-Projektion der Bundesregierung, die dar-
auf basierende Projektion des Staatshaushalts in 
Maastricht-Abgrenzung sowie die entsprechen-
den Vorausschätzungen der hier betrachteten 
demografieabhängigen öffentlichen Ausgaben 
berücksichtigt.

3.1	 Annahmen zur 
Bevölkerungsentwicklung

Wesentliche Grundlage für die Tragfähigkeitspro-
jektionen sind plausible Szenarien zur zukünftigen 
demografischen Entwicklung aus der „14.  koordi-
nierten Bevölkerungsvorausberechnung“ des Sta-
tistischen Bundesamtes. Während die vorange-
hende Vorausberechnung von den Ergebnissen des 
„Zensus 2011“ geprägt war, berücksichtigt die aktu-
elle Vorausberechnung vor allem die zwischen-
zeitlich eingetretene Migration und die Unsicher-
heiten hinsichtlich der weiteren Entwicklung des 
Migrationssaldos. Für die weitere demografische 
Entwicklung werden alternative Annahmen zu den 
zentralen Kennziffern Geburtenhäufigkeit, Lebens-
erwartung und Wanderungssaldo gesetzt.

Die zusammengefasste Geburtenziffer betrug 
zuletzt 1,57 Kinder je Frau. Langfristig sind Trends 
zu späterer Familiengründung und steigender Kin-
derlosigkeit zu beobachten. Seit 2012 ist ein Anstieg 
der jährlichen Geburtenrate erfolgt, der auch auf 
einer hohen Geburtenhäufigkeit von Zuwanderin-
nen beruht. Für die Projektion wird im pessimis-
tischen Fall ein Sinken der Geburtenziffer auf das 
langfristige Durchschnittsniveau von 1,43  Kinder 
unterstellt und im optimistischen Fall ein Anstieg 
auf 1,73 Kinder.

Zur Lebenserwartung wird angenommen, dass 
diese künftig weiter ansteigen wird. Derzeit beträgt 
die Lebenserwartung für neugeborene Jungen 
rund 78,4  Jahre und für neugeborene Mädchen 
rund 83,2 Jahre. Damit ist die Lebenserwartung in 
Deutschland niedriger als in einigen anderen euro-
päischen Ländern. Günstigere Lebensumstände, 
zurückgehende Raucherquoten sowie Verbesse-
rungen der medizinischen Versorgung der Bevöl-
kerung lassen einen moderaten weiteren Anstieg 
erwarten. In den Kern-Szenarien wird bei neuge-
borenen Jungen ein Anstieg der Lebenserwartung 
auf bis zu 86,2  Jahre unterstellt, bei Mädchen ein 
Anstieg um 6,4 Jahre auf bis zu 89,6 Jahre.

Der Wanderungssaldo als Differenz zwischen Zuzü-
gen nach und Fortzügen aus Deutschland hängt 
vom Migrationspotenzial und Migrationsdruck in 
den Herkunftsgebieten ab, von der wirtschaftlichen 
Attraktivität Deutschlands sowie nicht zuletzt von 
der deutschen und europäischen Migrationspoli-
tik. Das Statistische Bundesamt hat den aktuellen 
Trend einer hohen Nettomigration in den Voraus-
berechnungen strukturell fortgeschrieben und geht 
in der Variante eines niedrigen Wanderungssaldos 
von einem Rückgang des Wanderungssaldos auf 
110.500  Personen im Jahr  2030 aus, danach bleibt 
der Wanderungssaldo konstant. Im Durchschnitt 
bedeutet dieses bis  2060 eine Nettoeinwanderung 
von 147.000  Personen pro Jahr (+47.000  Personen 
gegenüber der alten Projektion), was etwa dem 
Durchschnitt der Zuwanderung der alten Bundes-
republik von 1955 bis 1989 entspricht (Abbildung 3). 
Der Fall hoher Zuwanderung wird mit einem Rück-
gang der Wanderungssalden auf 300.000  Personen 
ab dem Jahr 2030 modelliert, was einer durchschnitt-
lichen Nettozuwanderung von 311.000  Personen 
pro Jahr entspricht (plus 111.000  Personen gegen-
über 2015er Projektion). Dieser Durchschnitt liegt 
auf dem Niveau der durchschnittlichen Zuwande-
rung von  1990 bis  2018 einschließlich der letzten, 
derzeit zurückgehenden Wanderungsbewegungen. 
Diese beiden Varianten werden für die Kernszena-
rien übernommen.
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Abbildung 3: 	 Wanderungssaldo über die Grenzen Deutschlands
in 1.000 Personen 

Die für den Tragfähigkeitsbericht genutzten 
Annahmen sind in den Varianten  4 und  21 der 
14.  koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 
abgebildet.7 Insbesondere für die eher optimisti-
sche Variante ergeben sich mit einer von 1,6 auf gut 
1,7  erhöhten Geburtenziffer und vor allem einem 
um 100.000  Personen höheren Wanderungssaldo 
deutliche Änderungen gegenüber dem vorange-
henden Tragfähigkeitsbericht. Während sich die 
erhöhte Geburtenziffer in den ersten Jahren nur 
geringfügig und erst in fernerer Zukunft stärker 
auswirkt, machen sich veränderte Annahmen zum 
jährlichen Wanderungssaldo ab sofort bemerkbar.

7 	  Variante 4: Relativ alte Bevölkerung; Variante 21: Hohe 
Geburtenhäufigkeit und hoher Wanderungssaldo; vergleiche 
Statistisches Bundesamt (2019a).

Für die beiden Basisvarianten werden folgende 
Annahmen getroffen:

	● Variante T-: Die zusammengefasste 
Geburtenziffer geht von zuletzt (2017) 
1,57 Kinder bis 2040 wieder auf 1,43 Kinder 
zurück und bleibt anschließend konstant; die 
Lebenserwartung bei Geburt steigt für Frauen 
von zuletzt (Sterbetafel 2015-17) 83,2 Jahren 
bis 2060 kontinuierlich auf 89,6 Jahre, für 
Männer von 78,4 Jahren auf 86,2 Jahre; 
der jährliche Wanderungssaldo sinkt von 
zuletzt (2018) 386.000 Personen bis 2030 auf 
110.500 Personen und verharrt anschließend 
auf diesem Niveau.

Quellen: Werding u. a. (2020), Statistisches Bundesamt (2019a)
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	● Variante T+: Die Geburtenziffer steigt bis 2040 
weiter auf 1,73 Kinder und bleibt danach 
konstant; die Lebenserwartung erhöht sich für 
Frauen bis 2060 kontinuierlich auf 88,1 Jahre, 
für Männer auf 84,4 Jahre; der jährliche 
Wanderungssaldo stabilisiert sich bis 2030 bei 
300.000 Personen und bleibt anschließend 
unverändert auf diesem gegenüber 
langjährigen Durchschnittswerten erhöhten 
Niveau.8

8 	  Das Statistische Bundesamt (14. koordinierte Bevölkerungs
vorausberechnung, 2019, Seite 41 bis 44) macht darauf 
aufmerksam, dass ein solcher Wanderungssaldo eine 
dauerhaft starke Zuwanderung aus dem nicht-europäischen 
Ausland erfordert, die in dieser Form derzeit noch nicht 
stattfindet.

Die Annahmen bedeuten, dass sich die Bevölke-
rungszahl  – ausgehend von rund 82,8  Millionen 
Einwohnern im Jahr 2017 – in der pessimistischen 
Variante  T- bis  2060 recht kontinuierlich auf ein 
Niveau von 74 Millionen Personen zubewegt. In der 
Variante  T+ erfolgt hingegen ein kontinuierlicher 
Anstieg der Bevölkerungszahl auf rund 86  Millio-
nen Personen. Das ist ein erheblicher Unterschied 
zur vorangehenden Bevölkerungsvorausberech-
nung von  2015, die in beiden verwendeten Vari-
anten von einem Absinken der Bevölkerung auf 
69 Millionen Personen beziehungsweise 77 Millio-
nen Personen ausging (Abbildung 4).

Abbildung 4: 	 Bevölkerungszahl (1990 bis 2060) in den Basisvarianten
in Millionen Personen

Quelle: Statistisches Bundesamt (2019a, 2015)

60,0

62,5

65,0

67,5

70,0

72,5

75,0

77,5

80,0

82,5

85,0

87,5

1990 2000 2010 2020 2030 2040 2050 2060

T- T+

T- T+

Daten der 14. koordinierten Bevölkerungsberechnung:

Daten der 13. koordinierten Bevölkerungsberechnung:

12



Fünfter Bericht zur Tragfähigkeit  
der öffentlichen FinanzenDatengrundlagen und zentrale Annahmen

Weiterhin prägend, aber durch den erfolgten Zuzug 
Jüngerer und dauerhaft höhere Einwanderung 
gegenüber der vorangehenden Bevölkerungsvo-
rausberechnung abgeschwächt, ist der demogra-
fische Alterungsprozess der Bevölkerung. Für die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen ist die Ver-
änderung des Altenquotienten (Anzahl der Perso-
nen im Alter ab 65 Jahren je 100 Personen im Alter 
von 15 bis 64 Jahren) das wichtigste Maß der Ver-
änderung der Bevölkerungsstruktur. Ausgehend 

von einem Niveau von 31,6 im Jahr 2013 steigt der 
Altenquotient in der Variante T+ bis 2060 auf 47,8 
und in der Variante  T- auf  59,9 (13.  Koordinierte 
Bevölkerungsvorausberechnung zum Vergleich: 
T+  53,7, T-  64,1). Der Anstieg des Altenquotienten 
der Wohnbevölkerung erfolgt mit unterschied-
lichen Dynamiken im Zeitraum  2020 bis  2035 
sowie nach einer Pause im Zeitraum 2040 bis 2060 
(Abbildung 5).

Abbildung 5: Altenquotient1 (1990 bis 2060) in den Basisvarianten

1   Altenquotient: (Anzahl der Personen im Alter ab 65 Jahre/Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren) × 100

Quellen: Werding u. a. (2020), Statistisches Bundesamt (2019a, 2015)
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Von Bedeutung für die nachstehenden Projektio-
nen ist überdies, dass der Anteil der Personen in der 
Altersgruppe 80  Jahre und älter erheblich zuneh-
men wird. Damit steigen voraussichtlich auch die 
Ausgaben für die Pflege dieser Personengruppe mit 
entsprechenden Auswirkungen auf die öffentliche 
Ausgabendynamik.

3.2	 Gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung

Über die Anzahl der Erwerbspersonen wirkt sich 
der demografische Wandel direkt auf den Arbeits-
markt und die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
aus. Darüber hinaus können Änderungen in der 
Bevölkerungsstruktur Arbeitsmärkte, Produktivi-
tät und Wirtschaftswachstum, Zinsen und Preise 
beeinflussen. Für diese „indirekten“ Zusammen-
hänge werden aus heutiger Sicht plausible Annah-
men über die zukünftige Entwicklung gesamt-
wirtschaftlicher Parameter gesetzt, mit denen ein 
Korridor zwischen einer optimistischen (T+) und 
einer pessimistischen (T-) Entwicklung aufge-
spannt wird.

3.2.1	 Arbeitsmarkt

Die Entwicklung der Erwerbsbeteiligung bezie-
hungsweise des Arbeitsangebots ist eine entschei-
dende Determinante zukünftigen Wachstums. Ver-
änderungen in der Erwerbsbeteiligung aufeinander 
folgender Alterskohorten lassen sich mit Hilfe eines 
kohortenspezifischen Ansatzes in die Zukunft fort-
schreiben.9 Zu den wichtigsten Trends zählt der 
Anstieg der Erwerbsbeteiligung von Frauen und 
von älteren Menschen ab 55  Jahren. Die Erwerbs-
quote für Frauen im Alter von 15 bis 64 Jahren hat 
sich beispielsweise von 70 % im Jahr 2000 auf 79,4 % 
im Jahr 2017 (rund 92,5 % des Vergleichswerts für 
Männer) erhöht. Über die zukünftige Entwicklung 

9 	  Die „Cohort Simulation Method“ wurde von der OECD 
(Burniaux u. a. 2004) entwickelt und von der Ageing Working 
Group der EU für die Modellrechnungen im Rahmen des 
Ageing Report der EU adaptiert (vergleiche EU-Kommission 
und Wirtschaftspolitischer Ausschuss der EU (2017), Part I, 
Annex A.1).

der Erwerbsbeteiligung10 werden folgende Annah-
men getroffen:

In der eher pessimistischen Basisvariante T- steigt 
die Erwerbsquote der Frauen im Verhältnis zu der-
jenigen der Männer bis 2040 weiter auf 95 %, und 
bis  2060 auf  95,6 % der Erwerbsbeteiligung der 
Männer. Die Erwerbsbeteiligung der Männer im 
Alter von  15 bis 64  Jahren liegt bei 85 % bis  86 % 
aller Männer.

In der eher optimistischen Basisvariante T+ fällt der 
Anstieg der Frauenerwerbsquote auf 95,3 % bezie-
hungsweise  95,7 % der Erwerbsquote gleichaltri-
ger Männer im gleichen Zeitraum noch etwas stär-
ker aus. Die Erwerbsbeteiligung der Männer steigt 
bis  2040 auf Werte um  87 % und bleibt danach 
weitgehend konstant.

Die Erwerbsbeteiligung von älteren Menschen 
ab 55  Jahren ist vor dem Hintergrund der Verein-
heitlichung der Altersgrenzen gesetzlicher Ren-
ten, der Einführung von Abschlägen bei vorzei-
tigem Renteneintritt und der  2012 einsetzenden 
schrittweisen Heraufsetzung der Regelaltersgrenze 
der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) auf 
67  Jahre gestiegen. Seit  2014 stagniert das durch-
schnittliche Renteneintrittsalter allerdings. Vor 
allem wegen der Effekte der stufenweisen Herauf-
setzung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre bis 2031 
wird für die Basisvarianten angenommen, dass das 
durchschnittliche Rentenzugangsalter von rund 
64 Jahre (2017) auf knapp 66 Jahre (T-) beziehungs-
weise auf knapp 67 Jahre (T+) steigen wird.

Die strukturelle Komponente der Erwerbslosigkeit 
in der langen Frist wird durch das statistisch ermit-
telte Niveau der Erwerbslosigkeit, welches den 
Lohnanstieg nicht beschleunigt (die sogenannte 
non-accelerating wage rate of unemployment, 
kurz: NAWRU), erfasst. Mitte der 1980er  Jahre 
lag die NAWRU entsprechenden Berechnungen 

10  Die Erwerbsquoten weichen von den Daten des Mikrozensus 
ab, um eine Untererfassung von ausschließlich geringfügig 
Beschäftigten im Mikrozensus auszugleichen, vergleiche 
Werding u. a. (2020), Seite 14 f.
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zufolge bei über 7 % und erreichte um die Jahrtau-
sendwende etwa  8,3 %. Die tatsächliche Erwerbs-
losenquote lag phasenweise noch höher. In den 
vergangenen 15  Jahren trat jedoch eine deutliche 
Reduktion der NAWRU ein. Im Jahr  2018 waren 
die errechnete NAWRU und die tatsächlich beob-
achtete Erwerbslosigkeit identisch, bei einem his-
torisch niedrigen Wert von 3,2 %.

Für die Basisvarianten folgt die Entwicklung der 
Erwerbslosenquote bis zum Jahr  2023 der Mittel-
fristprojektion der Bundesregierung. Für die Zeit 
danach wird angenommen, dass die Erwerbslosen-
quote der einheimischen Bevölkerung sich bis 2040 
einem langfristigen Niveau von 5,5 % (T-) und 3,5 % 
(T+) annähert, das anschließend konstant bleibt. 
Der in der Mittelfristprojektion angelegte leichte 
Anstieg der NAWRU wird unter den Annahmen 
der pessimistischen Variante bis zum Erreichen des 
Niveaus von 5,5 % im Jahr 2040 linear fortgeschrie-
ben. Das optimistische Szenario verwendet hinge-
gen den Durchschnittswert der vergangenen fünf 
Jahre als Niveau der NAWRU und unterstellt damit, 
dass eine weitere Verbesserung der strukturellen 
Arbeitslosigkeit unter den bestehenden institutio-
nellen Rahmenbedingungen nicht realistisch ist.

Bei den angenommenen Erwerbsquoten neuer 
Zuwanderer wird dem Prozess der Integration 
dieser Personen in den Arbeitsmarkt Rechnung 
getragen. Erfahrungsgemäß weisen zugewanderte 
Personen im ersten Jahr nur eine sehr geringe 
Erwerbsquote auf, die sich innerhalb von 15  Jah-
ren der Wohnbevölkerung angleicht.11 Um die 
höhere strukturelle Arbeitslosigkeit neu zugewan-
derter Personen abzubilden wird deren NAWRU 
befristet höher gewichtet. Wegen eines steigenden 
Anteils von Zuwanderern an den Erwerbsperso-
nen stellt sich langfristig in den Basisszenarien eine 
NAWRU von 4,0 % (T+) beziehungsweise 5,7 % (T-) 
ein, womit die NAWRU unter dem durchschnittli-
chen Niveau seit der deutschen Einheit von  6,8 % 
verbleiben würde.

11  Vergleiche Brücker u. a. (2015).

Mitte der 1990er Jahre waren über 3 Millionen Per-
sonen erwerbslos, bevor in den 2000er Jahren eine 
merkliche Reduktion der Erwerbslosigkeit eintrat. 
Im Jahr 2018 wurden etwa 1,5 Millionen Personen 
als erwerbslos gezählt. In den langfristigen Projek-
tionen spielen konjunkturelle Effekte keine Rolle, 
das Produkt aus Erwerbspersonen und strukturel-
ler Erwerbslosenquote NAWRU ergibt die Anzahl 
der Erwerbslosen. Bis 2040 ergibt sich in den Basis-
szenarien ein Anstieg der Erwerbslosenzahlen auf 
circa 1,7 Millionen Personen (T+) beziehungsweise 
2,3  Millionen Personen (T-). Da in den Folgejah-
ren die Reduktion der Anzahl der Erwerbsperso-
nen den leichten Anstieg der NAWRU in abso-
luten Erwerbslosenzahlen annähernd ausgleicht 
oder sogar überkompensiert, ergeben sich für das 
Jahr 2060 Erwerbslosenzahlen von etwa 1,8 Millio-
nen Personen (T+) beziehungsweise knapp 2,1 Mil-
lionen Personen (T-). Die Anzahl der Erwerbstäti-
gen als Differenz zwischen den Erwerbspersonen 
und der Anzahl der Erwerbslosen dürfte je nach 
Szenario von gegenwärtig 44,6 Millionen Perso-
nen auf 34,1  Millionen Personen (T-) beziehungs-
weise 43,0  Millionen Personen (T+) im Jahr  2060 
zurückgehen.

Aus dem Produkt der Erwerbstätigen und der 
durchschnittlichen Stundenzahl ergibt sich die 
geleistete Anzahl an Arbeitsstunden, die für die 
Berechnung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung zum Einsatz kommen. Die durchschnittli-
che Stundenzahl pro Erwerbstätigem wird in den 
Basisvarianten im gesamten Projektionszeitraum 
konstant auf dem Niveau von 2018 gehalten.

Der Anteil der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten an allen Erwerbstätigen betrug im 
Durchschnitt der vergangenen Jahre knapp  71 %. 
Für die Basisszenarien wird unterstellt, dass der 
Anteil auf diesem Niveau konstant bleibt.
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Abbildung 6: 	 Erwerbspersonen und Erwerbstätige (1991 bis 2060) in den Basisvarianten
in Millionen Personen

3.2.2	 Produktivitätsentwicklung und 
Potenzialwachstum

Nachdem das reale BIP im Anschluss an die Finanz-
krise im Jahr 2009 um rund 5,6 % eingebrochen ist, 
hat sich die Gesamtwirtschaft in den Folgejah-
ren positiv entwickelt. Zwischen  2010 und  2018 
betrug die durchschnittliche reale Wachstumsrate 
rund 2 % pro Jahr. Dies war das Resultat einer güns-
tigen konjunkturellen Entwicklung. Für die lang-
fristige Projektion des  BIP ist hingegen das ange-
botsseitige „Produktionspotenzial“ entscheidend, 
dessen Entwicklung durch die zur Verfügung ste-
henden Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital 

sowie technischen Fortschritt geprägt wird.12 Da 
sich der Kapitalstock relativ träge entwickelt, erge-
ben sich Wachstumswirkungen vor allem durch 
Änderungen der Faktorproduktivität und des 
Arbeitseinsatzes.

12  Die Höhe des Produktionspotenzials wird mittels 
der modifizierten EU-Methode (MODEM) ermittelt, 
welche das ifo Institut gemeinsam mit anderen 
führenden deutschen Wirtschaftsforschungsinstituten 
für die Gemeinschaftsdiagnose entwickelt hat 
(Gemeinschaftsdiagnose 2019).

  1    Daten beruhen auf der Mittelfristprojektion (MFP) der Bundesregierung.
  Quelle: Werding u. a. (2020)
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Technischer Fortschritt wird durch die Wachs-
tumsrate der totalen Faktorproduktivität (TFP) als 
Residuum gemessen, das bei einer Wachstums-
zerlegung verbleibt und weder Arbeit noch Kapi-
tal zugerechnet werden kann. Seit längerem ist ein 
Rückgang des TFP-Wachstums in entwickelten 
Volkswirtschaften zu beobachten. Das TFP-Wachs-
tum in Deutschland lag in den 1950er beziehungs-
weise 1960er  Jahren noch bei rund  1,5 % pro Jahr 
und hat sich seitdem unter hohen kurzfristigen 
Schwankungen auf durchschnittlich rund  0,7 % 
pro Jahr reduziert. Die langfristige Entwicklung 
hängt insbesondere davon ab, inwieweit grund-
legende technologische Neuerungen Produktivi-
tätsfortschritte erzeugen können. Für die Basis-
szenarien wird ab  2024 ein TFP-Wachstum von 
konstant 0,6 % (T-) beziehungsweise 0,8 % (T+) pro 
Jahr angenommen.

Zudem geht auch der Faktor Arbeit in die Projek-
tion des Produktionspotenzials ein. Der demogra-
fische Wandel bringt, insbesondere in der Vari-
ante  T-, eine Reduktion der Zahl der im Inland 
ansässigen Erwerbstätigen mit sich, die von der 
Zuwanderung nur teilweise aufgefangen wird. Die 
strukturelle Arbeitslosigkeit steigt annahmege-
mäß, der technische Fortschritt ist schwach aus-
geprägt. Das Wachstum des Produktionspotenzials 
wird sich unter diesen Annahmen zwar fortsetzen, 
aber verlangsamen. Im positiven Szenario  T+ fal-
len diese Effekte deutlich günstiger aus. Im Zeit-
raum  2020 bis  2060 wird überschlägig ein jährli-
ches Potenzialwachstum von 1,1 %in T+ und 0,5 % 
in T- erreicht.

Abbildung 7: 	 Produktionspotenzial (1991 bis 2060) in den Basisvarianten
in Mrd. €

    Quelle: Werding u. a. (2020)
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3.2.3	 Zinsen und Inflation

Der für die öffentliche Verschuldung zu zahlende 
Zinssatz ist eine wichtige Einflussgröße der Ent-
wicklung des gesamtstaatlichen Haushalts. Die 
Inflationsrate spielt für die Tragfähigkeitsberech-
nungen nur im Zusammenhang mit der Zinsent-
wicklung eine Rolle, weil alle nominalen Größen 
mit dem gleichen Deflator bereinigt werden.

In den Modellrechnungen wird der implizite Zins 
ausgewiesen, definiert als „Zinsausgaben in Rela-
tion zur Staatsschuld des Vorjahres“. Er bildet dem-
nach nicht den aktuellen Marktzins auf Neuemis-
sionen der öffentlichen Hand ab, sondern die für 
die Frage der Zinsausgaben relevanten gesamten 

Zinsverpflichtungen bezogen auf alle umlaufen-
den Schuldtitel. Aktuell liegt dieser „implizite“ Zins 
bei 1 ½ % nominal.

Über längere Zeit niedrige Marktzinsen (wie der-
zeit zu beobachten) schlagen im Zuge der sukzes-
siven Ablösung von höher durch niedriger verz-
inste Staatsschuldtitel auf den impliziten Zins 
durch. Umgekehrt würde bei einem  – angenom-
menen – Wiederanstieg der Marktzinsen der impli-
zite Zins auf die gesamten Staatsschulden erst nach 
und nach wieder zunehmen. Jährlich wird von der 
Finanzagentur etwa ein Sechstel der ausstehenden 
Bundesschuld refinanziert. Gesamtstaatlich liegt 
das Zinsniveau oberhalb der Zinsstrukturkurve des 
Bundes.

Abbildung 8: 	 Aktuelle und Forward-Zinskurven des Bundes
Nominalzins in % p. a.

	

Quelle: Reuters, Stand 30. Dezember 2019
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Die Übersicht über die Zinsstruktur zeigt, dass der 
Bund sich zum Jahresende 2019 bis zu einer Lauf-
zeit von etwa 15 Jahren zu negativen Nominalzins-
sätzen verschulden konnte. Die Forward-Zinsen 
als Erwartung der Märkte deuten zudem darauf 
hin, dass die Niedrigzinsphase noch lange anhalten 
könnte. Einem schnellen Wiederanstieg der Zins-
last der öffentlichen Haushalte steht auch die Fris-
tenstruktur der gegenwärtigen Staatsschuld klar 
entgegen.

Für beide Basisvarianten wurden vor diesem Hin-
tergrund sehr vorsichtige Annahmen zur zukünf-
tigen Zinsentwicklung in Form eines langfris-
tigen Anstiegs der Zinsen getroffen. Der in den 
Basisszenarien angenommene Zinsanstieg ist als 
Sicherheitsmarge zu verstehen, die dem haushal-
terischen Vorsichtsprinzip Rechnung trägt und 
die finanzpolitischen Risiken einer Zinsänderung 
berücksichtigt.

Für den Zeitraum der Mittelfristplanung werden 
die Annahmen der Haushaltsplanung der Bundes-
regierung übernommen, die im Zeitraum bis 2023 
einen moderaten Anstieg des impliziten Zinses 
berücksichtigen. Für die anschließende lange Frist 
wird angenommen, dass der Zins sehr langsam aber 
stetig ansteigt, sodass der Realzins den langjährigen 
Durchschnittswert von 3 % p. a. im Jahr 2060 wieder 
erreicht, was bei einer Inflationsrate von  2 %  p.  a. 
ein Zinsniveau von nominal 5 % p. a. bedeutet. Für 
die Inflationsrate wird angenommen, dass diese ab 
dem Jahr  2024 konstant auf dem Niveau von  2 % 
liegt. Aktuelle vergleichbare Rechnungen der 
EU-Kommission gehen von Zinsannahmen in ähn-
licher Größenordnung aus.

Um dem Argument der derzeit empirisch zu beob-
achtenden und längerfristig zu erwartenden Zins
entwicklung gerecht zu werden und die Breite der 
aktuellen wissenschaftlichen Diskussion abzubil-
den, wird zudem die Perspektive einer Niedrigzins-
welt in die Tragfähigkeitsanalyse einbezogen.

Tabelle 3: Annahmen zum Fünften Tragfähigkeitsbericht

Variante T– Variante T+

Demografie

Zusammengefasste Geburtenziffer 1,43
(ab 2040)

1,73
(ab 2040)

Lebenserwartung bei Geburt (Jahre)

– Frauen 89,6 (2060) 88,1 (2060)

– Männer 86,2 (2060) 84,4 (2060)

Wanderungssaldo (1.000 Personen) 110.500
(ab 2030)

300.000
(ab 2030)

Arbeitsmarkt

Erwerbslosenquote (%) 5,6 (2040) 3,7 (2040)

5,7 (2060) 4,0 (2060)

Arbeitslosenquote (%) 7,7 (2040) 5,1 (2040)

7,8 (2060) 5,5 (2060)

Durchschnittliches Rentenzugangsalter (Jahre) +1 (bis 2060) +2 (bis 2060)

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung

Totale Faktorproduktivität (% p. a.) 0,6 (ab 2024) 0,8 (ab 2024)

„Impliziter“ Zins auf Staatsschuldtitel
(real)

0,3 (2030)
1,2 (2040)
3,0 (2060)

Inflationsrate (% p. a.) 2,0 (ab 2024)

Quelle: Werding u. a. (2020)
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4.	Zentrale Ergebnisse der Basisvarianten

Das gesamtwirtschaftlich-demografische Annah-
mengerüst ist wesentliche Grundlage für die Bud-
getprojektionen, bei denen insbesondere die 
Zweige der Sozialversicherungen und die Beam-
tenversorgung einschließlich Beihilfe, die Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende sowie der Bereich der 
Bildung (inklusive Kinderbetreuung) und einige 
Kernelemente des Familienleistungsausgleichs 
berücksichtigt werden. Dabei ist unterstellt, dass 
die gegenwärtige Politik unverändert bleibt und 
alle im Rechtsstand 30. Juni 2019 geregelten Ände-
rungen13 während des Projektionszeitraums (voll) 
wirksam werden.

Annahme unveränderter Fortführung der 
gegenwärtigen Politik (No-Policy-Change)

Alterssicherung: Die Regelaltersgrenze wird 
seit  2012 bis  2031 stufenweise auf 67  Jah-
re heraufgesetzt; laufende Renten werden 
nach der geltenden Rentenanpassungsfor-
mel erhöht unter Berücksichtigung des zu 
erreichenden Netto-Sicherungsniveaus vor 
Steuern für eine Standardrente von 48 % bis 
zum Jahr 2025 (Beitragssatz steigt bis 2025 
nicht über 20 %); andere Elemente der Ren-
tenreformen von  2018 und  2014 werden 
ebenfalls berücksichtigt.

Für die Beamtenversorgung wird verein-
fachend unterstellt, dass sich die rechtli-
chen Rahmenbedingungen der Länder und 
Kommunen am Versorgungsrecht des Bun-
des orientieren. Die Fortschreibung der 
Pensionen folgt der Wachstumsrate der 

13  Damit bleibt insbesondere die Ausgestaltung einer Grundrente 
unberücksichtigt, ebenso wie die Absenkung des Beitrags 
zur Arbeitslosenversicherung um 0,1 Prozentpunkte ab dem 
1. Januar 2020 und die Einführung eines dynamisierten Frei
betrags für Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung der 
pflichtversicherten Betriebsrentnerinnen und Betriebsrentner 
zum 1. Januar 2020 in Höhe von insgesamt rund 1,2 Mrd. € 
jährlich.

Bruttolöhne sowie rechtlich vorgezeichne-
ten Änderungen der maximalen und durch-
schnittlichen Ruhegehaltssätze.

Gesetzliche Krankenversicherung (GKV): Die 
gesetzliche Krankenversicherung bleibt eine 
Vollversicherung; neben aktuellen Verbes-
serungen in der Versorgung entfalten sich 
ausgabendämpfende Wirkungen zurücklie-
gender Reformen. Die durchschnittlichen 
altersspezifischen Leistungsausgaben wer-
den mit der Wachstumsrate des Pro-Kopf-
BIP fortgeschrieben. Beihilfeausgaben wer-
den prinzipiell analog zu GKV-Ausgaben 
fortgeschrieben.

Soziale Pflegeversicherung (SPV): Auswei-
tungen der Zahl der Leistungsbezieher und 
der Leistungen aufgrund der drei „Pflege-
stärkungsgesetze“ der Jahre  2014 bis  2016 
werden berücksichtigt; das Niveau der Pfle-
geleistungen bleibt, gemessen an der erwar-
teten Kostenentwicklung, auf Dauer kons-
tant. Maßgeblich für die Fortschreibung ist 
in Fortführung der Ausgabenentwicklung 
der vergangenen Jahre die Wachstumsrate 
der Bruttolöhne.

Arbeitslosenversicherung und Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende: Aktuelle Rechts
änderungen („Teilhabechancengesetz“, 
„Qualifizierungsoffensive am Arbeitsmarkt“) 
entfalten in den kommenden Jahren Wir-
kung. Ansonsten werden die Leistungen der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) mit der durch-
schnittlichen Wachstumsrate der Nettolöhne 
fortgeschrieben. In der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende werden die Wachstums-
rate der Bruttolöhne beziehungsweise der 
mehrjährige Durchschnitt regelmäßiger Neu-
ermittlungen der Regelbedarfe zugrunde 
gelegt.
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Öffentliche Bildungsausgaben: Die Verein-
barungen zwischen Bund und Ländern, zu-
sätzliche Mittel für Ausbau und Betrieb 
von Hochschulen bereitzustellen, entfal-
ten ab 2021 auf Dauer Wirkung. Öffentliche 
Ausgaben für Kinderbetreuung der unter 
Dreijährigen werden in dem Maße erhöht, 
wie dies bei steigender Frauenerwerbsbetei-
ligung als notwendig erscheint.

Familienpolitische Leistungen: Änderun-
gen an den erfassten Leistungen aufgrund 
des „Starke-Familien-Gesetzes“ werden be-
rücksichtigt. Anschließend werden die Leis-
tungen mit unverändertem Niveau weiter 
gewährt.

Sonstige öffentliche Ausgaben: In den Mo-
dellrechnungen nicht explizit erfasste Aus-
gaben bleiben im Projektionszeitraum in % 
des laufenden BIP konstant.

Öffentliche Einnahmen: Als Rechenkonven-
tion bei der Ermittlung von Indikatoren für 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
gilt, dass alle öffentlichen Einnahmen im 
Projektionszeitraum in % des laufenden BIP 
konstant bleiben.

4.1	 Ausgabenprojektionen in 
einzelnen Politikbereichen

4.1.1	 Gesetzliche Rentenversicherung

Die öffentlichen Ausgaben der GRV stellen den 
finanziell gewichtigsten der stark demografieab-
hängigen Funktionsbereiche dar. Die Entwicklung 
der Ausgaben der im Umlageverfahren und durch 
Bundeszuschuss finanzierten GRV wird wesentlich 
durch die Rentenreformen der Jahre 2004 und 2007 
(Einführung des „Nachhaltigkeitsfaktors“ in die 
Rentenanpassungsformel und schrittweise Her-
aufsetzung der Regelaltersgrenze von 65 Jahren auf 
67 Jahre) beeinflusst.

Vor dem Hintergrund der günstigen Rahmenbe-
dingungen in den vergangenen Jahren wurden 
Reformschritte ergriffen. Dazu gehört die Ein-
führung einer abschlagsfreien, vorzeitigen Alters-
rente für besonders langjährig Versicherte („Rente 
mit 63“), der in zwei Stufen vorgenommene Ausbau 
der Anrechnung von Erziehungszeiten für vor 1992 
geborene Kinder („Mütterrente“) sowie die in meh-
reren Schritten durchgeführte Verbesserung der 
Erwerbsminderungsrenten für Neufälle.

Nach der Rentenreform 2018 gilt für die Jahre 2019 
bis 2025 eine „doppelte Haltelinie“, aufgrund derer 
das Netto-Sicherungsniveau vor Steuern einer Stan-
dardrente in diesem Zeitraum nicht unter 48 % sin-
ken und der Beitragssatz der GRV nicht über 20 % 
steigen soll. Für ungedeckte Finanzierungsbedarfe, 
die aus dieser Regelung resultieren können, wer-
den nötigenfalls zusätzliche Bundesmittel bereit-
gestellt. Um Wege zu einer nachhaltigen Sicherung 
und Fortentwicklung der Alterssicherungssysteme 
ab dem Jahr 2025 zu finden und damit das Funda-
ment für einen neuen, verlässlichen Generationen-
vertrag zu schaffen, hat die Bundesregierung im 
Juni 2018 eine Kommission eingesetzt, die im Früh-
jahr 2020 Empfehlungen vorlegen soll.

Wenngleich die gesetzlichen Rentenausgaben im 
Zuge der demografischen Alterung einer nennens-
werten Aufwärtsdynamik unterliegen, dämpft eine 
Reihe von Entwicklungen die Anspannung der 
Rentenfinanzen. Hier sind vor allem die bisherige 
Robustheit des Arbeitsmarktes, der Anstieg von 
Erwerbsbeteiligung von Frauen und Älteren, aber 
mittelfristig auch das Ausbalancieren von Renten-
niveau und Demografie durch die geltende Ren-
tenanpassungsformel zu nennen.

Der projizierte Anstieg der Rentenausgaben reflek-
tiert die zu erwartende Erhöhung des Altenquo-
tienten. Ausgehend von einem Ausgabenniveau 
von  9,1 % des  BIP im Jahr  2018 steigen die Ren-
tenausgaben bis zum Jahr  2060 im günstigen Fall 
auf  11,3 % des  BIP beziehungsweise im ungünsti-
gen Fall auf 13,1 %. Der Gesamtanstieg liegt somit 
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bei 2,2  Prozentpunkten (T+) beziehungsweise 
4,0 Prozentpunkten (T‑) des BIP. Die bereits einge-
tretenen günstigen Entwicklungen dämpfen den 
Anstieg der Rentenausgaben. Vor allem unter den 
Annahmen des optimistischen Szenarios fallen die 
Ausgabenanstiege deutlich moderater aus als noch 
im Vierten Tragfähigkeitsbericht veranschlagt.

4.1.2	 Gesetzliche Krankenversicherung

Nach den öffentlichen Ausgaben zur Alterssi-
cherung bilden Ausgaben im Funktionsbereich 
Gesundheit und Pflege insgesamt den zweitgröß-
ten Posten. Diese sind demografieabhängig, weil 
individuell anfallende Gesundheitsausgaben und 
das Risiko der Pflegebedürftigkeit, wenn auch in 
unterschiedlichem Maße, mit dem Alter ansteigen.

Eine grundlegende Reform mit bedeutenden Aus-
wirkungen auf die Ausgabenentwicklung im 
Gesundheitswesen war das „GKV-Wettbewerbs-
stärkungsgesetz“ von  2007. Neben zahlreichen 
Änderungen zur Finanzierung – die Einführung des 
„Gesundheitsfonds“, Ausbau der Bundeszuschüsse 
zur GKV sowie der Übergang zu einem morbidi-
tätsorientierten Risikostrukturausgleich ab 2009 – 
wurde ein intensiverer Kassenwettbewerb erzeugt, 
was zu einer längerfristigen Dämpfung der Dyna-
mik der Leistungsausgaben beitragen sollte. Das 
gilt auch für das „Gesetz zur Neuordnung des Arz-
neimittelmarktes“ von 2011. Dagegen sind von wei-
teren in den vergangenen Jahren durch die Bun-
desregierung auf den Weg gebrachten Gesetzen, 
die vorrangig der Verbesserung der Versorgung der 
Patientinnen und Patienten sowie der Prävention, 
der Gesundheitsförderung und dem Gesundheits-
schutz dienen, Ausgabensteigerungen zu erwarten, 
denen langfristig auch Einsparungen durch mehr 
Effizienz gegenüberstehen werden. Basis der Fort-
schreibungen sind auf der aktuellen gesetzlichen 
Grundlage die aktuellen Profile für die geschlechts- 
und altersspezifischen pro-Kopf-Ausgaben der 
GKV, differenziert nach Versichertenstatus unter 
Berücksichtigung von Effekten der gestiegenen 
Frauenerwerbsbeteiligung.

Hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Gesund-
heitsausgaben sind die Entwicklung altersspezi-
fischer Krankheitsrisiken bei steigender Lebens-
erwartung („gesundes Altern“) und diejenigen des 
medizintechnischen Fortschritts mit Unsicher-
heit behaftet. Vor diesem Hintergrund werden für 
die Basisvarianten rein „demografische“ Effekte 
der Entwicklung der GKV-Ausgaben aufgrund der 
sich ändernden Altersstruktur der Versicherten 
projiziert.

Die Leistungsausgaben der GKV bestehen im 
Wesentlichen aus Sachleistungen, die dem gegen-
wärtigen medizinischen Wissensstand entspre-
chen. Rein demografische Effekte für die Entwick-
lung der Ausgaben der GKV erweisen sich nicht als 
sonderlich stark. Nach einem Anstieg der Ausgaben 
im Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung 
ergibt sich in der Basisvariante  T+ nur ein gerin-
ger Zuwachs. In der eher pessimistischen Basisva-
riante T- erhöhen sich die Ausgaben je BIP bis 2050 
etwas stärker. Auf Basis der Simulationen wird 
daher ausgehend von einem Wert von 6,9 % des BIP 
im Jahr 2018 ein Ausgabenanstieg um 0,2 Prozent-
punkte (T+) beziehungsweise 0,8 Prozentpunkte (T-) 
auf ein Niveau zwischen  7,1 % und  7,7 % des  BIP 
im Jahr 2060, bis 2040 auf 7,3 % und 7,6 % des BIP 
projiziert.

4.1.3	 Soziale Pflegeversicherung

In jüngerer Zeit wurden weitreichende Änderun-
gen rechtlicher Rahmenbedingungen vorgenom-
men, die zu Leistungsverbesserungen führen. Das 
betrifft etwa die Einführung eines neuen Begriffs 
der Pflegebedürftigkeit, kombiniert mit einem 
neuen Begutachtungsverfahren für die Einstufung 
in Pflegegrade. Bei einer um 35 % gestiegenen Zahl 
der als pflegebedürftig eingestuften Personen sind 
Mehrausgaben der Pflegeversicherung die Folge. 
Aufgrund institutioneller Gemeinsamkeiten der 
Abgrenzung des Versichertenkreises können sich 
die Projektionen zur weiteren Entwicklung der 
Ausgaben der SPV dennoch anlehnen an diejeni-
gen zu den GKV-Ausgaben.
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Für die Fortschreibung der Ausgabenanstiege je 
Leistungsbezieher stehen prinzipiell zwei Ansätze 
zur Verfügung: laufende Steigerungen mit der 
Inflationsrate oder der Wachstumsrate der Löhne. 
Die seit dem Jahr  2008 gesetzlich als „Orientie-
rungswert“ für zukünftige Leistungsanpassungen 
dienende allgemeine Inflationsrate soll die Aus-
gabenentwicklung der Pflegeversicherung mittel-
fristig bremsen. Die Regel hat somit eine diszipli-
nierende Funktion. Bei konsequenter Umsetzung 
würde aber angesichts der Arbeitsintensität der 
Pflege der auf die Pflegebedürftigen entfallende 
Eigenanteil im Zeitablauf steigen, was der No-Po-
licy-Change-Annahme in gewisser Weise wider-
sprechen würde. Für die Basisvarianten wird ange-
nommen, dass die Leistungsausgaben mit der 
Wachstumsrate der Bruttolöhne angepasst werden. 
Damit ist implizit unterstellt, dass das Leistungsni-
veau der Pflegeversicherung gemessen an den vol-
len Pflegekosten auf Dauer in etwa konstant bleibt. 
Gegenüber einer Inflationsanpassung bedeutet 
diese Annahme eine wesentlich größere Ausga-
bendynamik. In der eher pessimistischen Basisva-
riante T- steigen die Ausgaben in Relation zum BIP 
im Projektionszeitraum an und der Anstieg ver-
langsamt sich erst zum Ende des Projektionszeit-
raums. In der Variante T+ nimmt der Anstieg die-
ser BIP-Quote bereits ab  2023 ab. Ausgehend von 
einem Ausgabenniveau von 1,2 % im Jahr 2018 ist 
somit ein Aufwuchs zwischen 0,7 Prozentpunkten 
und 1,4 Prozentpunkten auf 1,9 % (T+) beziehungs-
weise 2,6 % des BIP (T-) bis zum Jahr 2060 zu erwar-
ten. Bis zum Jahr  2040 ist die Dynamik weniger 
ausgeprägt mit Anstiegen um 0,4  Prozentpunkte 
beziehungsweise 0,6 Prozentpunkte.

4.1.4	 Beamtenversorgung und Beihilfe

Neben der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
die Beamtenversorgung das zweitgrößte Alters-
sicherungssystem in Deutschland.14 Die Übertra-
gung von Reformen der gesetzlichen Rente auf 
die Beamtenversorgung wird stets von Fall zu Fall 
entschieden. Der Bund hat die Rentenreformen 

14  Alterssicherungsbericht 2016, Bundestags-Drs. 18/10571 
vom 2. Dezember 2016, Seite 11.

von 2004 und 2007 (insbesondere Übertragung der 
Rente mit 67  Jahren) systemgerecht übertragen. 
Zwar besteht keine rechtliche Verpflichtung, das 
Beamtenrecht der Länder in Fragen der Besoldung 
und Versorgung parallel zum Bundesrecht zu ent-
wickeln, es gibt allerdings klare Hinweise auf fort-
bestehende Gemeinsamkeiten. Für die Projektio-
nen wird daher pauschalierend angenommen, dass 
die rechtlichen Rahmenbedingungen der Länder 
und Kommunen denjenigen der Versorgung der 
Bundesbeamten entsprechen.

Für die Fortschreibung werden Daten zu Übertrit-
ten in den Ruhestand verwendet sowie eine über 
dem Bevölkerungsdurchschnitt liegende Lebens-
erwartung von Beamten berücksichtigt. Ansonsten 
wird angenommen, dass sich die Dienstbezüge der 
Beamten und somit auch die Ruhegehälter gemäß 
der allgemeinen Wachstumsrate der Bruttolöhne 
entwickeln.

Abbildung  9 zeigt, dass die Beschäftigten im 
öffentliche Dienst im Durchschnitt älter sind als 
der Durchschnitt der Beschäftigten und dass der 
öffentliche Dienst überproportional durch den 
Abgang der Babyboomer betroffen sein wird. Die 
Projektionen belegen, dass die Versorgungsausga-
ben unter diesen Annahmen in Relation zum lau-
fenden BIP bis 2060 moderat bis deutlich ansteigen. 
Für die Haushalte von Ländern und Kommunen 
spielen Personal- und Versorgungsausgaben eine 
viel größere Rolle. Dabei ist zu beachten, dass die 
Finanzierung der Beamtenversorgung als Teil der 
Personalkosten grundsätzlich aus laufenden Haus-
haltsmitteln erfolgt.

Eine Ergänzung der Beamtenversorgung um Ele-
mente der Kapitaldeckung ist bereits im Jahr 1998 
durch das Versorgungsreformgesetz erfolgt, womit 
die Voraussetzungen für die Bildung von Versor-
gungsrücklagen bei Bund und Ländern geschaf-
fen wurden. Diese haben in einigen Ländern bereits 
zur Finanzierung der Versorgungsaufwendungen 
beigetragen beziehungsweise sollen zur zukünf-
tigen Entlastung der öffentlichen Haushalte ver-
wendet werden. Der Bund beabsichtigt einen Ent-
nahmebeginn aus seiner Versorgungsrücklage ab 
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dem Jahr 2032. Darüber hinaus leistet der Bund für 
neu eingestellte Beamtinnen und Beamte seit dem 
Jahr 2007 regelmäßig Zuweisungen an das Sonder-
vermögen „Versorgungsfonds des Bundes“, aus dem 

zukünftig Teile der Versorgungsausgaben getragen 
werden sollen. Neben dem Bund haben auch ein-
zelne Länder Versorgungsfonds eingeführt.

Abbildung 9: Altersstruktur der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 2018

Neben den Versorgungsaufwendungen werden 
Ausgaben einbezogen, die sich aus der anteili-
gen Übernahme von Gesundheits- und Pflegekos-
ten bei Beamten, Versorgungsempfängern und 

ihren Familienangehörigen durch die jeweiligen 
Dienstherren („Beihilfe“) ergeben. Ausgangspunkt 
der Projektionen sind aggregierte Ist-Ausgaben, 
die in Anlehnung an die Strukturen bei gesetzlich 
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Versicherten aufgeschlüsselt und dann entspre-
chend den Ansätzen der GKV/SPV fortgeschrieben 
werden. Insgesamt betreffen auch die Beihilfeaus-
gaben einen wichtigen Teil der alterungsbedingten 
öffentlichen Ausgaben.

In der Gesamtschau der Versorgung von Beam-
ten einschließlich Beihilfe resultiert ausgehend 
von einem Niveau von 2,1 % des BIP im Jahr 2018 
bis  2040 ein Anstieg auf  2,5 % beziehungs-
weise  2,8 % des  BIP, der im Jahr  2060 ein Niveau 
von 2,3 % beziehungsweise 3,1 % des BIP erreicht.

4.1.5	 Arbeitslosenversicherung und 
Grundsicherung für Arbeitsuchende

Ausschlaggebend für die zukünftige Ausgaben
entwicklung im Bereich Arbeitslosenversiche-
rung und Grundsicherung unter den rechtlichen 
Rahmenbedingungen ist die Entwicklung der 
Erwerbslosenzahl. Deren Entwicklung wird von 
dem demografiebedingten Rückgang des Arbeits-
kräftepotenzials, aber auch von Langzeittrends wie 
der Digitalisierung der Wirtschafts- und Arbeits-
welt massiv beeinflusst. Die projizierten Ausga-
ben für Arbeitslose in den Basisvarianten folgen 
im Wesentlichen den Annahmen zur NAWRU, 
der Erwerbstätigenzahl und der Migration in den 
Arbeitsmarkt. Für die NAWRU der Inländer wird 
angenommen, dass sie sich bis zum Jahr  2040 auf 
das Niveau von  3,5 % (T+) beziehungsweise  5,5 % 
(T-) einschwingt und dann konstant bleibt. Die 
Ausgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
werden in den Projektionen ebenfalls berücksich-
tigt, wobei eine Fortschreibung mit der Wachs-
tumsrate der Nettolöhne erfolgt.

Im Ergebnis verharrt der Anteil der öffentlichen 
Ausgaben für Arbeitslose gemessen am laufen-
den BIP in der eher optimistischen Variante T+ über 
den gesamten Projektionszeitraum annähernd auf 
dem aktuellen Niveau von 2,3 % des BIP. In der eher 
pessimistischen Variante erhöht sich dieser Anteil 
dagegen aufgrund des angenommenen Wiederan-
stiegs der NAWRU auf 3,4 % des BIP im Jahr 2040, 
bleibt danach aber weitgehend konstant.

4.1.6	 Bildung, Kinderbetreuung und 
Familienleistungsausgleich

Öffentliche Ausgaben in den Bereichen Bildung 
und Familien reagieren ebenfalls auf den demo-
grafischen Wandel. Familien- und Bildungspoli-
tik kann aber auch helfen, den demografischen 
Wandel proaktiv zu gestalten beziehungsweise in 
gewisser Weise sogar umzukehren. Aufgrund des 
Rückgangs der Anzahl der Kinder und Jugendli-
chen wurde eine die öffentlichen Haushalte entlas-
tende „demografische Dividende“ in den vergange-
nen Jahrzehnten gehoben. Aktuelle Entwicklungen 
wie der erhöhte Anteil Studierender an den rele-
vanten Geburtsjahrgängen oder eine angestiegene 
Geburtenziffer zeigen aber, dass diese Entlastungen 
auslaufen.

Als öffentliche Bildungsausgaben werden hier Aus-
gaben der Gebietskörperschaften für die Kinderta-
gesbetreuung, allgemeinbildende und berufliche 
Schulen, Hochschulen und die Förderung von Bil-
dungsteilnehmern erfasst. Die aggregierten Ausga-
ben für verschiedene Stufen des Bildungssystems 
werden in Pro-Kopf-Ausgaben aufgeschlüsselt 
und die Bildungsausgaben je Teilnehmer mit der 
Wachstumsrate der Bruttolöhne fortgeschrieben.

Für den Bereich der Kindertagesbetreuung wird 
angenommen, dass sich der Bedarf an Betreuungs-
plätzen für Kinder im Alter unter drei Jahren sowie 
im Alter von sechs bis zehn Jahren in Zukunft pro-
portional zur projizierten Zunahme der Frauen
erwerbsbeteiligung weiter erhöht. Ansonsten 
wird unterstellt, dass die zuletzt beobachteten, 
geschlechts- und altersspezifischen Beteiligungs-
quoten am Bildungssystem in Zukunft unverän-
dert bleiben.

Anders als in anderen Funktionsbereichen erge-
ben sich für die optimistische Basisvariante  T+ in 
Relation zum laufenden BIP auf Dauer höhere Aus-
gaben als für die eher pessimistische Basisvari-
ante T-. Höhere Geburtenziffern und leicht höhere 
Frauenerwerbstätigkeit in T+ führen kumulativ zu 
trendmäßig steigenden Ausgaben, die etwa um das 
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Jahr 2040 volle Wirkung zeigen, wenn nicht nur die 
Ausgaben für mehr Betreuungsplätze für Kleinkin-
der, sondern auch die Ausgaben für das Studium 
einer verstärkten Studentengeneration gestiegen 
sind. Die Verläufe der Ausgaben differieren in den 
beiden Varianten aber nicht sehr stark.

In die Modellrechnungen werden zudem zentrale 
Instrumente der Familienpolitik einbezogen, im 
Bereich des Familienleistungsausgleichs nament-
lich das Kindergeld, die Effekte einkommensteuer-
licher Kinderfreibeträge sowie das Elterngeld. Für 
die Zukunft wird unterstellt, dass die dafür maß-
geblichen Beträge regelmäßig an die allgemeine 
Lohnentwicklung angepasst werden. Der Famili-
enleistungsausgleich erhöht auch die Ausgaben für 
Bildung und verstärkt so die projizierten Trends: 
Aufgrund der höheren Geburtenzahlen fallen die 
Ausgaben in der eher optimistischen Variante  T+ 
höher aus als in der Variante T-. Diese Differenzen 
treten ab 2030 deutlich hervor.

In der Summe zeigt sich für die Bereiche Bil-
dung und Familie, ausgehend von einem Niveau 
von  5,5 % des  BIP im Jahr  2018, ein Ausgabenan-
stieg um 0,1 Prozentpunkten (T-) beziehungsweise 
0,7  Prozentpunkten (T+) auf  5,6 % beziehungs-
weise 6,2 % des BIP im Jahr 2060 (bis 2040 auf 5,7 % 
bis 5,9 % des BIP). Insbesondere unter den Annah-
men von T+ würde die höhere Kinderzahl zu einer 
demografischen Belastung führen, die langfris-
tig mit Eintritt der geburtenstärkeren Jahrgänge in 
den Arbeitsmarkt verschwindet.

4.2	 Projektionen der aggregierten 
Ausgaben

Für Berechnungen zur Tragfähigkeit der öffent-
lichen Finanzen werden die unter konsisten-
ten Annahmen durchgeführten Einzelprojektio-
nen der demografieabhängigen Ausgabenbereiche 
aggregiert (Abbildung 10).15 Im Jahr 2018 belaufen 
sich die einbezogenen Ausgaben auf circa  25,7 % 
des BIP, das sind knapp 60 % der gesamtstaatlichen 
Ausgaben.

Die in den Modellrechnungen berücksichtigten 
aggregierten Ausgaben in Relation zum BIP begin-
nen bedingt vor allem durch das sukzessive Aus-
scheiden der Babyboomer-Generation aus dem 
Arbeitsmarkt ab Mitte der 2020er  Jahre deut-
lich zu steigen. In der fiskalisch günstigen Vari-
ante T+ macht der projizierte Anstieg im Zeitraum 
von 2025 bis 2040 etwa 2,3 Prozentpunkte des BIP 
aus. Bis 2060 steigt die aggregierte Ausgabenquote 
um 0,9  Prozentpunkte und erreicht ein Niveau 
von  29,2 % des  BIP (um insgesamt 3,2  Prozent-
punkte). In der eher pessimistischen Variante  T- 
erhöhen sich die demografieabhängigen Gesamt-
ausgaben im Zeitraum bis  2040 rasch um etwa 
3,6  Prozentpunkte und wachsen danach bis zum 
Jahr 2060 um weitere 2,4 Prozentpunkte auf 32,8 % 
des BIP (um insgesamt 6,0 Prozentpunkte) an.

15  Bei der Aggregation sind Konsolidierungen beziehungsweise 
Bereinigungen von Doppelzählungen aufgrund von Transfers 
zwischen den Bereichen vorzunehmen.
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Abbildung 10: Aggregierte demografieabhängige Ausgabenquoten (2010 bis 2060) der Basisvarianten
in % des BIP

Tabelle 4: Demografiebedingte Ausgabenquoten (2010 bis 2060) in den Basisvarianten

Quelle: Werding u. a. (2020)

24

26

28

30

32

34

Ausgaben (Ist) Variante T - Variante T +

Variante T-

Jahr GRV GKV SVP Beamte
Leistungen an 

Arbeitslose
Bildung und 

Familie Summe¹

2010 9,7 6,6 0,8 2 3,5 5,8 26,8

2015 9,1 6,8 1 2,1 2,4 5,6 25,4

2020 9,4 7,1 1,3 2,2 2,2 5,5 26,0

2025 9,9 7,3 1,3 2,4 2,2 5,5 26,8

2030 10,4 7,3 1,5 2,6 2,6 5,6 28,1

2035 11 7,4 1,6 2,7 3 5,7 29,3

2040 11,4 7,6 1,8 2,8 3,4 5,7 30,4

2045 11,8 7,7 2,1 2,9 3,4 5,5 30,9

2050 12,2 7,7 2,3 2,9 3,6 5,4 31,4

2055 12,7 7,7 2,5 3 3,4 5,5 32,1

2060 13,1 7,7 2,6 3,1 3,4 5,6 32,8
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noch Tabelle 4: Demografiebedingte Ausgabenquoten (2010 bis 2060) in den Basisvarianten

4.3	 Finanzierungssalden und 
Schuldenstand 

Auf der Grundlage der Budgetprojektionen zu 
den Ageing Costs lassen sich Finanzierungssalden 
und Schuldenstände ableiten. Da die Einnahmen 
und die übrigen Ausgaben mit der Steigerungsrate 
des  BIP fortgeschrieben werden, spiegelt die Ver-
änderung der demografieabhängigen Ausgaben in 
Relation zum BIP diejenige der Primärsalden direkt 
wider.

Abbildung  11 zeigt die rechnerische Entwicklung 
des gesamtstaatlichen primären Finanzierungs-
saldos und diejenige des zusätzlich die Zinslast 
berücksichtigenden Finanzierungssaldos. Ergab 
sich für  2018 noch ein primärer gesamtstaatli-
cher Finanzierungsüberschuss in Höhe von  2,6 % 
des BIP, so dürfte sich dieser gemäß der aktuellen 
mittelfristigen Finanzplanung sukzessive abbauen. 
Nach  2023 verringert sich der Primärüberschuss 
insbesondere in der eher pessimistischen Basisvari-
ante T- deutlich und wird zwischen 2029 und 2035 
zu einem Primärdefizit. 2060  beläuft sich das pri-
märe Finanzierungsdefizit auf zwischen  1,5 % 
und 5,1 % des BIP; die Differenz zum Startwert im 
Jahr  2018 beträgt somit 4,1  Prozentpunkte bezie-
hungsweise 7,7 Prozentpunkte.

Variante T+

Jahr GRV GKV SVP Beamte
Leistungen an 

Arbeitslose
Bildung und 

Familie Summe¹

2010 9,7 6,6 0,8 2 3,5 5,8 26,8

2015 9,1 6,8 1 2,1 2,4 5,6 25,4

2020 9,4 7,1 1,3 2,2 2,2 5,5 26,0

2025 9,6 7,3 1,3 2,3 2,1 5,5 26,4

2030 9,9 7,2 1,4 2,4 2,2 5,7 27,0

2035 10,2 7,3 1,5 2,5 2,2 5,8 27,7

2040 10,5 7,3 1,6 2,5 2,3 5,9 28,3

2045 10,8 7,3 1,7 2,4 2,4 5,9 28,6

2050 11 7,2 1,9 2,3 3,1 6 28,8

2055 11,2 7,1 1,9 2,3 2,5 6,1 29,0

2060 11,3 7,1 1,9 2,3 2,5 6,2 29,2

1    Konsolidiert um Zahlungen („Verrechnungsverkehr“) zwischen Teilbudgets.
Quelle: Werding u. a. (2020)
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Abbildung 11a: Gesamtstaatliche Finanzierungssalden (2010 bis 2060) in den Basisvarianten
	  Primärer Finanzierungssaldo in % des BIP

Quelle: Werding u. a. (2020)
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Abbildung 11b: Gesamtstaatliche Finanzierungssalden (2010 bis 2060) in den Basisvarianten
	   Finanzierungssaldo in % des BIP

Quelle: Werding u. a. (2020)
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Aufgrund der berücksichtigten Zinslast dreht der 
Finanzierungssaldo früher ins Defizit als der pri-
märe Saldo. Mit im Zeitablauf steigenden Refi-
nanzierungszinssätzen und kumulierenden 
zusätzlichen Schulden aus aufgelaufenen demo-
grafie- und zinsgetriebenen Finanzierungsdefizi-
ten entwickelt der Finanzierungssaldo dann eine 
zusätzliche Dynamik gegenüber den Primärsalden. 

2018  lag der Finanzierungssaldo bei einem Über-
schuss von 1,9 % des BIP. In den Basisvarianten ver-
schlechtert sich der Finanzierungssaldo sukzessive 
und erreicht am Ende des Projektionszeitraums ein 
Defizit zwischen 4,9 % und 13,8 % des BIP. Die Ent-
wicklung des Finanzierungssaldos wird also auch 
von der zukünftigen Zinsentwicklung in starkem 
Maße geprägt.

Abbildung 11c: Gesamtstaatliche Finanzierungssalden (2010 bis 2060) in den Basisvarianten
	  Schuldenstand in % des BIP

Die Grafik der Schuldenstände zeigt  – ausgehend 
vom derzeit erreichten Schuldenstandsniveau von 
circa 60 % des BIP – die weitere Entwicklung unter 
Berücksichtigung der projizierten Finanzierungssal-
den. In beiden Szenarien wird demnach der Schul-
denstand in Relation zum BIP in den nächsten Jahren 
weiter fallen. Die ins Negative drehenden Finanzie-
rungssalden treiben dann den sich beschleunigen-
den Wiederanstieg der Verschuldung. Im Szenario T+ 
wird unter den Annahmen des No-Policy-Chan-
ge-Szenarios und unter Nichtberücksichtigung der 

Schuldenregel des Grundgesetzes im Jahr 2060 wie-
der ein Schuldenstand von  73 % des BIP erreicht, 
in T- hingegen rund 185 % des BIP.

4.4	 Zinsannahmen und Niedrigzins-
Szenario

Die Entwicklung des Zinssatzes für die Refinan-
zierung der öffentlichen Verschuldung ist eine 
Quelle erheblicher Unsicherheit. Während der 

Quelle: Werding u. a. (2020)
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Durchschnittswert dieses Zinses für deutsche 
Staatsschuldtitel real in der Vergangenheit bei 3 % 
p.  a. lag, ist er bereits im Gefolge der Finanz- und 
Wirtschaftskrise erheblich unter diesen Wert gefal-
len. Aktuell ist nicht nur der Realzins für Schuldti-
tel des Bundes negativ, sondern für viele Laufzeiten 
auch der Nominalzins.

Die tatsächlichen Zinsausgaben auf Staatsschuld-
titel mit unterschiedlichen Restlaufzeiten liegen 
mit rund 1,5 % etwa auf Höhe der derzeitigen Infla-
tionsrate. Ein Wiederanstieg der Zinsen ist nicht 
absehbar. Angesichts des erreichten Zinsniveaus 
würde selbst bei einem Anstieg des Marktzinses um 
1  Prozentpunkt der durchschnittlich fällige Refi-
nanzierungszins noch fallen.

Über Ursachen und Perspektiven der derzeiti-
gen Zinssituation wird  – in Deutschland wie auf 
internationaler Ebene  – unter Ökonomen inten-
siv und kontrovers diskutiert. Als Erklärungen für 
die gegenwärtige Niedrigzinsphase, die fast alle 
entwickelten Volkswirtschaften erfasst, stehen 
sich im Wesentlichen zwei Positionen gegenüber. 
Eine Reihe namhafter Ökonomen sieht die wich-
tigste Ursache in einer „Sparschwemme“ (saving 
glut), nach der ein Überangebot an Ersparnissen 
die Zinsen drückt. Dahinter werden fundamen-
tale Ursachen im demografischen Wandel gesehen, 
die in der Konsequenz zu einem negativen „natür-
lichen“ Zins führen, der dauerhaft bleiben könnte.16 
Eine Gegenposition begründet die niedrigen Zin-
sen mit einer „Geldschwemme“ (money glut) auf-
grund der expansiven Geldpolitik der führenden 
Zentralbanken. Beide Erklärungen deuten nicht 
darauf hin, dass sich die Zinssituation kurzfris-
tig wieder ändern würde. Ob, wann oder wie stark 
der Zinssatz für die gegenwärtig als besonders risi-
koarm betrachteten deutschen Staatsschuldti-
tel wieder ansteigt, lässt sich vor diesem Hinter-
grund nicht vorhersagen. Allerdings erscheint aus 

16  Vergleiche die Argumente in Blanchard (2019), Demary und 
Voigtländer (2018), Eichengreen (2015), Fuest und Gros 
(2019), Goodhart und Pradhan (2017), Holtfrerich u. a. (2019), 
Papetti (2019) sowie Rachel und Summers (2019).

heutiger Sicht auch eine lang anhaltende Phase 
niedriger Zinsen wahrscheinlich.17

Tragfähigkeitsindikatoren und 
Zinsannahme	

Im Rahmen von Tragfähigkeitsanalysen gibt 
es für die zukünftige Zinsentwicklung eine 
kritische Grenze: Wenn der Zins dauerhaft 
unter die Wachstumsrate des BIP fällt, sinkt 
die Last durch eine Verschiebung der Finan-
zierung in die Zukunft. Die Schuldenstands-
quote in Relation zum BIP würde sich auch 
dann mindern, wenn die laufende Verzinsung 
für die Staatsschuld stets durch neue Kredit-
aufnahme finanziert würde. Aus einer impli-
ziten Steuer für die Finanzierung zukünfti-
ger Lasten würde eine implizite Entlastung. 
Gleichzeitig wird jedoch die Funktion von Fi-
nanzanlagen für eine intertemporale Verla-
gerung von Konsummöglichkeiten, etwa zu 
Zwecken der Altersvorsorge, beeinträchtigt. 
Für die hier angestellten Tragfähigkeitsana-
lysen hat die Annahme eines dauerhaft ne-
gativen Zins-Wachstums-Differentials eine 
weitere Konsequenz: Wenn der für Staats-
schuldtitel fällige Zinssatz dauerhaft unter-
halb der Wachstumsrate des BIP liegt, ist der 
Tragfähigkeitsindikator  S2 nicht definiert. 
Aussagen zur langfristigen Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen können dann nur auf 
weniger aussagekräftige Resultate zur Ent-
wicklung der Schuldenstandsquote  – etwa 
die Einhaltung bestimmter Schuldenstands-
ziele innerhalb eines vorgegebenen Zeit-
raums – gestützt werden.

Im Hinblick auf die Unsicherheiten über die zu 
erwartende Zinsentwicklung wurde die Mög-
lichkeit eines deutlich langsameren und weni-
ger starken Wiederanstiegs des Realzinses in den 
Blick genommen (alternativ auch ein schnellerer 

17  Vergleiche hierzu die vertiefte Analyse bei Von Weizsäcker 
et al. (2019).
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Anstieg). Darüber hinaus werden extremere Vari-
anten betrachtet, in denen der relevante Zins im 
gesamten Projektionszeitraum sehr niedrig bleibt, 
sodass die Bedingung, nach der die Wachstums-
rate des  BIP nicht dauerhaft unterschritten wer-
den darf, verletzt wird. In Abbildung 12 sind unter 
Berücksichtigung einer Inflation von 2 % folgende 
Zinsannahmen abgebildet:

	● Realzins 1,5 % bis 2060: Der Realzins steigt 
deutlich langsamer an als in den Basisvarianten 
und erreicht 2060 1,5 % p. a.

	● Realzins 0 % bis 2060: Der Realzins steigt im 
gesamten Projektionszeitraum nur minimal an 
und erreicht 2060 0 % p. a.

	● Realzins -2 % bis 2060: Der Realzins sinkt 
im gesamten Projektionszeitraum und 
erreicht 2060 -2 % p. a.

	● Realzins 3 % ab 2040: Der Realzins 
steigt schneller auf seinen historischen 
Durchschnittswert an als in den Basisvarianten 
und erreicht 2040 3 % p. a.

Abbildung 12: Szenarien für die Entwicklung der Verzinsung der Staatsschuld bis 2060
Nominalzins in % p. a.

Die Angaben beziehen sich auf jahresdurchschnittliche Zinsausgaben für alle umlaufenden Staatsschuldtitel mit unterschiedlicher 
Restlaufzeit.

Quellen: Deutsche Bundesbank, Werding u. a. (2020)
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Hinsichtlich der Ergebnisse des Tragfähigkeits-
berichts haben veränderte Zinsannahmen auf die 
Verläufe der alterungsbedingten öffentlichen Aus-
gaben und damit der Primärsalden keinen Einfluss. 
Sie schlagen sich vielmehr in den Finanzierungssal-
den und der Entwicklung der Schuldenstandsquo-
ten nieder, die auf variierende Zinsen stark reagie-
ren. Bei einem langsameren Anstieg oder einem 
fortgesetzten Rückgang des Zinses reduziert sich 
deren projizierte Dynamik sehr deutlich.

Unabhängig von der Frage der zukünftigen „Zins-
welt“ gilt, dass der durch Finanzierungsdefizite in der 
Vergangenheit aufgelaufene Schuldenstand in Rela-
tion zum  BIP das „Langzeitgedächtnis“ der Haus-
haltspolitik darstellt und durch die laufende Finanz-
politik kurzfristig nur wenig variiert werden kann. 
Nachdem die Schuldenstandsquote in den vergange-
nen Jahren durch die haushalterischen Überschüsse 
und unterstützt durch niedrige Zinsen gesunken ist, 

kann sich der günstige Trend unter Berücksichti-
gung der „Trägheiten“ im Finanzierungssystem noch 
länger fortsetzen. Nach einem historischen Höchst-
stand bei  81,8 % des  BIP im Jahr  2010 und einem 
Niveau von 60 % des BIP im Jahr 2019 erreicht die 
Quote in den Projektionen zum Bericht einen Tief-
punkt bei rund 48 % im Jahr 2028 (T-) beziehungs-
weise bei rund 38 % im Jahr 2035 (T+). Erst danach 
beginnt sie in beiden Ausgangsszenarien wieder zu 
steigen. Langfristig wachsende demografiegetrie-
bene Primärdefizite übersetzen sich in einen Anstieg 
der Schuldenstandsquote bis zum Ende des Projek-
tionszeitraums. 2060  erreicht diese in Variante  T+ 
knapp 75 % des BIP, in Variante T- im Wechselspiel 
mit stark steigenden Finanzierungsdefiziten bis zu 
rund 185 % des BIP. Im Fall dauerhaft niedriger Zin-
sen (0 % Realzins) würde die Verschuldung lediglich 
auf 48 % bis 128 % des BIP steigen, was im optimisti-
schen Szenario für den Zeitraum bis 2060 eine dau-
erhaft tragfähige fiskalische Position bedeutet.

Abbildung 13: Gesamtstaatlicher Schuldenstand (2010 bis 2060) 
 in den Basisvarianten T+/T- sowie im Niedrigzinsszenario 

 in % des BIP

       Quelle: Werding u. a. (2020)
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In einer Welt dauerhaft niedriger Zinsen können 
fiskalische Tragfähigkeitsprobleme und der mit 
der alternden Gesellschaft verbundene Druck auf 
die öffentliche Verschuldung somit abnehmen. Bei 
einer Verfestigung der Niedrigzinswelt wären viele 
Antworten der Langfristanalysen des Berichts zu 
hinterfragen. So bestünde bei einem angenomme-
nen Niveau von 0 % für den Realzins unter günsti-
gen demografischen Bedingungen auf Dauer keine 
Tragfähigkeitslücke mehr. Dies würde die Schwer-
punkte der Finanzpolitik verändern. Die Verbes-
serung der Produktivität und Wachstumsgrund-
lagen der Wirtschaft würden dann noch stärker 
an Bedeutung gewinnen. Langfristig niedrige Zin-
sen würden zusätzliche fiskalische Spielräume für 
den Staat öffnen, um das Wirtschaftswachstum zu 
dynamisieren.

Eine Gesamtwirtschaft, die langfristig niedrige-
ren Zinsen unterliegt, lässt Investitionen im pri-
vaten, aber auch im öffentlichen Sektor bereits bei 
geringeren Erträgen als vorteilhaft erscheinen als 
dies in einer Hochzinswelt der Fall wäre. Auch für 
die Bewertung der Finanzierung der Sozialsysteme 
resultiert eine Neuakzentuierung von umlagefi-
nanzierten und kapitalgedeckten Systemen. Für die 
wirtschafts- und finanzpolitische Strategie ist also 
die Zinsentwicklung von erheblicher Bedeutung.

4.5	 Perspektive „Babyboomer“ 
bis 2040

Typischerweise werden mit der Generation der 
Babyboomer die in den Jahren 1954 bis 1969 Gebo-
renen identifiziert. Das sind diejenigen Geburts-
jahrgänge, für die die zusammengefasste Geburten-
ziffer höher ausfällt als für den Bestandserhalt der 
Bevölkerung erforderlich gewesen wäre. Die ältes-
ten Kohorten erreichen somit bereits 2019/2020 die 
gesetzliche Regelaltersgrenze. In den Folgejahren 
wird die Zahl der Renteneintritte bis etwa 2030 wei-
ter zunehmen. Dann erreicht der geburtenstärkste 
Jahrgang  1964 das gesetzliche Rentenzugangsal-
ter. In den Folgejahren bis Mitte der 2030er  Jahre 
werden die sehr starken Rentenzugangsjahrgänge 
abnehmen. Im Rentenbestand und vor allem als 

Bezieher von Gesundheits- und Pflegeleistungen 
werden die Babyboomer allerdings auch danach 
noch sehr präsent sein.

Die Erwerbstätigkeit erreicht nach den Projekti­
onen im Jahr  2020 mit knapp 33  Millionen sozi­
alversicherungspflichtig Beschäftigten einen 
historischen Höchststand. Anschließend ist sie 
aufgrund des Babyboomer-Rentenzugangs rück-
läufig, unter den getroffenen Annahmen um ins-
gesamt 5 % bis 15 % in den kommenden zwei Jahr-
zehnten mit einem Schwerpunkt zum Ende der 
2020er Jahre.

Parallel zur Erwerbstätigkeit geht in den nächs-
ten 20  Jahren auch die sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung zurück, die entscheidend für 
die Finanzierungsbasis der sozialen Sicherungssys-
teme ist. Gleichzeitig erhöht sich die Zahl der Rent-
ner (Neuzugänge und Bestand) bis  2040 deutlich, 
sodass der Äquivalenz-Rentnerquotient, d.  h. die 
Zahl der Rentenbezieher (normiert auf „Standard-
rentner“) je 100  Beitragszahler (mit durchschnitt-
lichem versicherungspflichtigen Bruttoentgelt) 
erheblich ansteigt; von heute gut  52 % auf  64 % 
bis 75 % im Jahr 2040.18

18  Bedenkt man, dass der Altenquotient als rein demografische 
Kennziffer langfristig um rund 40 % bis 50 % steigt, fällt der 
Anstieg des Äquivalenz-Rentnerquotienten relativ gering 
aus. Grund dafür sind die Annahmen zur Erwerbsbeteiligung 
(inklusive des durchschnittlichen Renteneintrittsalters) sowie 
zur Erwerbslosigkeit.
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Tabelle 5: Beschäftigte, Renteneintritte und Rentner (2010 bis 2040)

Das verlangsamte Wachstum des  BIP und der in 
Relation zum  BIP überproportionale Anstieg von 
Renten- und anderen demografieabhängigen Aus-
gaben wirken sich unmittelbar auf den gesamt-
staatlichen Haushalt aus. Das für Deutschland gel-
tende mittelfristige Budgetziel von  0,5 % des  BIP 
nach dem Europäischen Fiskalpakt wird je nach 
Variante ab 2027 (T-) oder spätestens ab 2032 (T+) 
verletzt. Dahinter steht die demografiegetriebene 
Verschlechterung des Primärsaldos. Vor diesem 
Hintergrund geht die Schuldenstandsquote zwar 
noch bis  2028 beziehungsweise  2035 zurück und 
erreicht Werte von knapp unter  50 % oder sogar 
knapp unter  40 %. Bis  2040 steigt sie aber wieder 
an; je nach Annahme auf leicht über 40 % oder 60 % 
des BIP. Die Analysen zeigen somit, dass die öffent-
lichen Finanzen im Betrachtungszeitraum bis 2040 
tragfähig sind. Solide Staatsfinanzen sind Aufsatz-
punkt für eine zukunftsorientierte Gestaltung 
eines leistungsfähigen Sozialsystems.

Jahr
Sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigte (in 1.000 Personen)

Rentner (in 1.000 Personen) Äquivalenz-Rentnerquotient
(je Hundert)Neuzugänge Bestand

a) Variante T–

2010 27.967 766 20.492 55,4

2015 30.771 992 20.822 52,2

2020 32.968 1.067 21.822 52,7

2025 31.502 1.179 22.696 57,8

2030 30.212 1.196 23.626 63,6

2035 28.936 1.126 24.532 70

2040 27.694 997 24.822 75,2

b) Variante T+

2010 27.967 766 20.492 55,4

2015 30.771 992 20.822 52,2

2020 32.962 1.052 21.385 51,6

2025 31.846 1.028 21.471 54,1

2030 31.431 1.074 21.893 56,6

2035 31.033 1.161 22.752 60,6

2040 30.716 1.074 23.229 63,8

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Rentenversicherung, Simulationsmodell SIM.17 (Social Insurance Model, Version 2017)
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5.	Zentrale Ergebnisse für die fiskalische 
Tragfähigkeit

Eine Beurteilung der Tragfähigkeit der öffentli-
chen Finanzen in langfristiger Perspektive erfolgt 
anhand von Indikatoren, die den demografiebe-
dingten Anpassungsbedarf anhand von Tragfähig-
keitslücken quantifizieren und durch qualitative 
Bewertungen ergänzen.

5.1	 Ergebnisse für die 
Tragfähigkeitslücke

Die verwendeten Tragfähigkeitsindikatoren die-
nen zwei Analysezwecken: Zum einen quantifi-
zieren sie den Handlungsbedarf des Staates zur 
Einhaltung der intertemporalen Budgetbeschrän-
kung bei unendlichem Zeithorizont. Zum anderen 
bemessen sie den Handlungsbedarf des Staates, um 
eine bestimmte Schuldenstandsquote bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt einzuhalten19.

Der umfassendste Indikator  S2 beziffert einen 
hypothetischen Handlungsbedarf in %des BIP, der 
bei sofortiger Umsetzung dauerhaft alle gegebe-
nenfalls heute projizierten Tragfähigkeitsprobleme 
beseitigen würde. Ziel ist, dass der Schuldenstand 
nicht dauerhaft schneller wächst als das  BIP. 
Ansonsten würde  – bei einem Realzins oberhalb 
der Wachstumsrate – die Verschuldung jede Grenze 
überschreiten. S2  zeigt somit diejenige Verbesse-
rung der Primärsalden in % des jährlichen BIP an, 
die ab dem Basisjahr der Projektion (hier  2018) 
erforderlich wäre, um auf Dauer alle öffentlichen 
Ausgaben sowie den Schuldendienst der Ausgangs-
periode durch zukünftige öffentliche Einnahmen 
zu decken. Der Indikator soll zur Veranschauli-
chung der Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 

19  Das etablierte Konzept der Tragfähigkeitsindikatoren 
stützt sich auf Vorarbeiten der OECD und des Wirtschafts
politischen Ausschusses der EU (Wirtschaftspolitischer Aus-
schuss der EU (2001; 2003); EU-Kommission (2006; 2009)). 
Im aktuellen Fiscal Sustainability Report der EU-Kommission 
wird der Indikator S2 ausführlich dargestellt.

dienen und ist nicht als Konsolidierungsempfeh-
lung zu interpretieren. Schon angesichts der Unge-
wissheit über künftige Entwicklungen, die sich u. a. 
in der Spanne zwischen T+ und T- ausdrückt, ist ein 
sofortiger Abbau der Tragfähigkeitslücke ohnehin 
keine realistische Handlungsoption.

Für das Monitoring der Finanzpolitik ist es darü-
ber hinaus instruktiv zu prüfen, wie groß der fis-
kalische Anpassungsbedarf ist, um das durch den 
Europäischen Stabilitätspakt vorgegebene 60-Pro-
zent-Ziel für die Schuldenstandsquote einzuhalten, 
beispielsweise für die zeitnahe Periode bis  2040. 
Unter der Bezeichnung S1 quantifiziert ein weiterer 
Indikator die hierfür notwendige Konsolidierung.

Varianten der Indikatoren ersetzen die Anpassung 
in einem Schritt im Basisjahr durch eine zeitlich 
gestaffelte Anpassung. Der insgesamt bestehende 
Korrekturbedarf erhöht sich dann durch die zeitli-
che Streckung; die „cost of delay“ sind der Preis für 
die Verzögerung gegenüber einer sofortigen und 
vollen Korrektur.

Die Resultate für die Indikatoren  S2 und  S1 sind 
tabellarisch ausgewiesen. In der eher optimisti-
schen Basisvariante  T+ ergibt sich für den Lang-
fristindikator  S2 ein Anpassungsbedarf in Höhe 
von  1,49 % des  BIP, für die eher pessimistische 
Basisvariante  T- beläuft sich dieser auf  4,10 % 
des BIP. Dies immer unter der Voraussetzung, dass 
die gegenwärtige Politik in allen hier betrachteten 
öffentlichen Ausgabebereichen unverändert fort-
geführt wird. Wenn die Anpassung auf fünf Jahres-
schritte verteilt wird, sind Anpassungen im Umfang 
von jährlich rund 0,3 % bis 0,8 % des BIP erforder-
lich; der kumulative Anpassungsbedarf erhöht sich 
dann leicht auf rund 1,52 % beziehungsweise 4,22 % 
des BIP.
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Tabelle 6: Tragfähigkeitsindikatoren für die Basisvarianten

Der für den Langfristindikator  S12060 zur Einhal-
tung des 60-Prozent-Schuldenstandkriteriums im 
Jahr 2060 ermittelte Anpassungsbedarf von 0,24 % 
beziehungsweise  2,27 % des  BIP fällt gegen-
über S2 deutlich geringer aus. Die Mittelfrist-Vari-
anten S12040 zum Jahr 2040 zeigen an, dass es trotz 
der in naher Zukunft einsetzenden Effekte des 
demografischen Wandels möglich ist, die Schul-
denstandsquote bis 2040 unter 60 % des BIP zu hal-
ten. Lediglich bei Eintritt der eher pessimistischen 
Basisvariante  T- ergibt sich in diesem Zeitraum 
ein moderater Anpassungsbedarf von rund  0,3 % 
(beziehungsweise in fünf jährlichen Schritten 
von 0,06 %) des BIP. Dieser günstige Befund ist auch 
ein Ergebnis der wachstumsorientierten Ausrich-
tung der Finanzpolitik der vergangenen Jahre.

5.2	 Fiskalische Tragfähigkeit in 
einem Niedrigzinsumfeld

Die im Kapitel  5.1 vorgestellten Ergebnisse der 
Tragfähigkeitsindikatoren gelten unter der vom 
Vorsichtsprinzip geprägten Annahme, dass das 
nominale Zinsniveau für die Staatsschuld bis zum 
Jahr  2060 stetig wieder auf  5 % steigt. Angesichts 
der Ungewissheit über eine Verstetigung des Nied-
rigzinsumfelds wurde auch untersucht, welche 
Auswirkungen ein geringeres Zinsniveau oder ein 
schnellerer Zinsanstieg hätte.

Für den Tragfähigkeitsindikator S12060, der die not-
wendige Konsolidierung zur Erreichung der vor-
gegebenen Schuldenstandsquote von 60 % des BIP 
zum Ende des Projektionszeitraums misst, ergibt 
sich bei anhaltend niedrigen Zinsen eine erhebli-
che Verbesserung, da der jeweilige Schuldenstand 
deutlich günstiger refinanziert werden kann. 
Müsste der Staat bis  2060 keine Zinsen zahlen 
(Nominalzins  0 %), würde sich der Indikator für 
das Basisszenario  T- um  0,84 % des  BIP auf einen 
zur Einhaltung der 60-Prozent-Restriktion beste-
henden Konsolidierungsbedarf von 1,43 % des BIP 
verbessern.

Indikatoren Basisvariante T+ Basisvariante T–

Kumulierter 
Anpassungsbedarf

Anpassungsschritte  
(2020 bis 2024)

Kumulierter 
Anpassungsbedarf

Anpassungsschritte 
(2020 bis 2024)

Mittelfristindikatoren bis zum Jahr 2040

S12040 -1,16  -0,23  0,28 0,06

Langfristindikatoren bis zum Jahr 2060

S12060 0,24 2,27

S2 1,49 4,10

S22020–24 1,52 0,30 4,22 0,84

Dauerhafte Verbesserung des primären Finanzierungssaldos des gesamtstaatlichen Haushalts in % des laufenden BIP; Anpassung 
sofort (2020), in einzelnen Schritten (2020 bis 2024). Zugrundeliegende finanzpolitische Ziele:
S1X: Erreichung einer Schuldenstandsquote in Höhe von 60 % im Jahre X.
S2: Einhaltung der intertemporalen Budgetbeschränkung des Staates bei unendlichem Zeithorizont.
Quelle: Werding u. a. (2020)
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Tabelle 7: Tragfähigkeitsindikator S12060 – Zinsvarianten

Abschwächend wirkt bei der Betrachtung langfris-
tiger Zeiträume, dass bei niedrigem Zins zukünf-
tige Verbindlichkeiten schwächer diskontiert wer-
den und somit die mit dem Primärausgabenanstieg 
verbundene „implizite Staatsverschuldung“ relativ 
steigt. Umgekehrt entfalten frühzeitige Anpassun-
gen bei niedrigerem Zins eine geringere Hebelwir-
kung in Form ersparter Zinszahlungen.

Wesentliche Schlussfolgerung der Zinsdiskussion 
ist somit, dass bei anhaltend ausgeprägter Niedrig-
zinsphase die aus heutiger Sicht absehbaren Trag-
fähigkeitsprobleme abnehmen können. Dies würde 
Finanzierungsspielräume eröffnen, die auch dafür 
genutzt werden sollten, das Wachstum zu stärken. 
Gleichwohl ist zur Besonnenheit zu raten, denn 
eine Strategie, den Schuldenstand im Vertrauen 
auf anhaltend niedrige Zinsen anwachsen zu las-
sen, würde die öffentlichen Finanzen einem erheb-
lichen Zinsänderungsrisiko aussetzen. Dies zeigt 
auch das Szenario mit einem Realzins von 3 % p. a. 
ab 2040.

5.3	 Rückblick – Vergleich 
mit vorangehenden 
Tragfähigkeitsanalysen

Das BMF hat nach der Finanzkrise in den Jah-
ren  2011 und  2016 Tragfähigkeitsberichte vorge-
legt, die auf Basis der jeweils vorliegenden Bevölke-
rungsvorausberechnung ein dem jetzigen Bericht 
vergleichbares Zeitfenster bis zum Jahr  2060 

umfassten. Für einen Vergleich ist allerdings 
in Rechnung zu erstellen, dass die verwende-
ten Modellrechnungen untereinander nur einge-
schränkt vergleichbar sind, da sie auf unterschied-
lichen Datenständen und Annahmen hinsichtlich 
künftiger Entwicklungen beruhen. Neben aktuali-
sierten Daten wurden im aktuellen Bericht deut-
lich revidierte Bevölkerungsvorausberechnungen 
berücksichtigt, ein umfassenderes makroökonomi-
sches Modell verwendet und Anpassungen weite-
rer Modellierungen vorgenommen. Abweichungen 
sind auch auf Veränderungen der rechtlichen Rah-
menbedingungen zurückzuführen.

In Abbildung 14 sind die jeweils für eine ungüns-
tige Basisvariante  T- projizierten Schuldenstände 
abgetragen. Die Graphen zeigen, dass sich seit dem 
Jahr 2011 die projizierten Entwicklungen der Ver-
schuldung durchgehend verbessert haben, was 
auch als Indikator für eine größere Zukunftsfestig-
keit und Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen 
interpretiert werden kann. Für jedes abgebildete 
Jahr ist zu erkennen, dass der erwartete Schul-
denstand von Projektion zu Projektion geringer 
ausfällt. Das demografische Risiko für die öffent-
lichen Haushalte konnte auch durch aktives Han-
deln der Politik zeitlich deutlich hinausgeschoben 
werden, kritische Schuldenstände wie die 60-Pro-
zent-Marke werden bei einer unveränderten Poli-
tik erst deutlich später wieder erreicht. Diese Ver-
besserungen sind auch darauf zurückzuführen, 
dass die No-Policy-Change-Annahme nur für den 
jeweiligen Zeitpunkt der Projektion Bestand hat.

Zinsvarianten für das Basisszenario T- S12060 Δ S12060

Basisvariante (Anstieg Realzins auf 3,0 % p. a. bis 2060) 2,27%

Anstieg Realzins 1,5 % p. a. bis 2060 2,07% -0,21%

Anstieg Realzins 0 % p. a. bis 2060 1,82% -0,45%

Nominalzins 0 % p. a. bis 2060 1,43% -0,84%

Anstieg Realzins auf 3% p. a. schon ab 2040 2,44% +0,17%

Quelle: Werding u. a. (2020)
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Abbildung 14: Verschuldungsdynamik seit dem Dritten Tragfähigkeitsbericht im Vergleich
in % des BIP

Im Vierten Tragfähigkeitsbericht, der im Jahr 2016 
veröffentlicht wurde, ergab sich in der eher opti-
mistischen Basisvariante T+ für den Langfristindi-
kator S2 ein Anpassungsbedarf in einer Größenord-
nung von 1,22 % des BIP, für die eher pessimistische 
Basisvariante T- betrug dieser 3,81 % des BIP. Dem-
gegenüber hat sich der Indikatorwert S2 im aktuel-
len Bericht geringfügig erhöht.

Die in den beiden Berichten ausgewiesenen Indi-
katoren S2 sind allerdings nicht direkt vergleichbar, 
da unterschiedliche Annahmen gesetzt wurden. 

Das gilt insbesondere für die Arbeitsmarkt- und 
Zinsentwicklung. Änderungen der Annahmen zur 
Höhe der strukturellen Arbeitslosigkeit NAWRU 
und zur Berücksichtigung einer vorübergehend 
höheren Arbeitslosigkeit Zugezogener führen 
zu höheren Tragfähigkeitslücken. Zudem wurde 
mit dem aktuellen Bericht eine sehr vorsichtige 
Annahme zur weiteren Zinsentwicklung getrof-
fen. Wie Tabelle 7 zeigt, würde eine Annahme, die 
das gegenwärtige Zinsniveau stärker berücksich-
tigt, die Tragfähigkeitslücke zu einem erheblichen 
Anteil schließen.
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5.4	 Sensitivitätsanalysen

Die langfristigen Projektionsergebnisse hängen 
nicht nur von den zentralen Annahmen zu Demo-
grafie, Arbeitsmarkt und sonstigen makroökono-
mischen Rahmenbedingungen ab. Einzelne Ausga-
benbereiche (z. B. Gesundheit und Pflege) sind auch 
durch erhebliche nicht-demografisch bedingte 
Unsicherheiten geprägt. Um die Reagibilität der 
Tragfähigkeitslücke zeigen zu können, werden 
diese Unsicherheiten quantifiziert. Zudem geben 
die Sensitivitätsanalysen erste Hinweise für wirt-
schaftspolitische Ansatzpunkte.

Der sukzessive Übergang von der eher pessimisti-
schen Variante T- zu den optimistischeren Annah-
men des Szenarios  T+ (Abbildung  15) zeigt, dass 
innerhalb der Bandbreite plausibler Szenarien das 
Erreichen niedrigerer Erwerbs- und Arbeitslosen-
quoten starke Effekte auf die langfristige Ausga-
bendynamik hat. So zeichnen günstigere Annah-
men zur Erwerbslosigkeit (ein Rückgang der 
NAWRU auf  4,0 % beziehungsweise noch stär-
ker auf 3,0 %) in etwa für die Hälfte der Verbesse-
rung der Ausgaben- und Schuldendynamik beim 
Übergang zu T+ verantwortlich. Der Befund unter-
streicht die volkswirtschaftliche und finanzpoliti-
sche Bedeutung der Aktivierung nicht genutzter 
Ressourcen im Arbeitsmarktbereich für die Siche-
rung des Tragfähigkeitsziels.

Als rechnerisch gering erweisen sich die Effekte 
eines stärkeren Wachstums der Multifaktor- bezie-
hungsweise der Arbeitsproduktivität für die pro-
jizierte Ausgabenentwicklung. Einem verstärkten 
BIP-Wachstum nebst höheren Steuereinnahmen 
steht hier annahmegemäß eine höhere Ausgaben-
dynamik gegenüber. Gleichwohl könnte die mit 

einem stärkeren Produktivitätswachstum einher-
gehende Steigerung von Einkommen und Wohl-
stand politisch die Bewältigung der ökonomischen 
Effekte des demografischen Wandels erleich-
tern, etwa durch deutliche Linderung von Vertei-
lungskonflikten. Ein höheres BIP pro Kopf bedeu-
tet zudem auch im internationalen Vergleich ein 
attraktiveres Wohlstandsniveau und damit z.  B. 
bessere Voraussetzungen für eine Nettozuwan-
derung in den Arbeitsmarkt. Zudem gibt der Pro-
duktivitätszuwachs Gestaltungsspielräume für das 
Budget und die Qualität der öffentlichen Finanzen.

Rechnerisch wirkt ein stärkerer Anstieg der tat-
sächlichen Lebensarbeitszeit ebenfalls klar vorteil-
haft für die Tragfähigkeit. Höhere Rentenansprü-
che aus dem Arbeitsleben kompensieren allerdings 
teilweise die Auswirkungen der längeren Lebens-
arbeitszeit auf die Ausgabenquote, insbesondere 
wenn der weitere Anstieg der Lebensarbeitszeit 
erlahmt.

Die Alterung der Gesellschaft bremsen würde ein 
Anstieg der Geburtenrate in Deutschland, auch 
wenn sich die Wirkung einer höheren Geburtenrate 
erst langsam entfalten würde. Ein starker Anstieg 
der Geburtenraten etwa auf das Niveau der  USA 
(1,9  Kinder) oder dasjenige Frankreichs (2,0  Kin-
der) würde zwar zunächst zusätzliche öffentli-
che Bildungs- und Betreuungsausgaben erfor-
dern. Im weiteren Zeitablauf würde der Anstieg der 
Erwerbsbevölkerung einen wünschenswerten Bei-
trag zur Tragfähigkeit leisten. Dies wird in den Pro-
jektionen aber nicht vor dem Jahr 2055 sichtbar.

Die Ergebnisse lassen sich in Werte für die Tragfä-
higkeitsindikatoren und den relativen Beitrag der 
einzelnen Einflussfaktoren übersetzen.
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Abbildung 15: Annahmen der Basisszenarien und deren Auswirkung 
auf aggregierte Ausgabenquoten (2010 bis 2060)
in % des BIP

Quelle: Werding u. a. (2020)
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Tabelle 8: Effekte der Sensitivitätsparameter auf die Tragfähigkeitslücke 
bei einem Übergang vom pessimistischen zum optimistischen Szenario

Den Unwägbarkeiten im Bereich der langfristi-
gen Entwicklung der öffentlichen Gesundheits-
ausgaben kann Rechnung getragen werden, indem 
Effekte der altersspezifischen Morbidität und des 
medizintechnischen Fortschritts dargestellt wer-
den. Um günstige Effekte zu modellieren, kann 
angenommen werden, dass zumindest ein Teil der 
steigenden Lebenserwartung in guter Gesund-
heit verbracht wird. Parallel dazu kann eine ver-
ringerte Inanspruchnahme der Leistungen der SPV 
unterstellt werden. Hierzu werden Altersprofile der 
Gesundheitsausgaben beziehungsweise die Prä-
valenzraten in der Pflegeversicherung mit jedem 

Jahr zusätzlicher Lebenserwartung um 0,75  Jahre 
gestreckt beziehungsweise verschoben. Die Folge 
des „gesunden Alterns“ wäre eine deutliche Reduk-
tion der Tragfähigkeitslücken. Hingegen könnten 
sich die Auswirkungen des medizinischen Fort-
schritts auch in einer deutlichen Ausweitung der 
Tragfähigkeitslücken niederschlagen, abhängig von 
der angenommenen Stärke der Kostenwirkungen 
des medizinischen Fortschritts. Würden die Leis-
tungsausgaben der GKV um jeweils einen halben 
Prozentpunkt  p.  a. stärker steigen als die Wachs-
tumsrate des BIP pro Kopf, ergeben sich entgegen-
gesetzte Effekte. 

Beitrag einer Annahmevariation zur Tragfähigkeitslücke in % des BIP Δ S2

Höhere Fertilität von 1,73 statt 1,43 Kindern pro Frau +0,25

Niedrigere Lebenserwartung (Anstieg auf 84,4 Jahre statt 88,1 Jahre für Männer und 84,4 Jahre statt 89,6 Jahre für Frauen) -0,20

Höhere Migration: Wanderungssaldo von 300.000 Personen ab dem Jahr 2030 statt 110.500 Personen -1,12

Längere Lebensarbeitszeit: Anstieg der Lebensarbeitszeit um 1 Jahr bis 2037 -0,44

Niedrigere Erwerbslosenquote: NAWRU von 3,5 % statt 5,5 % und Korrekturfaktor Zuwanderer von 1,7 statt 1,3 -1,06

Höhere Produktivität -0,05

Quelle: Werding u. a. (2020)
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6.	Finanzpolitischer Rahmen und zukunfts­
feste Systeme der sozialen Sicherung

Eine solide fiskalische Basis und nachhaltige Sozi-
alsysteme sind Grundlage langfristig tragfähiger 
öffentlicher Finanzen.

Ausgaben- und Einnahmendynamik sind von der 
Entwicklung von Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
abhängig und prägen die öffentlichen Finanzen 
wechselseitig. Öffentliche Verpflichtungen lassen 
sich nur im Zusammenhang mit der Wirtschafts-
kraft der Volkswirtschaft beurteilen. Notwendig ist 

nicht nur eine klare finanz- und wachstumspoliti-
sche Ausrichtung, sondern auch ein umfassendes 
arbeitsmarkt-, bildungs-, familien- und sozialpoli-
tisches Konzept. Zentrale Politikantworten liegen 
auch darin, die strukturellen Rahmenbedingungen 
zu verbessern, indem die Solidität der deutschen 
Staatsfinanzen sichergestellt, die Leistungsfähigkeit 
der sozialen Sicherungssysteme erhalten und die 
Wirkungsorientierung der öffentlichen Haushalte 
weiterentwickelt wird (vergleiche Abbildung 16).

Abbildung 16: Stellschrauben für tragfähige öffentliche Finanzen
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6.1	 Ansatzpunkte in der nationalen 
Finanzpolitik

6.1.1	 Institutionelle Anker

Der Staat kann seine Aufgaben im Sinne der Bür-
gerinnen und Bürger nur dann zufriedenstellend 
erfüllen, wenn er auf Dauer fiskalisch handlungs-
fähig bleibt. Mit der Einführung der Schuldenregel 
hat der Verfassungsgesetzgeber das Prinzip nach-
haltig ausgeglichener Haushalte und den Gedan-
ken der langfristigen fiskalischen Tragfähigkeit im 
Grundgesetz verankert.

Eng mit der Schuldenregel verknüpft ist ein bun-
desstaatliches Frühwarnsystem, um drohende 
Haushaltsnotlagen frühzeitig erkennen und geeig-
nete Gegenmaßnahmen einleiten zu können. Der 
Stabilitätsrat überwacht regelmäßig die Haushalte 
des Bundes und der Länder, empfiehlt geeignete 
Konsolidierungsmaßnahmen und vereinbart gege-
benenfalls mit der betroffenen Gebietskörperschaft 
ein Sanierungsprogramm. Er wird dabei von einem 
unabhängigen Beirat unterstützt.

Die Fokussierung von Risiken  – etwa des Zinsän-
derungsrisikos für die Staatsverschuldung  – ist 
für eine vorausschauende Finanzpolitik essenziell. 
Allerdings würden höhere Zinsen typischerweise 
auch mit höheren Wachstumsraten einhergehen, 
sodass das Zinsänderungsrisiko auch nicht über-
schätzt werden sollte. Die Tragfähigkeitsanalysen 
zeigen, dass eine Finanzpolitik auf Basis der grund-
gesetzlichen und EU-rechtlichen Vorgaben dazu 
beiträgt, Tragfähigkeitsrisiken in einem erhebli-
chen Umfang abzufedern.

Um die Vorgaben der Schuldenregel verfahrens-
technisch einhalten zu können, wurde das Eck-
werteverfahren für die Haushaltsaufstellung des 
Bundes etabliert. Verhandlungs- und Koordinie-
rungsprozesse zwischen den Ressorts und dem 
BMF konnten so wesentlich vereinfacht werden. 

Die Ressortverantwortung wurde gestärkt. Umso 
dringlicher ist es, darauf zu achten, dass die eigen-
verantwortlichen Entscheidungen der Fachres-
sorts zu einer finanzpolitisch vernünftigen und 
wirtschaftlichen Mittelallokation führen. Im Hin-
blick auf die Wirkungsorientierung des Haushalts 
wurde im Koalitionsvertrag für die aktuelle Legis-
laturperiode vereinbart, einnahme- und ausgabe-
seitige Haushaltsanalysen zu stärken und weiter 
zu entwickeln. Die themenbezogenen Haushalts-
analysen untersuchen ausgewählte Politikfelder 
oder Querschnittsaufgaben der Verwaltung dahin-
gehend, ob die verfolgten Ziele noch prioritär sind, 
ob sie erreicht werden und ob die Aufgabenerle-
digung wirtschaftlich erfolgt. Die entsprechenden 
Spending Reviews haben in nunmehr vier Zyklen 
Themen behandelt, die die Effektivität und Effizi-
enz in Einzel- oder Querschnittsbereichen auf der 
Einnahmen- und Ausgabenseite des Bundeshaus-
halts berühren. Im fünften Zyklus 2019/2020 ist 
vom Kabinett der Auftrag erteilt, gemeinsam mit 
ausgewählten Ressorts im Politikbereich „Weiter-
bildung, Wiedereinstieg und Existenzgründung“ 
beispielhafte Förderprogramme zu betrachten. 
Dieses Spending Review wird voraussichtlich im 
März 2020 abgeschlossen sein.

Auch bei den Subventionen überprüft die Bundes-
regierung regelmäßig Zielgenauigkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Notwendigkeit und legt das Ergebnis 
der Prüfungen im Subventionsbericht offen. Sub-
ventionspolitische Leitlinien als Selbstbindung 
der Bundesregierung dienen dazu, Transparenz, 
Rechtfertigungsdruck und Steuerungsmöglich-
keiten im Subventionswesen zu erhöhen. Deren 
Umsetzung unterstützen die Nachhaltigkeitsprü-
fung und regelmäßige Evaluation der Subventio-
nen. Nachhaltigkeit als politisches Leitprinzip zielt 
auf die Erreichung von Generationengerechtigkeit, 
von sozialem Zusammenhalt, Lebensqualität und 
Wahrnehmung internationaler Verantwortung 
und schließt somit das Ziel der fiskalischen Tragfä-
higkeit ein.
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Der aktuelle Subventionsbericht20 berücksichtigt 
zudem die vom BMF in Auftrag gegebene systemati-
sche Evaluierung von 33 Steuervergünstigungen.21

Ein obligatorischer Nachhaltigkeits-Check aller 
Gesetzentwürfe und Richtlinien soll schließlich 
sicherstellen, dass die demografische Entwicklung 
bei allen Entscheidungen des politischen Handelns 
berücksichtigt wird.

20  Vergleiche Bundesministerium der Finanzen (2019a).

21  Vergleiche Thöne, Michael u.a. (2019).

6.1.2	 Wachstumsorientierte Ausgaben- und 
Steuerpolitik

Ein Blick auf die Struktur des Bundeshaushalts 
verdeutlicht, dass die Fachpolitiken des Bun-
des erheblich vom demografischen Wandel tan-
giert sind. Bereits heute wird der Bundeshaushalt 
maßgeblich vom Bereich der sozialen Sicherung 
geprägt (vergleiche Abbildung  17). Der Anteil der 
Sozialausgaben am Bundeshaushalt beträgt im 
Jahr  2020 etwa  51 %. Im Jahr  2000 betrugen die 
Sozialausgaben demgegenüber noch rund 41 % der 
Gesamtausgaben.22

22  In Abgrenzung der Hauptfunktion 2 des Funktionenplans 
(Ausgaben für Soziale Sicherung, Familien und Jugend sowie 
Arbeitsmarktpolitik) und ohne Beamtenversorgung, die zur 
Hauptfunktion 0 zählt. 

Abbildung 17: Ausgabenstruktur des Bundeshaushalts 2000 und 2020 im Vergleich 

2000 2020

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Vor diesem Hintergrund bleibt es wichtig, wachs-
tumsorientierte Ausgaben zu stärken. Investitio-
nen in die Ausstattung und Leistungsfähigkeit von 
Schulen, Kitas und Universitäten ebenso wie in die 
Transport-, Kommunikations- und die siedlungs-
bezogene Infrastruktur sind wesentliche Voraus-
setzungen für die gesamtwirtschaftliche Produk-
tivitätsentwicklung sowie für dauerhaft günstige 
Wachstums- und Beschäftigungsbedingungen. Der 
Bund trägt dem Rechnung, indem er die Investiti-
onsausgaben in wichtigen Zukunftsbereichen mas-
siv ausweitet. Wie die Tragfähigkeitsberechnun-
gen zeigen, kann eine stark investive Ausrichtung 
der öffentlichen Budgets im günstigen Fall auch 
Akzente zur Senkung der Tragfähigkeitslücke (um 
rund 0,2 Prozentpunkte) setzen.

Gesamtstaatlich gilt es, die Handlungs- und Inves-
titionsfähigkeit auf allen staatlichen Ebenen sicher-
zustellen. Um die Handlungsfähigkeit der Länder 
und Gemeinden zu stärken, wurden die Länder 
und Kommunen in großem Umfang finanziell ent-
lastet. In dieser Legislaturperiode unterstützt die 
Bundesregierung Länder und Kommunen bei vie-
len wichtigen Zukunftsaufgaben, etwa dem sozia-
len Wohnungsbau, dem Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs, dem Breitbandausbau und der Digi-
talisierung von Schulen.

Dass der demografische Wandel erhebliche Aus-
wirkungen auf das Steuersystem haben wird, ist 
absehbar. Für die Frage, wie sich die Steuereinnah-
men bei schrumpfender Erwerbsbevölkerung und 
Zunahme des Altenquotienten entwickeln werden, 
ist wesentlich, wie Alterseinkünfte relativ zu Ein-
kommen in der Erwerbsphase besteuert werden, 
und wie sich in der alternden Gesellschaft die Kon-
sumquote und -struktur verändern. Einschlägige 
Simulationen für den Zeithorizont bis  2040/2060 
sehen durchaus dämpfende Effekte des demogra-
fischen Wandels für das Steueraufkommen, die 
nach 2030 die Steuerquote sinken lassen.23 Gleich-
wohl resultieren aus der Komplexität des Steu-
ersystems und zunehmenden Interdependenzen 

23  U. a. Calahorrano et al. (2016).

zwischen Steuern und den Finanzen der Sozialver-
sicherungen bedeutende Unwägbarkeiten. Daher 
kommt der Sachverständigenrat24 zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung zum 
Schluss, dass es in langfristigen Projektionen sinn-
voll bleibt, von einer stabilen Einnahmen-/Steuer-
quote auszugehen.

Die Sicherung einer tragfähigen Einnahmebasis 
sowie einer effizienten und gerechten wachstums-
orientierten Steuer- und Abgabenstruktur ist Kern-
aufgabe einer gestaltenden Finanzpolitik. So trägt 
eine generationengerechte Strategie maßgeblich 
dazu bei, dass die finanziellen Herausforderungen 
aus den sozialen Sicherungssystemen gerecht auf 
alle Schultern der Gesellschaft verteilt werden kön-
nen. Eine solide wirtschaftliche Basis trägt dazu bei, 
dass alle gesellschaftlichen Gruppen einen ange-
messenen Beitrag zu einer tragfähigen Finanzie-
rung der Sozialsysteme leisten und Steuerzahler 
nicht überfordert werden.

Die Finanzierung des Staates orientiert sich u. a. an 
dem Prinzip der Besteuerung nach der Leistungs-
fähigkeit. Das wird auch zukünftig gelten. Zudem 
muss das Steuersystem so weiterentwickelt wer-
den, dass die digitale Wirtschaft und die Finanz-
wirtschaft angemessen zur Finanzierung des 
Gemeinwesens und insbesondere auch der sozia-
len Sicherung beitragen.

Die Bundesregierung wird darüber hinaus wachs-
tumsfreundliche und faire steuerliche Rahmenbe-
dingungen für Unternehmen nachhaltig sicher-
stellen. Die Bundesregierung überprüft dazu die 
Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Standorts, 
auch vor dem Hintergrund der Steuersatzsenkun-
gen in den USA und in europäischen Nachbarlän-
dern, wie dem Vereinigten Königreich, Belgien und 
Frankreich, laufend. Deutsche Unternehmen und 
vor allem der Mittelstand sollen weltweit wettbe-
werbsfähig bleiben.

24  Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2019).
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Wichtig sind auch die laufenden Arbeiten auf nati-
onaler und internationaler Ebene gegen Steuerbe-
trug und Steuervermeidung. Große global agierende 
Unternehmen dürfen sich nicht durch grenzüber-
schreitende Gewinnverlagerungen ihrem fairen 
Anteil an der Finanzierung des Gemeinwesens ent-
ziehen. Deutschland arbeitet deshalb intensiv mit 
seinen europäischen und internationalen Partnern 
an einer globalen effektiven Mindestbesteuerung 
von Unternehmen.

6.2	 Eine tragfähige Finanzpolitik im 
europäischen Rahmen

Der Europäische Stabilitäts- und Wachstumspakt 
(SWP) stellt einen regelbasierten Rahmen für die 
Koordinierung und Überwachung der nationalen 
Finanzpolitiken in der EU dar, der exzessive Defi-
zite und Schuldenstände und damit nicht-tragfä-
hige Situationen verhindern soll. Die korrektive 
Komponente des Pakts umfasst das Verfahren bei 
einem übermäßigen Defizit. Dieses Verfahren wird 
eingeleitet, wenn ein Mitgliedstaat die im Vertrag 
verankerte Haushaltsdefizitgrenze von 3 % des BIP 
überschreitet oder seinen über die Marke von 60 % 
des  BIP hinausgehenden Schuldenstand unzurei-
chend abbaut. Im präventiven Arm dient das mittel-
fristige Haushaltsziel (MTO) jedes Mitgliedsstaates 
der  EU dazu, langfristig tragfähige Staatsfinanzen 
sicherzustellen. In länderspezifische Haushalts-
ziele in Form eines strukturellen, gesamtstaatli-
chen Finanzierungssaldos gehen u. a. die alterungs-
bedingten Tragfähigkeitsrisiken ein, wobei höhere 
Risiken zu anspruchsvolleren Zielen führen. Es geht 
um die Frage, welche Schuldenstände eine Finan-
zierung der sich aus dem demografischen Wandel 
ergebenden fiskalischen Herausforderungen erlau-
ben werden. Die EU-Kommission berechnet nach 
einem abgestimmten Verfahren alle drei Jahre, wie 
hoch das MTO eines Mitgliedstaates sein darf.

Mit den Indikatoren S1 und S2 werden die Effekte 
der langfristig projizierten Ausgabenentwicklung 
in Folge des demografischen Wandels im Kontext 
der MTO abgebildet. Wenn der Primärüberschuss 

für Deutschland auf dem für  2023 projizierten 
Wert konstant gehalten werden könnte, wären 
die öffentlichen Finanzen langfristig tragfähig, 
mit der Konsequenz durchgängig fallender Schul-
denstandsquoten. Unter den Annahmen der Basis-
szenarien ergibt sich allerdings bis zum Jahr  2060 
ein Konsolidierungsbedarf in Höhe des Indikator-
werts von S12060.

6.3	 Soziale Sicherungssysteme 
zukunftsfest ausgestalten

Der demografische Wandel wird schon aufgrund 
einer in den nächsten Jahrzehnten rückläufigen 
Erwerbstätigenzahl einen dämpfenden Effekt auf 
das Wachstum von Steuer- und Sozialbeitragsein-
nahmen entfalten. Zur Sicherstellung eines trag-
fähigen Verhältnisses von alterungsbedingten 
Ausgaben und staatlicher Einnahmebasis ist ein 
ganzheitlicher politischer Handlungsansatz erfor-
derlich. Dies gilt insbesondere für die umlagefinan-
zierten gesetzlichen sozialen Sicherungssysteme.

6.3.1	 Rente

Die demografische Entwicklung stellt für den 
Bereich der Rente eine große Herausforde-
rung dar. Dabei zeigt der Rentenversicherungs-
bericht  2019 aktuell eine erfreuliche Finanzent-
wicklung der gesetzlichen Rentenversicherung: 
Ende des Jahres  2019 betrug die Nachhaltigkeits-
rücklage bei nach unten begrenztem Beitragssatz 
rund 40  Mrd.  € beziehungsweise 1,8  Monatsaus-
gaben, bei einem Sicherungsniveau vor Steuern 
von  48,2 %. Mit der schrittweisen Anhebung der 
Regelaltersgrenze auf 67 Jahre hat Deutschland die 
langfristige Finanzierung des öffentlichen Renten-
systems verbessert. Das effektive Renteneintrittsal-
ter ist von 63,5 Jahren im Jahr 2010 auf 64,1 Jahre im 
Jahr 2012 gestiegen. Seitdem verharrt das effektive 
Renteneintrittsalter auf diesem Niveau.

Um die Folgen der demografischen Veränderun-
gen generationengerecht auf Jung und Alt zu ver-
teilen sowie Akzeptanz und Verlässlichkeit für 
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Leistungsempfänger wie auch für Beitragszah-
ler zu sichern, sind in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung Beitragssatzobergrenzen und ein Min-
destsicherungsniveau für alle Leistungsempfänger 
beziehungsweise Beitragszahler gesetzlich festge-
legt worden. Das Sicherungsniveau wird bis zum 
Jahr 2025 bei 48 % gehalten (Haltelinie I). Der Bei-
tragssatz zur Rentenversicherung wird die Marke 
von  20 % bis zum Jahr 2025 nicht überschreiten 
(Haltelinie II); zusätzlich wird eine Beitragssatzun-
tergrenze von 18,6 %bis zum Jahr 2025 eingeführt, 
um eine Beitragssatzverstetigung sicherzustellen.

Nach gegenwärtigen Vorausberechnungen werden 
die Leistungen des Bundes zur Rentenversiche-
rung im Jahre 2019 insgesamt 98 Mrd. € erreichen 
und bis zum Jahr 2023 auf rund 114 Mrd. € steigen. 
Zusätzlich sind im Bundeshaushalt zwischen den 
Jahren 2021 und 2024 jährlich 2 Mrd. € zum Aufbau 
einer Rücklage „Demografievorsorge Rente“ vorge-
sehen, um bis zum Jahr  2025 eine beitragssatzbe-
dingte Finanzierungslücke in der allgemeinen Ren-
tenversicherung schließen zu können.

Zudem hat der Gesetzgeber bestimmt, die Absiche-
rung bei Erwerbsminderung deutlich zu verbes-
sern. Die Zurechnungszeit wird für Rentenzugänge 
im Jahr  2019 in einem Schritt auf 65  Jahre und 
acht Monate angehoben. Anschließend wird sie in 
Anlehnung an die Anhebung der Regelaltersgrenze 
ebenfalls auf 67  Jahre verlängert werden. Durch 
diese Maßnahme entstehen im Jahr 2019 Mehrauf-
wendungen in Höhe von 0,1 Mrd. €.

Der Elternteil, der die Hauptlast der Erziehung 
getragen hat, erhält für vor 1992 geborene Kinder 
ein weiteres halbes Kindererziehungsjahr ange-
rechnet; dies kommt derzeit knapp 10  Millionen 
Rentnerinnen und Rentnern zu Gute. Im Zuge die-
ser Neuregelung entstehen der Deutschen Renten-
versicherung im Jahr 2019 zusätzliche Ausgaben in 
Höhe von 3,8 Mrd. €. Zugleich hat der Gesetzgeber 
beschlossen, zusätzliche Zahlungen aus dem Bun-
deshaushalt an die gesetzliche Rentenversicherung 
in Höhe von 500  Mio.  € jährlich regelgebunden 
anwachsend in den Jahren 2022 bis 2025 zu leisten.

Das Kabinett hat am 19. Februar 2020 beschlossen, 
für langjährig Versicherte mit unterdurchschnittli-
chem Einkommen in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung die Rente um einen Zuschlag zu erhöhen. 
Der Grundrentenzuschlag erhöht die Rente dieser 
Versicherten, die mindestens 33  Jahre Grundren-
tenzeiten vorweisen können. Von der Grundrente 
werden rund 1,3  Millionen Menschen profitieren, 
davon rund 70 % Frauen. Für Personen mit hohen 
Wohnkosten wird die Grundrente mit der Einfüh-
rung von Freibeträgen bei bestimmten Sozialleis-
tungen flankiert. Die Grundrente wird vollständig 
durch eine Anhebung des allgemeinen Bundeszu-
schusses steuerfinanziert.

Für eine Langfriststrategie zur Fortentwicklung der 
gesetzlichen Rentenversicherung und der betrieb-
lichen und privaten Altersversorgung nach dem 
Jahr 2025 hat die Bundesregierung im Mai 2018 die 
unabhängige Kommission „Verlässlicher Generati-
onenvertrag“ eingesetzt. Die Kommission soll ihren 
Bericht bis März 2020 vorlegen.

Die Bundesregierung hat mit dem  2018 in Kraft 
getretenen Betriebsrentenstärkungsgesetz neue 
Wege für eine stärkere Verbreitung der betriebli-
chen Altersversorgung beschritten. Im Rahmen 
des Sozialpartnermodells können Beitragszusagen 
ohne Garantie und Haftung durch den Arbeitge-
ber tarifvertraglich vereinbart werden. Auf tarifver-
traglicher Basis können Optionssysteme verein-
bart werden, durch die Beschäftigte automatisch 
an der betrieblichen Altersversorgung teilneh-
men, wenn sie dieses nicht explizit ablehnen (opt-
out). Nimmt der Arbeitnehmer seinen Anspruch 
auf Entgeltumwandlung wahr, muss der Arbeitge-
ber ersparte Sozialversicherungsbeiträge (mindes-
tens 15 % des umgewandelten Entgelts) an die Ver-
sorgungseinrichtung weiterleiten. Zudem wurde 
der steuerfreie Dotierungsrahmen für Zahlungen 
an Pensionskassen, Pensionsfonds oder Direktver-
sicherungen erhöht. Ein spezifisches Steuermodell 
mit einem Förderbetrag von 30 % der vom Arbeit-
geber aufgebrachten zusätzlichen Beiträge stärkt 
Geringverdiener. Als Bestandteil des Koalitions-
beschlusses vom 10.  November  2019 soll dieser 
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Förderbetrag künftig verdoppelt werden. In diesem 
Zusammenhang soll die Attraktivität der Betriebs-
renten mit dem am 18. November 2019 vom Kabi-
nett beschlossenen GKV-Betriebsrentenfreibe-
tragsgesetz erhöht werden. Es sieht dynamisierte 
Freibeträge für pflichtversicherte Betriebsrentne-
rinnen und Betriebsrentner bei den Beiträgen zur 
gesetzlichen Krankenversicherung in Höhe von 
insgesamt rund 1,2 Mrd. € jährlich vor.

In der privaten Altersvorsorge wurde die jährliche 
Grundzulage der Riester-Förderung von gegen-
wärtig 154  € auf 175  € angehoben. Auszahlungen 
aus der betrieblichen Altersvorsorge, die aus Ries-
ter-Verträgen resultieren, werden bei der Berech-
nung der Beiträge auf eine gesetzliche Kranken- 
und Pflegeversicherung nicht mehr berücksichtigt. 
Schließlich werden im Rahmen eines Freibetrags 
Leistungen bis zu rund 200 € pro Monat aus zusätz-
licher freiwilliger Altersvorsorge nicht auf die 
Grundsicherung im Alter angerechnet. Es ist nun 
Aufgabe der Tarifparteien, die Möglichkeiten des 
Betriebsrentenstärkungsgesetzes zu nutzen und 
flächendeckend umzusetzen.

Bei der privaten Altersvorsorge stärkt die Bundes-
regierung die Interessen der Lebensversicherungs-
nehmer durch eine nachhaltige Absicherung von 
Zinsgarantien. Im Versicherungsbereich wurden die 
Regulierungen an die Erfordernisse im Niedrigzins-
umfeld angepasst, um das System der Lebensversi-
cherungen auf eine langfristig stabile Grundlage zu 
stellen. Wenngleich sich die ergriffenen Maßnah-
men überwiegend bewährt haben, besteht punktu-
ell Bedarf für weitere Anpassungen im Niedrigzins-
umfeld. Die Aufsicht über Lebensversicherungen 
und der Verbraucherschutz sollen weiter verbessert 
werden. Geplant ist zudem die Einführung einer 
gesetzlichen Provisionsobergrenze für Lebensver-
sicherungen und Restschuldversicherungen.

6.3.2	 Gesundheit und Pflege

Der zunehmende Anteil älterer Menschen an der 
Gesamtbevölkerung führt zu einem größeren 
Bedarf an Gesundheits- und Pflegeleistungen. Die 
Bundesregierung trägt dieser Herausforderung 

mit den jüngsten Reformen im Gesundheitswesen 
Rechnung. Einer nachhaltigen Finanzierung der 
Gesundheitsversorgung kommt eine besondere 
Bedeutung zu.

In der GKV hat die Bundesregierung durch eine 
Reihe von Reformen die Qualität und Wirtschaft-
lichkeit der Versorgung gestärkt. Mit dem Kranken-
hausstrukturgesetz sind wichtige Maßnahmen für 
eine wirtschaftliche und bedarfsgerechte Kranken-
hausversorgung in die Wege geleitet. Der Kranken-
haus-Strukturfonds wurde im Rahmen des Pfle-
gepersonalstärkungsgesetzes finanziell erheblich 
erweitert und bis zum Jahr  2022 fortgeführt. Ins-
gesamt hält der Strukturfonds für die Jahre  2019 
bis  2022 ein Finanzvolumen von 4  Mrd.  € bereit 
(1 Mrd. € pro Jahr), welches je zur Hälfte aus Mitteln 
der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds und 
aus Haushaltsmitteln der Länder aufgebracht wird. 
Damit soll die Anpassung der Versorgungskapazi-
täten im stationären Bereich an den tatsächlichen 
Bedarf sowie die Spezialisierung von Krankenhäu-
sern gefördert und die Qualität und Effizienz der 
Krankenhausversorgung verbessert werden.

Für eine weiterhin gute und effiziente Versorgung 
ist eine verbesserte sektorenübergreifende Ver-
netzung des stationären und ambulanten Systems 
unter verstärkter Nutzung telematischer Anwen-
dungen von entscheidender Bedeutung.

Um innovative Versorgungsformen und For-
schungsvorhaben zu fördern, die zu einer koor-
dinierten und sektorenübergreifenden Versor-
gung beitragen sollen, wurde der Innovationsfonds 
geschaffen. Ursprünglich mit einem Fördervolu-
men von insgesamt 1,2 Mrd. € bis 2019 ausgestattet, 
wurde der Innovationsfonds mit dem Digitale-Ver-
sorgung-Gesetz bis zum Jahr 2024 mit einem jähr-
lichen Fördervolumen von 200  Mio.  € verlängert. 
Wirksame Versorgungsformen und -ansätze sollen 
in die Regelversorgung überführt werden.

Ein großes Potenzial für verbesserte Abläufe und 
eine effizientere Versorgung im Gesundheitswe-
sen bietet die Digitalisierung. Ein zentrales Ins
trument ist die elektronische Patientenakte (ePA), 
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mit der auf Wunsch des Versicherten medizinische 
Daten bereitgestellt werden können. Krankenkas-
sen müssen die ePA ihren Versicherten spätestens 
ab 2021 zur Verfügung stellen. Daneben treibt die 
Bundesregierung die Einführung einer flächende-
ckenden Telematikinfrastruktur voran. Damit wer-
den sukzessive alle Akteure des Gesundheitswesens 
im Bereich der GKV vernetzt und der sektoren- und 
systemübergreifende sowie sichere Austausch von 
Informationen gewährleistet. Bei der bundeswei-
ten Einführung wurden zunächst Arzt- und Zahn-
arztpraxen angeschlossen.

Im Rahmen des Gesetzes für eine bessere Versor-
gung durch Digitalisierung und Innovation werden 
Apotheken bis 30. September 2020 sowie Kranken-
häuser bis 1.  Januar  2021 verpflichtet, sich an die 
Telematikinfrastruktur anzuschließen. Für Heb-
ammen und Physiotherapeutinnen und -thera-
peuten sowie Pflege- und Rehabilitationseinrich-
tungen gilt das Prinzip der Freiwilligkeit. Darüber 
hinaus wird die Qualität und Effizienz des Gesund-
heitssystems verbessert, indem Telekonsilien in 
größerem Umfang ermöglicht und der Zugang zu 
Videosprechstunden vereinfacht werden soll. Auch 
die geplante Einführung des E-Rezeptes soll Kos-
ten senken sowie die medizinische Versorgung der 
Patientinnen und Patienten sicherer machen.

Die Auswirkungen der steigenden Lebenserwar-
tung sowie die Abnahme der Geburtenrate der 
vergangenen Jahrzehnte stellen auch die SPV vor 
Herausforderungen. Die Zielsetzung der SPV als 
eigenständiger Zweig der Sozialversicherung ist 
die soziale Absicherung des Risikos der Pflegebe-
dürftigkeit. Die SPV soll Pflegebedürftigen Hilfe 
leisten, die wegen der Schwere der Pflegebedürf-
tigkeit auf solidarische Unterstützung angewiesen 
sind, um ein möglichst selbstständiges und selbst-
bestimmtes Leben zu führen. Die Pflegeversiche-
rung und die Rahmenbedingungen für die pfle-
gerische Versorgung wurden deshalb durch die 
Pflegestärkungsgesetze  1 bis  3 mit dem Ziel einer 
auch in Zukunft qualitätsgesicherten würdevollen 
und bedarfsgerechten Pflege und Betreuung wei-
terentwickelt. Das seit 1. Januar 2015 geltende Erste 
Pflegestärkungsgesetz weitete die Leistungen für 

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen aus. Außer-
dem wurde die Betreuungsrelation in stationären 
Pflegeeinrichtungen erhöht. Durch das Zweite Pfle-
gestärkungsgesetz wurden die Leistungen für Pfle-
gebedürftige noch einmal verbessert. Es wurden 
ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff und ein neues 
Begutachtungsinstrument zum 1. Januar 2017 ein-
geführt; die vormals drei Pflegestufen wurden 
durch fünf Pflegegrade ersetzt.

Damit erhalten sowohl somatisch als auch kognitiv 
beeinträchtigte Pflegebedürftige gleichberechtig-
ten Zugang zu den Leistungen der Pflegeversiche-
rung. Dadurch wird der Kreis der Leistungsberech-
tigten spürbar ausgeweitet. Die steigende Zahl an 
Pflegebedürftigen (so die Projektionen vom Statisti-
schen Bundesamt) setzt neben den Weiterentwick-
lungen im Leistungsbereich auch dauerhaft tragfä-
hige Finanzierungsstrukturen voraus. Aus diesem 
Grund wurde der Beitragssatz für die SPV im Rah-
men der Pflegestärkungsgesetze in zwei Schrit-
ten um insgesamt 0,5  Prozentpunkte angehoben. 
Durch einen Pflegevorsorgefonds wird zudem die 
intergenerationale Gerechtigkeit in der Finanzie-
rung der SPV erhöht. Seit 2015 wird über einen Zeit-
raum von 20 Jahren ein Anteil von jährlich 0,1 Pro-
zentpunkten der Pflegeversicherungsbeiträge im 
Pflegevorsorgefonds angelegt, um in den Folgejah-
ren, wenn die geburtenstarken Jahrgänge ab dem 
Jahr 2034 in Altersgruppen mit hoher Pflegewahr-
scheinlichkeit vorrücken, Beitragssatzsteigerungen 
abzumildern. Im Jahr  2034 erreicht der erste der 
geburtenstarken Jahrgänge das 75. Lebensjahr, ein 
Lebensalter, in dem die Pflegewahrscheinlichkeit 
deutlich ansteigt. Aktuell gehen etwa 1,4 Mrd. € pro 
Jahr in den Fonds ein.

Mehr Menschen haben die unterschiedlichen 
Leistungsverbesserungen im Rahmen der Pfle-
gestärkungsgesetze in Anspruch genommen als 
ursprünglich erwartet. Ausgabenwirksame Maß-
nahmen sind ferner im Sofortprogramm Pflege/
Pflegepersonal-Stärkungsgesetz umgesetzt wor-
den. Zum 1. Januar 2019 wurde der Beitragssatz in 
der SPV um weitere 0,5 Prozentpunkte angehoben, 
damit kann Beitragsstabilität bis 2022 sichergestellt 
werden.
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Mit der Umsetzung der Ergebnisse der „Konzertier-
ten Aktion Pflege“ sind Schritte in Vorbereitung, die 
u. a. durch eine verbesserte Entlohnung von Pflege-
kräften zu weiteren Ausgabensteigerungen führen 
könne  – auch in der Krankenpflege. Das mit dem 
Abschlussbericht der Kommission vorliegende 
Maßnahmenpaket hätte bei gesetzlicher Umset-
zung aller Voraussicht nach ausgabensteigernde 
Auswirkungen, vor allem auf die SPV, aber auch auf 
die GKV.25

6.3.3	 Weitere Ausgaben der sozialen 
Sicherung

Um die Rahmenbedingungen für Arbeit zu ver-
bessern und Beitragszahler zu entlasten, wurde 
der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung zum 
1.  Januar  2019 per Gesetz um 0,4  Prozentpunkte 
und per Verordnung um zusätzliche 0,1  Prozent-
punkte befristet bis Ende des Jahres 2022 gesenkt. 
Darüber hinaus wurde zum 1. Januar 2020 per Ver-
ordnung der Beitragssatz um weitere 0,1 Prozent-
punkte ebenfalls befristet bis Ende des Jahres 2022 
auf 2,4 %abgesenkt.

Der Unterhaltsvorschuss als weitere Säule der sozi-
alen Sicherung wurde zum 1. Juli 2017 deutlich aus-
gebaut und erreicht rund 820.000 Kinder.26 Unter-
haltsvorschuss erhalten seitdem grundsätzlich alle 
Kinder bis zur Vollendung des 18.  Lebensjahres, 
die bei einem alleinerziehenden Elternteil leben 
und keinen oder keinen regelmäßigen Unterhalt 
vom anderen Elternteil erhalten. Alleinerziehende 
Elternteile und ihre Kinder erhalten bei fehlendem 
Unterhalt eine verlässliche und stabile finanzielle 
Hilfe, deren Höhe zusammen mit dem Kindergeld 
das steuerfrei zu stellende sächliche Existenzmini-
mum eines Kindes erreicht.

25  Bertelsmann-Stiftung (2019).

26  UVG-Geschäftsstatistik (2019), Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend.

Mit der Zahlung des Unterhaltsvorschusses geht 
der Unterhaltsanspruch des Kindes, soweit er 
besteht, auf das zahlende Land über, das den 
Anspruch dann beim Unterhaltsschuldner gel-
tend macht. Im Jahr  2019 betrugen die Ausgaben 
für den Unterhaltsvorschuss für Bund und Länder 
zusammen rund  2,18  Mrd.  €. Die Einnahmen aus 
dem Rückgriff auf den Unterhaltsschuldner betru-
gen 360 Mio. €. Bund und Länder verfolgen weiter-
hin intensiv den gemeinsamen Prozess zur Verbes-
serung des Rückgriffs.

Rund 1 Million Familien mit gut 2 Millionen Kin-
dern leben in wirtschaftlich prekären Verhältnis-
sen. Das Starke-Familien-Gesetz zielt darauf, Fami-
lien mit kleinen Einkommen wirksamer vor Armut 
zu schützen, den Bedarf von Kindern zu sichern 
und dafür zu sorgen, dass sich auch bei kleinen 
Einkommen Erwerbstätigkeit lohnt. Zu diesem 
Zweck wurde der Kinderzuschlag erhöht und neu-
gestaltet. Die Schwelle, an der diese Leistung bis-
lang schlagartig entfällt, wird abgeschafft, indem 
die oberen Einkommensgrenzen aufgehoben wer-
den. Ab  2021 wird die Höhe dem Existenzmini-
mumbericht entsprechend dynamisiert. Die Leis-
tungen des Bildungs- und Teilhabepakets werden 
weiter verbessert. Insbesondere Alleinerziehende 
profitieren von den Regelungen des Starke-Fami-
lien-Gesetzes. Damit die Leistung dort ankommt, 
wo sie gebraucht wird, wird der Antragsaufwand 
für Familien vereinfacht. Zusätzlich zum Starke-Fa-
milien-Gesetz werden mit dem Gute-KiTa-Gesetz 
alle Eltern, die Kinderzuschlag, Leistungen aus dem 
SGB  II oder Wohngeld beziehen, in Zukunft von 
KiTa-Gebühren befreit.
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7.	Strukturpolitische Maßnahmen

Zentrale Politikansätze zur Bewältigung der Her-
ausforderungen für die Tragfähigkeit der öffentli-
chen Finanzen liegen darin, die Arbeitsmärkte zu 
stärken und das Arbeitskräfteangebot zu fördern, 
die Leistungspotenziale der erwerbstätigen Gesell-
schaft zu verbessern sowie die Produktivität, die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und investiven 
Kapazität der Volkswirtschaft zu steigern. Interna-
tionale Benchmarks geben dabei eine Orientierung 
für nationales Handeln.

7.1	 Arbeitsmarktpolitischer Ansatz

Ein Schlüssel für tragfähige öffentliche Finan-
zen ist die Mobilisierung des Erwerbstätigen-
potenzials. Modellrechnungen zeigen, dass ein 
erhebliches Potenzial in der zukunftsorientierten 
Gestaltung des Arbeitsmarktes liegt.27 Die Bundes-
regierung verfolgt daher den Ansatz, die Menschen 
in Deutschland bei der Entfaltung ihres indivi-
duellen Potenzials zu unterstützen, insbesondere 
indem eine strukturell höhere Erwerbstätigkeit von 
Frauen, Älteren und von Menschen mit Migrations-
hintergrund erreicht, aber auch die Arbeitsproduk-
tivität gesteigert wird. Obwohl in den vergangenen 
Jahren in diesen Feldern bereits erhebliche Fort-
schritte gemacht wurden, zeigt ein Blick ins Aus-
land, dass hier gegenüber Ländern mit noch stär-
kerer Erwerbsbeteiligung Aufholpotenzial besteht.

Als Fazit der Analysen lässt sich festhalten, dass 
eine höhere Erwerbsbeteiligung generell günstige 
Auswirkungen auf die langfristige Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen haben kann. Im Falle der 
Frauenerwerbsbeteiligung bestehen größere Spiel-
räume für weitere Erhöhungen vor allem beim 
individuellen Umfang der Erwerbstätigkeit. Beson-
dere Bedeutung für die Bewältigung der Effekte des 
demografischen Wandels hat daneben die Erwerbs-
beteiligung Älterer und die zukünftige Entwicklung 

27  Türk, Erik u. a. (2018). 

der durchschnittlichen Lebensarbeitszeit. Dies gilt 
mit Blick auf die fernere Zukunft vor allem bei Vor-
liegen geeigneter Rahmenbedingungen und poli-
tisch gesetzter Anreizstrukturen.

7.1.1	 Stärkung der Erwerbspotenziale von 
Frauen

Um Frauen eine stärkere Teilnahme am Arbeits-
markt zu ermöglichen, sind Hürden für eine Aus-
weitung des Arbeitsangebots abzubauen und die 
öffentliche Infrastruktur zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu verbessern. Die Erwerbsbe-
teiligung von Frauen ist in den vergangenen Jahren 
zwar stark angestiegen, bleibt aber im Durchschnitt 
hinter derjenigen der Männer zurück. Auch gehen 
Frauen in erheblich größerem Umfang einer Teil-
zeit- anstelle einer Vollzeitbeschäftigung nach, die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit liegt deut-
lich unter derjenigen der Männer. Regional ist die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen sehr unterschied-
lich, in Ost-Deutschland ist sie deutlich höher als in 
West-Deutschland.

In den Basisvarianten für den Tragfähigkeitsbericht 
wird bereits von einem weiteren Anstieg der Frau-
enerwerbsbeteiligung ausgegangen. Die Relation 
der Erwerbsquote von Frauen (Alter 15  Jahre bis 
64 Jahre) zu derjenigen von gleichaltrigen Männern 
beträgt aktuell 92,6 %. Sie erhöht sich bis 2030 auf 
rund 96 % und bis 2045 weiter auf rund 97 %. Damit 
würde die Erwerbsquote in den nächsten Jahrzehn-
ten Relationen erreichen, die in Benchmark-Län-
dern wie Schweden und Finnland bereits heute 
beobachtet werden.
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Frauenerwerbstätigkeit im Vergleich zu 
Schweden

Ein Land in Europa, das unter ähnlichen 
Rahmenbedingungen eine wesentlich höhe-
re Frauenerwerbstätigkeit als Deutschland 
aufweist, ist Schweden. In Schweden liegt 
die Erwerbstätigenquote von Frauen (Alter 
15 Jahre bis 64 Jahre) bei 76 % im Vergleich 
zu  72,1 % in Deutschland. Die Erwerbstäti-
genquote von Männern (79 %) ist hingegen 
etwas geringer als in Deutschland (79,9 %), 
möglicherweise, weil in Schweden Fami-
lien- und Erwerbsarbeit anders aufgeteilt 
wird. Zudem hat Schweden die öffentliche 
Infrastruktur zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ausgebaut. Würde in Deutschland 

eine Frauenerwerbstätigkeit wie in Schwe-
den erreicht, könnte die Tragfähigkeitslücke 
um überschlägig circa 0,4 Prozentpunkte re-
duziert werden.

Schweden hat darüber hinaus Anfang der 
1970er  Jahre zur Beseitigung von negati-
ven Anreizen für Doppelverdiener-Haus-
halte das Lohn- und Einkommenssteuer-
system reformiert: Im Jahr 1971 wurde eine 
getrennte steuerliche Veranlagung von Ehe-
partnern eingeführt (Individualbesteue-
rung). Im Vergleich zum Ehegattensplitting 
kann dies einen erhöhten Anreiz setzen, Er-
werbsarbeits- und unbezahlte Care-Arbeits-
zeiten gleichmäßiger zwischen den Ehegat-
ten aufzuteilen.

Abbildung 18: Erwerbstätigenquoten von Frauen (15 Jahre bis 64 Jahre) in Schweden und Deutschland

Quelle: Eurostat (24. Oktober 2019)
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Gute Kinderbetreuungsmöglichkeiten er-
möglichen Erwerbstätigen auch eine höhere 
Arbeitsstundenzahl pro Woche. In Schwe-
den arbeitet etwa ein Drittel der erwerbstä-
tigen Frauen in Teilzeit während in Deutsch-
land etwa die Hälfte aller erwerbstätigen 
Frauen teilzeitbeschäftigt ist. Die durch-
schnittliche wöchentliche Arbeitszeit liegt 

für Frauen in Deutschland bei 30,5 Stunden 
pro Woche (Männer: 38,7 Stunden) und ist 
damit die drittniedrigste unter den EU-Län-
dern sowie deutlich unter dem EU-Durch-
schnitt von 33,7 Stunden. Der EU-Vergleich 
wird aber verzerrt durch die vergleichswei-
se niedrige Erwerbsbeteiligung von Frauen 
in anderen Ländern.

Abbildung 19: Durchschnittliche Wochenarbeitsstunden in Haupttätigkeit 
für erwerbstätige Frauen und Männer in Schweden und Deutschland

Ein Anstieg der Frauenerwerbstätigkeit auf 
das schwedische Niveau hätte aber voraus-
sichtlich auch weitergehende Konsequen-
zen für das Sozialsystem und öffentliche 
Dienstleistungen. So liegen in Schweden 
die Ausgaben für professionelle Pflege der-
zeit bei  3,2 % des  BIP (erwarteter Anstieg 
auf 4,1 % bis 2040), während sie in Deutsch-
land lediglich  1,3 % des BIP betragen (er-
warteter Anstieg auf 1,8 % des BIP bis 2040). 
Auch die Ausgaben für das Angebot an 

professioneller Kinderbetreuung, die et-
wa Schichtarbeit ermöglicht, liegen nach 
OECD-Angaben in Schweden bei  1,1 % 
des  BIP und damit erheblich höher als in 
Deutschland (0,2 % des BIP).

Zur Erwerbsbeteiligung von Männern wird ange-
nommen, dass diese ebenso wie die durchschnitt-
liche Zahl der Arbeitsstunden aller Erwerbstätigen 
konstant bleibt. Da Frauen derzeit im Durchschnitt 

Quelle: Eurostat (24. Oktober 2019)
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aber weniger Stunden arbeiten als Männer, bedeu-
tet die trotz steigender Frauenerwerbsbeteiligung 
unveränderte durchschnittliche Arbeitsstunden-
zahl eine leicht steigende Stundenzahl je Frau.

Grundvoraussetzung für eine zeitliche und finan-
zielle Entlastung von Familien bei Kinderbetreu-
ung, Pflege von Angehörigen und häuslicher Sor-
gearbeit ist eine bedarfsgerechte und qualitativ 
hochwertige Betreuungsinfrastruktur in Deutsch-
land, die nur durch gemeinsame Anstrengungen 
von Bund, Ländern, Kommunen und Trägern zu 
erreichen ist. Hierzu gibt es bereits Vorhaben der 
Bundesregierung.

Mit dem Gute-Kita-Gesetz wird die Qualität der frü-
hen Bildung, Erziehung und Betreuung in Kinder-
tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege 
bundesweit weiterentwickelt und Eltern werden 
bei den Gebühren entlastet. Der im Koalitionsver-
trag für die 19. Legislaturperiode geplante Rechts-
anspruch auf Ganztagsbetreuung für Kinder im 
Grundschulalter ab  2025 soll die Teilhabechancen 
von Kindern verbessern und die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf stärken. Auch die familienpoliti-
schen Leistungen, die einen frühen Wiedereinstieg 
von Müttern sowie eine partnerschaftliche Auftei-
lung von Familie und Beruf unterstützen, tragen 
zur Erhöhung der Müttererwerbstätigkeit bei.

Flexiblere Zeitmodelle ermöglichen es, die Auftei-
lung auf Haushalts- und Erwerbsarbeit in Partner-
schaften effektiver zu gestalten und das Arbeitsvo-
lumen von Frauen und indirekt auch die effektive 
Lebensarbeitszeit der produktiven Arbeitskräfte zu 
steigern. Hierzu dient das  2019 in Kraft getretene 
„Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts – 
Einführung einer Brückenteilzeit“, mit dem sicher-
gestellt wird, dass Beschäftigte, die sich zu einer 
zeitlich begrenzten Teilzeit entschieden haben, 
anschließend wieder zu ihrer früheren Arbeitszeit 
zurückkehren können.

Schließlich setzt eine höhere Erwerbsbeteiligung 
voraus, dass sich Rollenbilder sowie geschlechts-
spezifische Arbeitsnormen (inklusive Verteilung 
unbezahlter und bezahlter Arbeit) verändern. Die 

Verteilung der unbezahlten Sorgearbeit in der 
Gesellschaft ist Indikator der Gleichstellung (Gen-
der-Care-Gap entsprechend dem Zweiten Gleich-
stellungsbericht der Bundesregierung:  52,4 %). 
Derzeit werden Ursachen des Gender-Care-Gap 
untersucht, geeignete Maßnahmen identifiziert 
und zivilgesellschaftliche Initiativen zur gerechten 
Verteilung unbezahlter Sorgearbeit gebündelt. 

Die beschriebenen Maßnahmen unterstützen eine 
Ausdehnung der vollzeitnahen Beschäftigung und 
wirken so einem Rückgang des Arbeitskräftean-
gebots entgegen. Mehr vollzeitnahe Beschäftigung 
führt auch dazu, dass Frauen Tätigkeiten mit höhe-
rer Produktivität verrichten und ihre Qualifikatio-
nen stärker zur Geltung kommen. Gleichwohl ist 
auch zu sehen, dass es Jahrzehnte dauern kann, in 
denen ein grundsätzlicher Wandel von Rollenbil-
dern stattfindet und die Maßnahmen ihre Wirkung 
voll entfalten.

7.1.2	 Steigerung der Erwerbsbeteiligung von 
Älteren

Darüber hinaus kann eine Steigerung der 
Erwerbsbeteiligung von Älteren einen Beitrag 
zur Bewältigung der demografiebedingten Trag-
fähigkeitssituation leisten, da einerseits die Bei-
tragszahlerbasis gestärkt und andererseits die 
Ausweitung der durchschnittlichen Rentendauer 
begrenzt werden kann. Ältere Beschäftigte sind mit 
ihren Erfahrungen und Potenzialen ein wichtiger 
Bestandteil der Arbeitswelt.

Mit den Gesetzen zur Flexibilisierung des Über-
gangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand und 
zur Stärkung von Prävention und Rehabilitation 
im Erwerbsleben („Flexirentengesetz“) wurden die 
Möglichkeiten verbessert, einen Übergang vom 
Erwerbsleben in den Ruhestand gemäß den indi-
viduellen Lebensentwürfen der Beschäftigten zu 
gestalten. Dies fördert einen längeren Verbleib von 
älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
im Erwerbsleben. Unterstützende Maßnahmen 
sollen den Verbleib im Arbeitsmarkt erleichtern 
und die Beschäftigungsperspektive im Rentenalter 
attraktiver gestalten. Hierzu zählen Weiterbildung 
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und Qualifizierung, die altersgerechte Gestal-
tung von Arbeitsplätzen und -bedingungen sowie 
Gesundheitsförderung. Nicht zuletzt kann die Ren-
tenpolitik finanzielle und administrative Anreize 
setzen, um eine Ausweitung der Lebensarbeitszeit 
zu fördern.

Bei der Erwerbsbeteiligung von Personen im Alter 
ab 55 Jahren zeigt sich in den vergangenen Jahren 
ein bemerkenswerter Anstieg.28 Der spätere Ein-
tritt in die Rente ist – vor dem Hintergrund einer 
günstigen Arbeitsmarktentwicklung  – auch auf 
die Vereinheitlichung der Altersgrenzen für alle 
Arten von Altersrenten, verbunden mit der Einfüh-
rung von Ab- sowie Zuschlägen für einen früheren 
beziehungsweise späteren Rentenzugang zurück-
zuführen; seit  2012 trägt vor allem die Heraufset-
zung der Regelaltersgrenze der GRV dazu bei. In 
den Basisvarianten wird von einer Fortsetzung die-
ser Entwicklung ausgegangen, wenn auch in unter-
schiedlich starkem Ausmaß nach Auslaufen der 
Heraufsetzung der Regelaltersgrenze auf 67  Jahre 
im Jahr 2031. Über die Stärke der Verhaltenseffekte, 
die aus der laufenden Rechtsänderung resultie-
ren, herrscht allerdings eine gewisse Unsicherheit. 
Internationale Untersuchungen zeigen, dass ältere 
Erwerbspersonen nicht auf breiter Basis deutlich 
über Regelaltersgrenzen hinaus aktiv bleiben; Aus-
nahmen sind aber Portugal, Japan oder Neuseeland.

Dennoch setzen zunehmend mehr Personen ihr 
Erwerbsleben im Ruhestand fort. Dies ist auch 
Ausdruck veränderter Lebensentwürfe im Sinne 
einer aktiveren Teilnahme Älterer an Wirtschaft 
und Gesellschaft. Viele Personen treffen diese Ent-
scheidung nicht nur aus materiellen Motiven, son-
dern immaterielle Motive wie z.  B. Freude an der 
Arbeit, der Kontakt zu anderen Menschen oder 
neue Herausforderungen im Arbeitsleben spielen 
eine wichtige Rolle für die Aufnahme einer sozial-
versicherungspflichtigen oder einer geringfügigen 
Beschäftigung im Ruhestand.

28  Vergleiche Statistisches Bundesamt 2019a; Bundesagentur 
für Arbeit 2019.

Diese Entwicklung wird sich aus Sicht der Bundes-
regierung künftig weiter fortsetzen. Neben verän-
derten Lebensentwürfen wird z.  B. die Anhebung 
der Regelaltersgrenze auf 67  Jahre zusammen mit 
der kommenden starken Zunahme der Bevölke-
rung im Alter ab 65  Jahre durch den Wechsel der 
Babyboomer-Generation in diesen Altersbereich 
den Veränderungsprozess weiter unterstützen. Die 
Verbesserung der Möglichkeiten des flexiblen Ren-
tenzugangs wird diesen Prozess zusätzlich flankie-
rend begleiten.

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten jenseits der Regelaltersgrenze hat sich nach 
Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
im Zeitraum 30.  Juni  2010 bis 30.  Juni  2018 von 
122.000  Personen auf 246.000  Personen mehr als 
verdoppelt. Im Juni 2018 gab es zudem rund 1 Mil-
lion geringfügig entlohnte Beschäftigte, die die 
Regelaltersgrenze überschritten haben, Im Jahr 2018 
haben die über 65-jährigen geringfügig Beschäftig-
ten nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
durchschnittlich 9,7 Wochenstunden gearbeitet.29

In einer Modellrechnung wurde berechnet, wie sich 
eine Verlängerung der effektiven Lebensarbeitszeit 
über das Jahr 2030 hinaus auf die Tragfähigkeit aus-
wirkt. Hierzu wurde modelliert, dass – bei unverän-
derter Regelaltersgrenze von 67 Jahren – das durch-
schnittliche effektive Rentenzugangsalter langfristig 
bis zum Jahr 2060 um weitere 1,5 Jahre beziehungs-
weise 2,5  Jahre steigt (auf zwischen 67,5  Jahre und 
69,5 Jahre). Dieser weitere Anstieg des durchschnitt-
lichen Renteneintrittsalters verringert die fiska-
lischen Anspannungen deutlich, wenngleich ein 
späterer Renteneintritt auch Rentenansprüche 
erhöht. Es ist vor allem die dauerhafte Verschie-
bung des Verhältnisses aktiver Personen zu Perso-
nen im Ruhestand, die in diesem Fall günstig für Pri-
märausgaben- und Schuldenstandsquoten wirkt. Im 
Ergebnis könnte die Tragfähigkeitslücke um 0,8 Pro-
zentpunkte bis 0,9 Prozentpunkte abgebaut werden, 
wenn es gelingen würde, die zuletzt stagnierende 
Lebensarbeitszeit Älterer stark auszuweiten.

29  Vergleiche Bundestags-Drs. 19/12486.
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7.2	 Ausbildung sowie Weiterbildung 
und Qualifizierung, Eingliederung 
von Langzeitarbeitslosen

Ein Schlüssel für die langfristige Prosperität 
Deutschlands ist angesichts des demografischen 
und des digitalen Wandels eine weiterhin zukunfts-
fähige Qualifikation der Erwerbstätigen. Hierzu 
dient ein leistungsfähiges Bildungssystem mit guten 
Schulen, einer fundierten und modernen Berufs-
ausbildung sowie international konkurrenzfähigen 
Hochschulen. In Zeiten des technologischen Wan-
dels ist lebensbegleitendes Lernen eine Grundlage 
für erfolgreiche und erfüllende Berufsbiographien. 

Damit es in Zukunft angesichts tiefgreifender Trans
formationsprozesse (globaler Wettbewerb, zuneh-
mend spürbarer demografischer Wandel, rapide 
voranschreitende Digitalisierung) weiter gelingt, 
die Fachkräftebasis zu sichern und zu erweitern, hat 
die Bundesregierung im Dezember 2018 ihre neue 
Fachkräftestrategie verabschiedet. Als größte Her-
ausforderung wird die zunehmende Arbeitskräf-
teknappheit bei gleichzeitig bestehendem Arbeits-
kräfteüberschuss (durch Qualifikations-Mismatch) 
gesehen. Vor diesem Hintergrund konzentriert 
sich die Fachkräftestrategie auf drei Potenzialsäu-
len: Sicherung und Erweiterung der inländischen 
Fachkräftepotenziale (1.  Säule) sowie der europäi-
schen (2. Säule) und internationalen (3. Säule) Fach-
kräftepotenziale. Die Strategie ist als fortlaufender 
Prozess konzipiert, der im Dialog zwischen Bundes-
regierung, den Sozialpartnern, Ländern, Kammer-
organisationen und der BA erfolgt.

Sowohl die berufliche als auch die akademische 
Ausbildung dienen der Beschäftigungsfähigkeit 
junger Menschen. In diesem Rahmen kommt der 
im August  2019 zwischen der Bundesregierung, 
den Sozialpartnern sowie den Ländern beschlos-
senen Neuausrichtung der Allianz für Aus- und 
Weiterbildung eine wesentliche Bedeutung zu. Die 
Allianz für Aus- und Weiterbildung verfolgt das 
übergeordnete Ziel, möglichst alle Menschen zu 
einem qualifizierten Berufsabschluss zu bringen. 

Betriebliche Ausbildung hat dabei klaren Vorrang. 
Auf zentralen Handlungsfeldern und durch kon-
krete Maßnahmen sollen mehr Jugendliche einen 
betrieblichen Ausbildungsplatz finden und mehr 
Betriebe ihre Ausbildungsstellen besetzen kön-
nen. Zudem macht es sich die Allianz für Aus- und 
Weiterbildung zur Aufgabe, die berufliche Ausbil-
dung als Rückgrat der Fachkräftesicherung und 
gleichwertige Alternative zur akademischen Bil-
dung zu stärken. Mit der 4. Novelle des Aufstiegs-
fortbildungsförderungsgesetzes wurden finanzielle 
Hemmnisse einer Entscheidung beruflicher Auf-
steigerinnen und Aufsteiger für die höherqualifi-
zierende Berufsbildung abgebaut.

Die Weiterbildung und Qualifizierung der im 
Berufsleben stehenden Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gewinnt angesichts des technologi-
schen Wandels stark an Bedeutung. Ziel der Bun-
desregierung ist es, eine neue Weiterbildungskultur 
in Deutschland zu etablieren. Mit dem Qualifizie-
rungschancengesetz, das am 1. Januar 2019 in Kraft 
getreten ist, wurde ein wichtiger Schritt getan. 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren 
berufliche Tätigkeiten vom Strukturwandel betrof-
fen sind oder die eine berufliche Weiterbildung in 
einem von Fachkräftemangel betroffenen Beruf 
anstreben, werden künftig durch die volle oder 
teilweise Übernahme von Weiterbildungskosten 
stärker unterstützt. Arbeitgeber können Zuschüsse 
zum Arbeitsentgelt für Qualifizierungszeiten ihrer 
Beschäftigten erhalten. Darüber hinaus wurde 
eine Nationale Weiterbildungsstrategie beschlos-
sen, deren Fokus auf der beruflichen Weiterbildung 
liegt, insbesondere bei Personengruppen unter-
durchschnittlicher Weiterbildungsbeteiligung 
sowie bei kleinen und mittleren Unternehmen. 
Wesentliches Ziel ist es, Weiterbildungsange-
bote und Fördermöglichkeiten zu erweitern sowie 
transparenter und leichter zugänglich zu machen. 
Für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer besteht durch den Eingliederungszuschuss die 
Möglichkeit, die Eingliederung dieser Zielgruppe 
auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern.
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Arbeitgeber können grundsätzlich von den Agen-
turen für Arbeit und den Jobcentern mit einem 
Eingliederungszuschuss gefördert werden, wenn 
sie Arbeitsuchende einstellen, deren Vermittlung 
wegen in ihrer Person liegender Gründe (z. B. nied-
rige Qualifikation, häufigere Arbeitslosigkeit oder 
gesundheitliche Beeinträchtigungen) erschwert 
und die Förderung zu ihrer beruflichen Eingliede-
rung erforderlich ist.

Ziel der Bundesregierung ist, die Integration von 
Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt durch 
einen ganzheitlichen Ansatz zu verbessern. Auf-
bauend auf den Erfahrungen aus den Initiativen der 
vergangenen Legislaturperiode wurde das Gesamt-
konzept „MitArbeit“ entwickelt, um die Beschäf-
tigungsfähigkeit von Langzeitarbeitslosen durch 
intensive Betreuung, individuelle Beratung sowie 
wirksame Förderung zu verbessern und ihnen 
zugleich konkrete Beschäftigungschancen anzu-
bieten. Kern des Gesamtkonzepts „MitArbeit“ ist 
das Teilhabechancengesetz, das am 1.  Januar  2019 
in Kraft getreten ist. Menschen, die schon sehr 
lange arbeitslos sind, sollen wieder eine Perspektive 
auf dem Arbeitsmarkt erhalten. Dafür wurden zwei 
neue Regelinstrumente im Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB  II) aufgenommen: „Teilhabe am 
Arbeitsmarkt“ im § 16i SGB II und „Eingliederung 
von Langzeitarbeitslosen“ im § 16e-neu SGB II.

Beide neuen Förderungen beinhalten einen Lohn-
kostenzuschuss (§ 16e SGB II 24 Monate; § 16i SGB II 
bis zu fünf Jahre) und werden mit einer beschäfti-
gungsbegleitenden Betreuung („Coaching“) flanki-
ert, um das Arbeitsverhältnis zu stabilisieren und 
mittel- bis langfristig einen Übergang in eine unge-
förderte Beschäftigung zu begleiten. Beide Förde-
rungen schließen ältere Langzeitarbeitslose ein.

7.3	 Beitrag der Familienpolitik

Auf Dauer umkehren ließe sich die Alterung in 
Deutschland, wenn die Geburtenzahlen deut-
lich steigen würden. Zwar käme ein baldiger Wie-
deranstieg der zusammengefassten Geburten-
ziffer zu spät, um die finanziellen Folgen der 

demografischen Alterung vor dem Jahr 2040 subs-
tanziell zu mildern. Günstige Effekte würden sich 
vor allem in der ferneren Zukunft ergeben, insbe-
sondere nach  2060, auch wenn zunächst zusätzli-
che öffentliche Ausgaben entstünden (familienpo-
litische Leistungen, Bildung).

Eine gute Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
ermutigt junge Paare, sich für Kinder zu entschei-
den. So zeigen internationale Vergleiche, dass eine 
hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen nicht auto-
matisch zu niedrigen Geburtenraten führt. Vor die-
sem Hintergrund tragen Maßnahmen, die Familie 
und Beruf besser in Einklang bringen, auch zu einer 
Erhöhung der Geburtenraten bei.

7.3.1	 Elterngeld und Elternzeit

Die Regelungen zur Elternzeit und zum Eltern-
geld unterstützen junge Eltern bei der Teilzeiter-
werbstätigkeit und dem frühen Wiedereinstieg in 
den Beruf. Das Elterngeld in seinen Varianten fängt 
wegfallendes Erwerbseinkommen mit einer Ersatz-
rate von  65 % auf, wenn Eltern nach der Geburt 
zeitweise weniger oder gar nicht arbeiten. Eltern-
geldPlus unterstützt insbesondere Mütter und 
Väter, die früh nach der Geburt des Kindes wie-
der einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen möch-
ten. Einen Partnerschaftsbonus von vier zusätz-
lichen ElterngeldPlus-Monaten erhalten Eltern, 
wenn sie in dieser Zeit gleichzeitig zwischen 25 und 
30 Wochenstunden arbeiten.

Die Einführung von ElterngeldPlus und Partner-
schaftsbonus war für Mütter und Väter ein wich-
tiger Schritt für mehr Partnerschaftlichkeit bei 
Familie und Beruf, nicht zuletzt dafür, sich die 
Betreuung des Kindes gleichmäßig aufzuteilen. 
Der Evaluationsbericht zum ElterngeldPlus (Bun-
destags-Drs.  19/400) hat gezeigt, dass der Part-
nerschaftsbonus die Beteiligung von Vätern am 
Elterngeld und eine partnerschaftliche Aufteilung 
bei der Kinderbetreuung auch über den Elterngeld-
bezug hinaus stärkt. Gesamtwirtschaftlich führt 
das Elterngeld heute in der sehr langen Frist auch 
zu einer Entlastung der öffentlichen Haushalte.
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7.3.2	 Bildung und Betreuung

Der Ausbau der Kindertagesbetreuung in Deutsch-
land ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Die 
öffentliche Förderung dieses Bereichs verbessert 
die Bildungs- und Teilhabechancen der Kinder 
und steigert insbesondere die Müttererwerbstä-
tigkeit, die zu höheren Steuereinnahmen und Ein-
nahmen in der Sozialversicherung sowie geringe-
ren Ausgaben für Sozialtransfers beiträgt. In den 
vergangenen Jahren wurden u.  a. ein Rechtsan-
spruch auf Förderung in einer Kindertageseinrich-
tung oder in Kindertagespflege für Kinder ab Voll-
endung des ersten Lebensjahres eingeführt, vier 
Investitionsprogramme zur „Kinderbetreuungsfi-
nanzierung“ aufgelegt, das Gute-KiTa-Gesetz und 
das Bundesprogramm „Fachkräfteoffensive Erzie-
herinnen und Erzieher: Nachwuchs gewinnen, 
Profis binden“ geschaffen. Gleichwohl werden wei-
tere Anstrengungen erforderlich sein, um die Bil-
dungs- und Betreuungsinfrastruktur für Kinder zu 
verbessern. So wurde im Koalitionsvertrag für die 
19.  Legislaturperiode vereinbart, dass bis  2025 ein 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Kinder 
im Grundschulalter eingeführt wird.

7.4	 Qualifizierte Zuwanderung 
und Integration von 
Flüchtlingsmigranten

Erhebliches Potenzial zu Erhöhung des Arbeits-
angebots und der Arbeitsproduktivität besteht bei 
Menschen mit Migrationshintergrund. Im Hin-
blick auf die Flüchtlingszuwanderung der vergan-
genen Jahre trägt zur fiskalischen Tragfähigkeit bei, 
dass die Bundesregierung der Arbeitsmarktinteg-
ration und Qualifizierung bleibeberechtigter und 
zugleich bleibewilliger Flüchtlinge einen hohen 
Stellenwert einräumt. Von strategischer Bedeu-
tung für die Tragfähigkeit der öffentlichen Finan-
zen ist eine Fachkräftezuwanderung aus anderen 
EU-Mitgliedstaaten sowie aus Drittstaaten (2.  und 
3.  Säule der Fachkräftestrategie der Bundesregie-
rung). Hierzu dient eine höhere Erwerbsbeteili-
gung von Menschen mit Migrationshintergrund, 
bessere Voraussetzungen für einen Aufstieg durch 

Bildung, ein aufnahmefähiger und fairer Arbeits-
markt sowie die Unterstützung unternehmerischer 
Selbstständigkeit.

Zwar verfügt Deutschland über ein im internati-
onalen Vergleich modernes und offenes Zuwan-
derungssystem für Fachkräfte aus Drittstaaten, 
wie auch die OECD bescheinigt. Allerdings nut-
zen nach wie vor wenig qualifizierte Fachkräfte aus 
Drittstaaten die bestehenden Möglichkeiten. Um 
einen leichteren Arbeitsmarktzugang für beruflich 
Qualifizierte zu erreichen, wird zum 1.  März  2020 
das Fachkräfteeinwanderungsgesetz in Kraft tre-
ten. Um zusätzliche Impulse für eine gezielte und 
gesteuerte Steigerung der Zuwanderung von Fach-
kräften aus Drittstaaten zu setzen, arbeitet die Bun-
desregierung darüber hinaus an Begleitmaßnah-
men: Ziel der Begleitmaßnahmen sind effizientere 
und transparentere Verfahren für die Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse und bei Visumanträgen. 
Zudem hat die Bundesregierung gemeinsam mit 
der Wirtschaft eine Strategie zur Fachkräftegewin-
nung erarbeitet, die auch ein verbessertes Marke-
ting umfasst, und verstärkt die Sprachförderung im 
In- und Ausland. Das Informations- und Beratungs-
angebot auf dem Dachportal der Bundesregierung 
„Make it in Germany“ wird weiter ausgeweitet.

Mit der hohen Flüchtlingsmigration in den ver-
gangenen Jahren hat sich die Struktur der Zugezo-
genen deutlich verändert. Es wird darauf ankom-
men, anerkannte Schutzberechtigte erfolgreich 
und nachhaltig in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Hierfür sind weiterhin Maßnahmen zum Erwerb 
von allgemeinen und berufsbezogenen Sprach-
kenntnissen, zur Vermittlung in Ausbildung und 
Beschäftigung sowie zur Qualifizierung notwendig. 
Dabei geht es in Zusammenarbeit mit den Ländern 
um einen verbesserten Erwerb von Grundkompe-
tenzen, entsprechende Unterstützungsangebote 
sowie Hilfe bei der Dokumentation und Anerken-
nung ausländischer Berufsabschlüsse.

Mit dem am 1.  August  2019 in Kraft getretenen 
Ausländerbeschäftigungsförderungsgesetz ist der 
Zugang zur Förderung der Berufsausbildung und 
Berufsausbildungsvorbereitung für ausländische 
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Menschen mit Ausbildungsmarktzugang nunmehr 
weitgehend unabhängig von aufenthaltsrechtli-
chen Vorgaben geregelt, d.  h. es besteht ein ver-
besserter Zugang für junge Menschen aus anderen 
EU-Staaten und Drittstaaten, insbesondere auch 
für junge Geflüchtete. Durch die Neuregelungen 
können ausländische Menschen nun besser als bis-
her die Unterstützung erhalten, die sie von der Auf-
nahme einer Berufsausbildung bis hin zum erfolg-
reichen Ausbildungsabschluss benötigten. Zudem 
wurde der Zugang zu Sprachkursen für Geduldete 
und Gestattete verbessert.

Die Auswirkungen der Migration auf die fiskalische 
Tragfähigkeit sind schwer abzuschätzen. Die große 
Spannweite möglicher Entwicklungen der Aus- 
und Einwanderungen schlägt sich bereits in den 
Annahmen zur Netto-Migration für die Basisvari-
anten des Tragfähigkeitsberichts nieder. Die Band-
breite liegt langfristig zwischen 147.000  Zuwan-
derern und 300.000  Zuwanderern, die jährlich im 
Land verbleiben. Insbesondere bei einem hohen 
Wanderungssaldo ist der unter Umständen nicht 
friktionsfreie Integrationsprozess von Zuwande-
rern in den Arbeitsmarkt zu berücksichtigen.

Nach vorliegenden Erfahrungen fällt die struktu-
relle Arbeitslosigkeit unter Zuwanderern höher 
aus als unter einheimischen Erwerbspersonen  – 
wobei die Ergebnisse für Zuwanderer, die aus-
drücklich zu Erwerbszwecken kommen, positiver 
sind. Die Variation der Migrationsannahmen in 
den Basisvarianten reduziert die Tragfähigkeitslü-
cke um 1,12 % des BIP. Es kommt somit in starkem 
Maße auf arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zur 
Integration von Zuwanderern sowie die Anerken-
nung mitgebrachter Qualifikationen an. Zusam-
men genommen unterstreichen die Analysen, 
dass ein dauerhaft höherer Wanderungssaldo die 
ungünstigen Effekte des demografischen Wandels 
für die öffentlichen Finanzen dämpfen kann. Auch 
eine verbesserte Integration von Zuwanderern in 
den Arbeitsmarkt leistet als Teil eines Maßnah-
menbündels einen deutlichen Beitrag zur Verbes-
serung der langfristigen Tragfähigkeit der öffentli-
chen Finanzen.

7.5	 Wirtschafts- und investitions
politische Grundausrichtung im 
Zeitalter des digitalen Wandels

Die Bundesregierung investiert in ein modernes, 
wirtschaftsstarkes und klimafreundliches Land, 
das seiner sozialen und ökologischen Verantwor-
tung auch in Zukunft gerecht wird. Hierzu wurden 
Investitionen in Digitalisierung, Bildung und For-
schung, Infrastruktur sowie Klimaschutz auf Re
kordniveau ausgeweitet und verstetigt.

Neben einem systematischen Ansatz zur Erhöhung 
des Arbeitsangebots und der Arbeitsproduktivität 
gilt es, die wirtschafts- und investitionspolitische 
Grundausrichtung im Zeitalter des digitalen Wan-
dels zukunftsorientiert zu gestalten. Bereits heute 
priorisiert die Finanzpolitik Maßnahmen zur Ver-
besserung der öffentlichen, investiven Rahmen-
bedingungen für Unternehmen. Dies wird auch in 
Zukunft produktivitätssteigernde private Investiti-
onen anziehen. Zugleich setzt die Bundesregierung 
ihre Investitionsoffensive fort. So werden mit dem 
Fonds „Digitale Infrastruktur“ neue Instrumente 
zur Beschleunigung der digitalen Transformation 
geschaffen.

Zur Verbesserung des Innovationsumfelds ist 
eine verstärkte Digitalisierung sowohl im priva-
ten als auch im öffentlichen Sektor mit geziel-
ten Investitionen in die digitale Infrastruktur und 
eine Überprüfung der bestehenden Regulierungen 
von entscheidender Bedeutung. Um die Finanzie-
rungsmöglichkeiten von in den Markt eintreten-
den Unternehmen zu verbessern, ist eine Stärkung 
des Wagniskapitalmarkts sinnvoll. Es wird geprüft, 
die KfW Capital, Tochtergesellschaft der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau, weiter auszubauen, um  – 
auch im Kontext des im November  2019 vom 
Koalitionsausschuss beschlossenen 10-Milliar-
den-Euro-Beteiligungsfonds  – die Wachstumsfi-
nanzierung von zukunftsorientierten Technolo-
gieunternehmen zu erleichtern. Darüber hinaus 
verbessert die Bundesregierung die Rahmenbe-
dingungen für Unternehmen durch den Abbau 
und die Begrenzung des bürokratischen Aufwands 
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(Bürokratieentlastungsgesetz  III). Steuerliche Ent-
lastungen wie durch die Teilabschaffung des Soli-
daritätszuschlags stärken Anreize für Investitionen 
und Beschäftigungsaufbau.

Die Sicherung der Zukunftstragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen bedeutet auch, die deutsche 
Wirtschaft auf ihrem Weg zu mehr Nachhaltigkeit 
und Klimaschutz zu unterstützen. Erfolgreiche Kli-
mapolitik sollte konsequent auf Zukunftschan-
cen ausgerichtet sein, klare Rahmenbedingungen 
definieren, Forschung und Innovationen fördern 
und Unternehmen unterstützen, in zukunftsfähige 
Technologien zu investieren und somit Fehlinves-
titionen zu vermeiden. Dazu hat die Bundesregie-
rung im Oktober  2019 mit dem Klimaschutzpro-
gramm 2030 ein umfassendes Paket verabschiedet, 
um die verbindlichen europäischen sowie nati-
onalen Klimaschutzziele bis  2030 zu erreichen, 
und Weichen gestellt, um die notwendige Reduk-
tion der Treibhausgasemissionen zu beschleuni-
gen und die notwendigen Anpassungsinvestitio-
nen für klimafreundliche Mobilität und Wohnen 
zu unterstützen.

Um die Zielvorgaben einzuhalten, sind erhebliche 
private und öffentliche Investitionen erforderlich. 
Bis 2030 sollen insgesamt Mittel in dreistelliger Mil-
liardenhöhe für den Klimaschutz und die Energie-
wende bereitgestellt werden. Konkret bedarf es u. a. 
energetischer Gebäudesanierungen sowie intelli-
genter Verkehrssysteme und mehr klimafreundli-
cher Verkehrsträger. Staatliche Investitionen in die 
Modernisierung der Infrastruktur wirken durch 
ihre Komplementarität als Katalysator für private 
Investitionen und bilden so das Rückgrat für eine 
starke deutsche Wirtschaft im Herzen Europas.

Bei der Bewältigung des Struktur- und Klimawan-
dels sowie der Modernisierung der Infrastruktur 
kommt es auf das Zusammenwirken auf allen staat-
lichen Ebenen an. Bei einer beschleunigten Digitali-
sierung und höheren individuellen Mobilität muss 
ein Strukturwandel hin zu ausgewogenen und 
wettbewerbsfähigen Siedlungs- und Produktions-
strukturen unterstützt werden. Dies leistet einen 
Beitrag zu einer hohen gesamtwirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit und damit zur Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen. So wird etwa mit dem 
Strukturstärkungsgesetz der klimaschutzbedingte 
Ausstieg aus der Kohleverstromung geregelt. Der 
Bund unterstützt den Strukturwandel in den Koh-
leregionen bis  2038 mit bis zu  40  Mrd.  €. Damit 
werden den Kohleregionen im Zuge des schrittwei-
sen Ausstiegs aus der Kohle neue Chancen für eine 
nachhaltige Wirtschaft mit hochwertiger Beschäf-
tigung eröffnet.

Zudem werden durch größere Anstrengungen in 
den Bereichen digitale Infrastruktur sowie Bildung, 
Wissenschaft und Forschung die Innovationskraft 
Deutschlands gesteigert und eine größere Effizienz 
und höhere Produktivität gefördert. Dies legt den 
Grundstein für eine starke, moderne Wirtschaft in 
der Zukunft. Für die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen sind derlei Verbesserungen der gesamt-
wirtschaftlichen Effizienz und des technologischen 
Fortschritts zentral. Eine hohe Rate an Produkt- 
und Prozessinnovationen sorgt nicht nur für eine 
höhere Wirtschaftsleistung, sondern kann zusätz-
lich private Investitionen anstoßen. Dies steigert 
langfristig die Arbeitsproduktivität und die durch-
schnittlich erreichbaren Pro-Kopf-Einkommen.

Den potenziellen Effekten der Digitalisierung 
kann über unterschiedliche Wirkkanäle Rech-
nung getragen werden. Zum einen können durch 
Digitalisierung Prozess- und Produktinnovationen 
ermöglicht werden, welche die Produktivität einer 
Volkswirtschaft erhöhen. Zum anderen können die 
technologischen Neuerungen direkte Auswirkun-
gen auf die relative Arbeitsnachfrage der Unter-
nehmen haben und somit Beschäftigungseffekte 
zeitigen. „Chancen der Digitalisierung“ ergeben 
sich dann, wenn eine Steigerung des TFP-Wachs-
tums nicht mit einer Erhöhung der strukturel-
len Arbeitslosigkeit verknüpft ist. Als „Risiken der 
Digitalisierung“ kann man ein Zusammenspiel von 
Produktivitäts- und Arbeitsmarkteffekten verste-
hen, bei dem ein positiver Produktivitätseffekt mit 
einer Erhöhung der NAWRU einhergeht.

Eine Abschätzung des möglichen TFP-Wachs-
tums bewegt sich zwischen zwei Szenarien. Das 
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„techno-optimistische“ Szenario geht von einer 
Beschleunigung der zukünftigen TFP Wachstums-
raten aus, da in der Robotertechnologie sowie 
den Anwendungen zu Big Data, Machine Lear-
ning und künstlicher Intelligenz große Potenzi-
ale für technologiebasierte Wachstumsraten ste-
cken. Im „techno-pessimistischen“ Szenario wird 
davon ausgegangen, dass die Effekte der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien bereits 
abgeflacht sind. Bei einer Erhöhung der jährli-
chen Wachstumsrate der TFP um 0,4  Prozent-
punkte gegenüber den Basisannahmen auf bis 
zu  1,2 % p.  a. resultiert eine merkliche Steigerung 
des Produktionspotenzials.

Sinkt dagegen die Nachfrage nach gering- und mit-
telqualifizierten Beschäftigungsformen aufgrund 
der Substituierbarkeit durch neue Technologien 
(„skill-biased technological change“), so kann es 
zu einem Anstieg der strukturellen Arbeitslosig-
keit kommen. „Mismatch“-Arbeitslosigkeit bedeu-
tet, dass Arbeitssuchende der alten, substituierten 

Sektoren/Berufe keine Beschäftigung finden, 
obwohl offene Stellen existieren, da die Anforde-
rungen der offenen Stellen nicht zu den Qualifika-
tionsstrukturen der Arbeitssuchenden passen.

In den USA ist der Rückgang von Arbeitsmöglich-
keiten im produzierenden Gewerbe weit fortge-
schritten. Die Beschäftigung im produzierenden 
Gewerbe in Deutschland beträgt rund das Dreifa-
che des Niveaus der USA. Allerdings ist die Beschäf-
tigung der Mittelqualifizierten zwischen  1993 
und  2010 um  6,74 % zurückgegangen. Auch der 
starke Wettbewerb mit China stellt den industri-
ellen Sektor vor Herausforderungen. Gleichzeitig 
ist die Automatisierung in Deutschland wesent-
lich weiter fortgeschritten als in den USA. Bestand 
und Entwicklung der industriellen Roboter pro 
1.000  Beschäftigten zeigen, dass im Jahr  2015 in 
Deutschland auf 1.000  Beschäftigte rund acht 
industrielle Roboter kamen während in den USA 
der Schnitt nur bei 1,7 Robotern je 1.000 Beschäf-
tigten lag.

Abbildung 20: Industriebeschäftigung und Automatisierung in Deutschland und den USA (1995 bis 2015)

Quelle: Dauth et al. (2017)
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Das Szenario „Risiken der Digitalisierung“ kombi-
niert mögliche Effekte des technologischen Wan-
dels für das TFP-Wachstum (2,2 %  p.  a.)30 und für 
die Beschäftigung, gemessen an der NAWRU (5 % 
bis  7 %). Alle Varianten, in denen vor allem das 
Wachstum der Arbeitsproduktivität verändert wird 
(durch höhere Investitionen oder durch ein höhe-
res TFP-Wachstum), führen nur zu geringen Aus-
wirkungen auf die projizierten Entwicklungen der 
Primärausgabenquote und damit auf die fiskalische 
Tragfähigkeit. Dieser Befund resultiert unmittelbar 
aus den rechtlichen Rahmenbedingungen bezie-
hungsweise aus den gewählten Fortschreibungs-
modalitäten und ist damit stark annahmegetrieben.

Gleichwohl kann ein verstärktes Wachstum der 
Arbeitsproduktivität dazu beitragen, unerwünschte 
Entwicklungen auszugleichen, soweit sie sich auf 
aggregierte Werte, z. B. das BIP, oder Pro-Kopf-Grö-
ßen auswirkt. Eine Verminderung der Anspannung 
der öffentlichen Finanzen ergibt sich aber nur 
dann, wenn die öffentlichen Ausgaben langsamer 
wachsen als das  BIP oder wenn die öffentlichen 
Einnahmen gemessen am  BIP überproportional 
steigen, etwa, weil Produktivitätssteigerungen sich 
nicht unmittelbar in höheren Wachstumsraten der 
Bruttolöhne niederschlagen oder die Ausgabendy-
namik nicht der Lohnentwicklung folgt. Andern-
falls bleibt die Entwicklung von Ausgabenquoten 
in Relation zum  BIP von veränderten Annahmen 
zur Entwicklung der Arbeitsproduktivität weitge-
hend unberührt.

Unabhängig davon erzeugt ein stärkeres Produk-
tivitätswachstum Spielräume, die die Bewältigung 
des demografischen Wandels erleichtern kön-
nen, in den Modellrechnungen bei unveränderten 
rechtlichen Rahmenbedingen aber nicht gezeigt 
werden. So könnte bei stärker steigendem BIP und 
stärker steigenden Bruttolöhnen das Leistungsni-
veau öffentlicher Ausgaben, z. B. gemessen am Ren-
tenniveau, besser abgestimmt werden und/oder 
Belastungen der Bruttolöhne mit steigenden Abga-
ben fallen weniger ins Gewicht.

30  Dies entspricht in Deutschland dem historischen 
TFP-Wachstums während der 1960er und 1970er Jahre.

Schließlich ist in Erinnerung zu rufen, dass der 
demografische Wandel durch Veränderung des 
Anteils der Bevölkerung, der nicht ökonomisch 
aktiv ist, ein Verteilungsproblem erzeugt – bei 
Alterseinkommen sowie bei Gesundheits- und 
Pflegeleistungen, im Falle von Kindern und Jugend-
lichen aber auch bei Investitionen in die Bildung. 
Bei stärker steigender Produktivität und höheren 
Einkommen lässt sich dieses Problem politisch wie 
ökonomisch leichter lösen.

Ausgehend von der optimistischen Basisvariante 
verringert ein stärkeres Produktivitätswachstum 
die Tragfähigkeitslücke ein wenig, während ein 
schwächeres Produktivitätswachstum diese leicht 
vergrößert. Die wichtigsten Schlussfolgerungen aus 
den Alternativvarianten sind daher, dass Verände-
rungen des zukünftigen Produktivitätsfortschritts 
für sich genommen nur geringe Auswirkungen auf 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen haben. 
Stärkeres gesamtwirtschaftliches Wachstum kann 
jedoch Anpassungen erleichtern und so die fiskali-
sche Tragfähigkeit verbessern.

7.6	 Hochschul- und 
Innovationspolitik

Wichtige Triebfedern für die langfristige Wirt-
schaftskraft Deutschlands liegen im Bereich Bil-
dungs- und Innovationspolitik.

7.6.1	 Forschungsförderung der Wirtschaft

Das Bundeskabinett hat die Hightech-Strate-
gie 2025 im September 2018 beschlossen. Der aktu-
elle Fortschrittsbericht zur Strategie stellt den 
Umsetzungsstand dar und zeigt: Forschung und 
Innovation tragen verstärkt dazu bei, Wirtschafts- 
und Lebensweise so zu gestalten, dass Wettbe-
werbsfähigkeit, der Erhalt der natürlichen Lebens-
grundlagen und sozialer Ausgleich miteinander 
verbunden werden können. Die Strategie soll allen 
Akteuren im Innovationsgeschehen Orientierung 
bieten und Perspektiven aufzeigen, wie Deutsch-
land seine Zukunft mit Forschung und Innovation 
erfolgreich gestalten kann. Im Fokus stehen die 
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Themen „Gesundheit und Pflege“, „Nachhaltigkeit, 
Klimaschutz und Energie“, „Mobilität“, „Stadt und 
Land“, „Sicherheit“ und „Wirtschaft und Arbeit 4.0“.

Unabhängig davon wurde zum 1.  Januar  2020 
mit dem Forschungszulagengesetz erstmals in 
Deutschland eine steuerliche Förderung von For-
schung und Entwicklung (FuE) eingeführt. Das Ins-
trument stellt eine wichtige Ergänzung des Portfo-
lios der Forschungsförderung in Deutschland dar. 
Die ökonomischen Effekte einer steuerlichen For-
schungsförderung sind durch eine Reihe von Stu-
dien bestätigt worden. Im Durchschnitt ergeben 
die Studien31, dass je Euro an entgangenen Steuer
einnahmen zusätzliche FuE-Aufwendungen von 
1,33 € mobilisiert werden können (je nach Ausge-
staltung des Anreizes). Zudem ist die steuerliche 
Förderung von FuE ein wichtiger Punkt im inter-
nationalen Standortwettbewerb um innovative 
Unternehmen.

Mit der Forschungszulage erhalten Unterneh-
men Anreize, zusätzlich oder überhaupt erst in 
Forschung zu investieren. So wird ein wirksamer 
Impuls für Innovationen in Deutschland und damit 
auch künftigen Wohlstand und neue Arbeitsplätze 
gesetzt.

7.6.2	 Exzellenzförderung an Universitäten

Ziel der Exzellenzstrategie ist die langfristige Stär-
kung der Universitäten durch die Förderung wis-
senschaftlicher Spitzenleistungen, Profilbildun-
gen und Kooperationen im Wissenschaftssystem. 
Bund und Länder stellen für die Finanzierung des 
Gesamtprogramms  – vorbehaltlich der Mittelbe-
reitstellung durch die gesetzgebenden Körper-
schaften – seit 2018 insgesamt 533 Mio. € jährlich 
zur Verfügung, wobei der Bund 75 % trägt.

Die Strategie besteht aus zwei Förderlinien: Mit 
den Exzellenzclustern werden international wett-
bewerbsfähige Forschungsfelder an Universi-
täten beziehungsweise Universitätsverbünden 

31  EFI-Kommission.

projektbezogen gefördert. Die Förderlinie Exzellen-
zuniversitäten- und verbünde baut auf der Förder-
linie Exzellenzcluster auf und dient der Stärkung 
der Universitäten beziehungsweise der Verbünde 
von Universitäten als Institution und dem Aus-
bau der internationalen Spitzenstellung in der 
Forschung.

7.6.3	 Hochschulen und außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen

Im Juni 2019 wurde ein Paket von drei Bund-Län-
der-Vereinbarungen zur Stärkung des Wissen-
schafts- und Innovationstandortes Deutschland 
beschlossen, das in seiner Gesamtheit auf die wich-
tigsten Missionen Studium und Lehre, Forschung 
und Transfer zielt. Die Fortsetzung des Pakts für 
Forschung und Innovation stärkt die außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen. Neben der For-
schung und den Forschungsinfrastrukturen wer-
den dabei auch der Transfer und die Vernetzung 
explizit adressiert. Mit einer Laufzeit von  2021 
bis  2030 läuft der Pakt erstmals über einen Zeit-
raum von zehn Jahren. Bund und Länder streben – 
vorbehaltlich der jährlichen Haushaltsverhand-
lungen mit den Einrichtungen und vorbehaltlich 
der Mittelbereitstellung durch die gesetzgebenden 
Körperschaften – an, den einzelnen Wissenschafts-
organisationen jährlich einen Anstieg der Zuwen-
dung um  3 % zu gewähren. Der jährliche Auf-
wuchs wird in den Jahren 2021 bis 2030 von Bund 
und Ländern nach den in den jeweiligen Ausfüh-
rungsvereinbarungen festgelegten Schlüsseln auf-
gebracht. Insgesamt werden rund 17 Mrd. € zusätz-
liche Mittel für die Forschung bereitgestellt, was 
den Wissenschaftsorganisationen eine erhebliche 
finanzielle Planungssicherheit bringt.
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Mit dem Zukunftsvertrag „Studium und Lehre stär-
ken“ als Nachfolgevereinbarung des Hochschul-
pakts zielen Bund und Länder ab  2021 gemein-
sam darauf ab, die Qualität von Studium und Lehre 
an den Hochschulen flächendeckend zu verbes-
sern und die Studienkapazitäten in Deutschland 
bedarfsgerecht zu erhalten. Von besseren Studien-
bedingungen und einer höheren Lehrqualität an 
allen Hochschulen werden fast 3 Millionen Studie-
rende profitieren. Mit der dauerhaften Förderung 
soll insbesondere unbefristetes, mit Studium und 
Lehre befasstes Hochschulpersonal ausgebaut wer-
den, als wesentlicher Faktor für die Verbesserung 
der Qualität von Studium und Lehre. Maßnahmen 
zur Verbesserung der Durchlässigkeit, zur Adressie-
rung einer heterogeneren Studierendenschaft und 
zur Nutzung digitaler Medien sind ebenfalls vor-
gesehen. Der Bund stellt, vorbehaltlich der Mittel-
bereitstellung durch die gesetzgebenden Körper-
schaften, von 2021 bis 2023 jährlich 1,88 Mrd. € und 
ab dem Jahr  2024 jährlich 2,05  Mrd.  € bereit. Die 
Länder stellen zusätzlich zur Grundfinanzierung 
der Hochschulen Mittel mindestens in Höhe der 
im jeweiligen Jahr erhaltenen Bundesmittel bereit. 
Die Mittelbereitstellung erfolgt grundsätzlich zeit-
lich unbegrenzt. Damit stehen bis  2023 jährlich 
rund 3,8 Mrd. € und ab 2024 jährlich 4,1 Mrd. € zur 

Verfügung. Die Verteilung der Bundesmittel erfolgt 
transparent nach einem jährlich neu berechneten 
Schlüssel.

In Nachfolge des Qualitätspakts Lehre soll die 
Bund-Länder-Vereinbarung „Innovation in der 
Hochschullehre“ die Erneuerungsfähigkeit der 
Hochschullehre fördern, um eine bessere und 
schnellere Anpassung an neue gesellschaftliche 
Herausforderungen und Bedarfe aus Wissenschaft 
und Wirtschaft zu ermöglichen. Eine neue weitge-
hend selbständige Organisationseinheit soll den 
Austausch und die Vernetzung relevanter Akteure 
sowie den Wissenstransfer zu gelingender Lehre 
und zu neuen Ergebnissen und Erkenntnissen vor-
antreiben. Um kontinuierlich Anreize zu setzen, 
Lehr-Innovationen zu gestalten, soll die Entwick-
lung innovativer Studien- und Lehrformate durch 
eine entsprechende Förderung unterstützt werden. 
Bund und Länder stellen  – vorbehaltlich der Mit-
telbereitstellung durch die gesetzgebenden Kör-
perschaften – jährlich 150 Mio. € bereit; in den Jah-
ren  2021 bis  2023 erfolgt die Finanzierung allein 
durch den Bund, ab 2024 sollen jährlich 110 Mio. € 
durch den Bund und 40  Mio.  € durch die Länder 
getragen werden. Die Vereinbarung ist auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen.
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